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Rechtsanwalt Hannover 
in der DDR ausgezeichnet

Der Wissenschaftliche Rat der Hum­
boldt-Universität verlieh am 25. No­
vember dem Bremer Rechtsanwalt 
und Notar Heinrich Hannover die 
Ehrendoktorwürde. H. Hannover 
vertrat die Nebenklage im Straf­
prozeß gegen den Mörder von Ernst 
Thälmann und ist Autor und Verfasser 
zahlreicher Publikationen zur po­
litischen Justiz in der BRD. Prof. 
Waltraud Falk von der Humboldt- 
Universität erklärte: "Wenn heute 
gesellschaftswissenschaftliche Ar­
beiten unerbittlich daran gemessen 
werden, welchen Beitrag sie zur 
Sicherung des Friedens, zur Völker­
verständigung, zum sozialen Fort­
schritt und zur allseitigen Entwick­
lung der Menschen leisten, so gehören 
Sie zu den Juristen, die in diesem 
Sinne tätig sind." H. Hannover betonte 
in seiner Ansprache, daß ihn die Eh­
rung in der DDR besonders freue, weil 
"hier die Würdigung antifaschistischer 
Kämpfer zu den Grundsätzen des 
Staates gehört, anders als in der Bun­
desrepublik." Der Krefelder Prozeß 
gegen den Thälmann-Mörder Otto vor 
dem Krefelder Landgericht habe für 
ihn persönlich einen hohen Stellen­
wert gehabt, weil es ein historisch be­
deutender Prozeß war. Damit erfolgte 
endlich die lange ausstehende Ver­
urteilung Ottos und zugleich eine in 
der Bundesrepublik längst fällige öf­
fentliche Würdigung des antifaschisti­
schen kommunistischen Widerstands. 
(Quelle: UZ, 28.11.86 - sie)

Gemeinnützige gegen Strei­
chung der Steuervorteile

Der Gesamtverband Gemeinnütziger 
Wohnungsunternehmen hat in einem 
48seitigen Positionspapier "Der lange 
Weg" Bundesminister Stoltenberg 
dringend davor gewarnt, seinen 1 800 
Mitgliedsfirmen die Steuerpräferen­
zen zu streichen bzw. nur noch den ge­
meinnützigen Wohnungsgenossen­
schaften und -vereinen die Steuer­
vergünstigungen zu lassen. "Die Re­
form des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes dürfe angesichts der 
enormen Zukunftsaufgaben bei der 
Versorgung weiter Bevölkerungskrei­
se ... mit Wohnraum zu tragbaren 
Mieten und angemessener Ausstat­
tung nicht zur Garotte (Würgeeisen, 
d.V.) der gemeinützigen Wohnungs­
wirtschaft werden."

Die von der Bundesregierung ange­
gebenen Steuerbefreiungen von 200 
bis 240 Mio. DM seien eher überhöht. 
"Tatsächlich seien die Steuervorteile 
der steuerpflichtigen Wohnungswirt­
schaft höher als die der gemeinnützi­
gen. Im übrigen hätten die Steuermin­
dereinnahmen des Bundes wegen der 
Vergünstigungen für nicht gemein­
nützige Bauherren und Erwerber im 
Rahmen erhöhter Absetzungen für 
Wohngebäude 1985 schon 3,28 Mrd. 

DM betragen. Außerdem würden auch 
andere Wirtschaftszweige ohne Bin­
dungen und Gegenleistungen Subven­
tionen in Milliardenhöhe erhalten. Die 
Debatte über die Steuerpräferenzen 
entbehre damit jeden Augenmaßes, 
zumal sie acht Millionen Menschen in 
3,4 Mill. Miet- und Genossenschafts­
wohnungen betreffe."

Ferner fordert der Verband u.a.: 
"Die fast vollständige Belegungsbin­
dung der Wohnungsbestände der Ge­
meinnützigen und ihrer Vergabe durch 
die Wohnungsämter wäre ein untaug­
liches Vorhaben ... Die im nachhinein 
wegen der wirtschaftlichen Entwick­
lung verfehlte Finanzierung der Woh­
nungsbestände der 70er und 80er Jah­
re mit Kapitalmarktdahrlehen und ei­
ner zeitlich befristeten, degressiven 
Förderung bei Zinsen und Aufwendun­
gen bedeute für viele Unternehmen 
bereits heute Leerstand, Mietausfälle

unsoziale Härten. Deshalb müsse der 
Bund zusammen mit den Ländern hier 
wieder für eine solide und seriöse Fi­
nanzierung sorgen." (Quelle: Handels­
blatt, 5-/6.2.86 — jeb)

"Preußenschild" für 
Zimmermann

Bundesinnenminister Zimmermann ist 
vom Sprecher der Landsmannschaft 
der Ostpreußen, Ottfried Hennig, der 
zugleich Parlamentarischer Staats­
sekretär im "Innerdeutschen Ministe­
rium" Windelens ist, mit dem "Preu­
ßenschild" ausgezeichnet worden. Der 
"Preußenschild" ist der höchste Or­
den, den die Landsmannschaft der 
Ostpreußen vergibt. Er wird nur an 
zehn lebende Träger gleichzeitig ver­
geben. Früherer Träger dieses Ordens 
war u.a. der wegen Teilnahme an 
faschistischen Kriegsverbrechen ver­
urteilte Hitler-Nachfolger Groß­
admiral Dönitz. Der ist kürzlich ver­
storben. Vermutlich ist Zimmermann 
also sein Nachfolger als Ordensträger. 
Die Landsmannschaft der Ostpreußen 
verlangt nicht nur die Annektion des 
früheren Ostpreußens und damit den 
Raub polnischer und sowjetischer Ge­
biete bei der Wiederaufrichtung des 
"Deutschen Reiches". 1984 veröffent-
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lichte sie in ihrem Zentralorgan "Das 
Ostpreußenblatt" u.a. eine Stellung­
nahme der "Arbeitsgemeinschaft der 
Memellandkreise in der Landsmann­
schaft Ostpreußen", worin diese gegen 
eine vermutete Absicht der Bundes­
regierung protestierten, "bei der künf­
tigen Herausgabe einer Deutschland­
karte in seinen völkerrechtlich gülti­
gen Grenzen das Memelland unbe­
rücksichtigt zu lassen." Ein Jahr spä­
ter bekräftigte Zimmermann solche 
Positionen durch einen Auftritt vor 
dem "Deutschlandtreffen" der Ost­
preußen. Dort erklärte er u.a.: "... 
haben die Vertriebenen und Flücht­
linge ein Recht auf die Solidarität al­
ler Deutschen. Wir alle tragen ge­
meinsam Verantwortung für die Zu­
kunft unseres Vaterlandes in Europa." 
Das "Preußenschild", von Zimmer­
mann freudig entgegengenommen, do­
kumentiert, wie diese Zukunft gestal­
tet werden soll: Mit gewaltsamen 
Eroberungskriegen, verbunden mit 
scharfer Unterdrückung im Innern. 
Das ist ja auch Zimmermanns Res­
sort. -(rül)

Das freie Wochenende ist 
ernsthaft in Gefahr

Auf die Ankündigung des IGM-Vor- 
stands Zwickel, für die 35-Stunden- 
Wocheunddas freie Wochenende not­
falls zu streiken, konterte Hauptge­
schäftsführer von Gesamtmetall, 
Kirchner: "Unsere internationale
Konkurrenz schlägt sich vor Freude 
auf die Schenkel. Ich habe langsam 
den Eindruck, daß die IG-Metall mehr 
die Interessen japanischer und ameri­
kanischer Arbeitgeber vertritt als die 
der deutschen Arbeitnehmer. Unsere 
schärfsten Konkurrenten auf den 
Weltmärkten haben längst die Sams­
tags-, sogar Sonntagsarbeit. Die kön­
nen ihre Maschinen rund um die Uhr 
auslasten und deshalb kostengünstiger 

Am 29.11. demonstrierten 5000 Leute in Bonn für den Boykott Südafrikas, ge­
gen die Unterstützung des Rassistenregimes durch die BRD. Aufgerufen hatten 
über 200 Organisationen, u.a. Anti-Apartheid-Bewegung, DKP, Evangelische 
Frauen und Grüne. Auf der Schlußkundgebung sprachen sechs der sieben 
Redner für den vollständigen Boykott. Professor Ehmke, der für den SPD-Vor­
stand eine Grußbotschaft vortrug, trat nicht für umfassende Sanktionen ein. Er 
forderte die Bundesregierung auf, die US-Sanktionen zu übernehmen. - (uld)

produzieren, während unsere Anlagen 
auf’s Jahr gerechnet höchstens zu 34 
Prozent genutzt werden. Wir werden 
deshalb die Wochenend-Arbeit in die 
Tarifverhandlungen einbringen." — 
Gesamtmetall stellt die 1GM hin, als 
ob sie nicht ganz bei Trost sei, heutzu­
tage noch für ein freies Wochenende 
einzutreten, und droht im Falle von 
Dummheiten schon mit Paragraphen.

Murmann, der neue Präsident der 
BDA, sagte bezugnehmend auf den 
IGM-Gewerkschaftstag: "Ich fand es 
interessant, daß dort der Begriff Fle­
xibilisierung nicht als Negativbegriff, 
sondern als Gestaltungsspielraum dis­
kutiert worden ist.... Ich habe die Er­
wartung, daß wir irgendwann wieder 
von einer Sechs-Tage-Woche reden 
können." — Leute wie Murmann wissen 
wohl, daß der Gewerkschaftstag das 
freie Wochenende beschlossen hat, 
aber sie wissen auch, daß gleichzeitig 
eine Beschränkung der Betriebsnut­
zungzeiten - z.B. auf 40 Stunden in 
Normalschicht — abgelehnt wurde.

Die Forschheit, mit der die Kapita­
listen jetzt den Samstag ins Spiel brin­
gen — und damit den Sonntag meinen — 
liegt nicht nur an dem unverantwortli­
chen Gerede von Rappe und Döding. 
Auch von Steinkühler kommen Signale 
hinsichtlich des "freien Samstag": 
"Hier werde die IG Metall keine Kom­
promisse machen. Was nicht bedeuten 
solle, daß nicht auch Mehrarbeit oder 
Reparaturarbeiten oder Sonder­
schichten auf den Samstag gelegt 
werden könnten, was bei Zwei- 
Schicht-Betrieben ohnehin die einzige 
Alternativesei. Auch der Ausgleichs­
zeitraum von zwei Monaten (für 
Mehrarbeit, d.Red.) könne erweitert 
werden —" — Was ist das anderes, als 
Jahresarbeitszeitflexibilisierung 
durch die Hintertür der Mehrarbeit? 
(Quellen: Bild, 1.12.86; Stern und Han­
delsblatt, 4.12.86 - poj)
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Jahresgutachten

"Ständige Betriebsbereitschaft" unerläßlich! — 
Das ganze Leben ein Arbeitsplatz?

Das war in den letzten zwanzig Jahren 
der BRD nicht der Fall: Die Kapitali­
stenklasse hat ein umfassendes Kon­
zept zur Lenkung der Gesellschaft, 
und sie legt es ziemlich unumwunden 
den Wahlbürgern zur Bestätigung vor, 
begründet hoffend, eine satte Mehr­
heit dafür aufzutreiben. Wieso bleibt 
die Kritik, die vom Standpunkt der 
Lohnarbeit dagegen zu führen ist, so 
relativ kraft- und wirkungslos? Zwei 
Hauptgründe sind dafür auszumachen.

Erstens: Politisch kann die Arbei­
terbewegung ihre Ziele nicht bestim­
men, wenn und solange sie zuläßt, daß 
den eingewandertern Arbeitern die 
politischen Rechte vorenthalten blei­
ben. Sie kann durch die bürgerliche 
Propaganda auf den Standpunkt des 
Privileges festgelegt und dort isoliert 
werden. Sie kann nicht als Vorkämpfer 
der Befreiung auftreten, sondern tritt 
als Interessengruppe, wenngleich gro­
ße, in Erscheinung. Dagegen richtet 
die objektive Analyse nichts aus, die 
feststellt, daß Wählen verkehrt ist. 
Der Analyst schätzt ja doch sehr, daß 
er nicht nächstentags irgendwohin 
ausgewiesen werden kann, sondern 
immerhin einen Standort hat, von dem 
aus er Nein! rufen kann. Der weit­
gehende Ausschluß einer so großen 
Bevölkerungsgruppe bei gleichzeiti­
ger Verurteilung zu den schwersten, 
anstrengendsten, am meisten ver­
schleißenden Arbeiten wird, wenn und 
solange er von der Arbeiterbewegung 
geduldet wird, breit und massenhaft 
ein Weltbild festigen, das in Hier­
archien, in Priviligien und Eliten ein­

teilt. Unter der konservativen Devise: 
Jedem das Seine! gibt die bürgerliche 
Gesellschaft den Arbeitern dann pas­
senderweise nichts.

Zweitens: Im Bereich der Wirt­
schaft kann die Arbeiterbewegung ei­
ne Kritik nicht entwickeln, wenn und 
solange sie das Ausmaß der Beschäfti­
gung zum Maßstab macht. Sie kann 
von der bürgerlichen Politik verein­
nahmt und von den Kapitalisten betro­
gen werden. Gegenwärtig zum Bei­
spiel hat die Kapitalistenklasse eine 
außergewöhnlich große Mobilisierung 
der Kraftreserven der Arbeiterbevöl­
kerung erreicht. Die Erwerbsquote 
steht auf fast 46%, so hoch wie seit 
Mitte der sechziger Jahre nicht. Zieht 
man zusätzlich in Betracht, daß die

Kohl 1986 vor dem BDI: "Das erste, 
was ich sagen möchte, Herr Präsident, 
ist ein Wort des Dankes ... für man­
cherlei Rat."

Anzahl der Schüler und Studenten we­
sentlich höher liegt als damals und 
ebenso die Zahl der Empfänger von 
Renten und Pensionen, so wird man 
sagen müssen, daß der deutsche Im- 
perialimus seit dem zweiten Welt­
krieg nicht mehr die Bevölkerung so 
umfassend eingespannt und auf Trab 
gebracht hat wie gegenwärtig. Im 
Schall des Rufs nach Arbeitsplätzen 
spreizt und rühmt sich die bürgerliche 
Gesellschaft und läßt auch gerne kri­
tisieren, daß mehr noch besser wäre. 
So lange die Arbeiterbewegung nicht 
energisch nach dem Preis für ihrer Ar­
beitsleistung fragt, ist alles gebongt.

Die bürgerliche Hetze hat den Ge­
gensatz von Staat und Arbeiterklasse, 
der sich gegenwärtig am widerwärtig­
sten in der Entrechtung der eingewan­
derten und Wanderarbeiter ent­
wickelt, gefaßt und als Unterschied 
zwischen Staatsangehörigen und Aus­
ländern formuliert. Sie hat die Aus­
beutung der Lohnarbeit durch das Ka­
pital zum aktiven Ziel der Lohnarbeit 
erhoben und den Klassengegensatz als 
Unterschied zwischen Vollbeschäfti­
gung bzw. Konjunktur und Arbeitslo­
sigkeit bzw. Krise gefaßt. Damit sind 
wichtige Orientierungspunkte in der 
öffentlichen Meinung eingerissen. 
Jetzt kann es weitergehen, und es 
geht auch weiter. Die Wissenschaft 
fängt an, die nächsten Ziele zu mar­
kieren.

Langsam schiebt sich in der BRD ein 
neuer Entlohnungsmaßstab neben den 
gewohnten: Stunden- oder Tagelohn 
im Wortsinne. Gerechnet wird dabei 
nicht mehr bezogen auf das Auskom-

Verfahren gegen "Tami- 
len-Kapitän" eingestellt

Im Juli hatte der Kapitän und Eigner 
der "Aurigae" aus Nordenham, W. Bin­
del, 153 tamilische Asylbewerber aus 
der BRD, nachdem er von ihnen 
700000 DM für die Überfahrt kassiert 
hatte, auf offenem Nordatlantik vor 
Kanada ausgesetzt. Ein Haftbefehl 
gegen Bindel wurde zunächst nur von 
Honduras beantragt, unter dessen 
Flagge Bindels Schiff fuhr. Bindel ent­
ging diesem Haftbefehl, indem er sein 
Schiff in die BRD zurückflaggte. Weil 
die Sache überall publik geworden 
war, entschloß sich die Oldenburger 
Staatsanwaltschaft zu einem Ermitt­
lungsverfahren gegen Bindel. Dieses 
Verfahren ist nun eingestellt worden. 
Bindel habe sich nicht der Aussetzung 
Hilfloser schuldig gemacht. Die Tami­
len hätten das Schiff freiwillig mit 
dem Ziel "einer besseren Zukunft für 
sich und ihre Kinder" verlassen. Hier­

aus, so die Staatsanwaltschaft, könne 
dem Kapitän kein Vorwurf gemacht 
werden. Damit stellt sich die Staats­
anwaltschaft hinter die Asylpolitik 
der Bundesregierung, wonach die Be­
seitigung der Asylbewerber aus der 
BRD oberstes Gebot ist - egal mit 
welchen Mitteln und zudem lukrativ, 
-(sie)

Provokation gegen 
Syrien

Westberlin. 27.11.86 Zu 14 bzw. 
13 Jahren Haft wurden die beiden An­
geklagten Ahmed Hasi und Faruk 
Salameh wegen des Sprenstoffan- 
schlages auf die Deutsch-Arabi- 
sche-Gesellschaft vom 29. März des 
Jahres verurteilt. In der Urteilsbe­
gründung wurde von syrischer Mittä­
terschaft ausgegangen. Diese ist 
konstruiert. Hierzu einige Hinter­
grundinformationen, die. im Prozeß­
verlauf bekannt wurden: Über eine an­
gebliche Reise von Hasi Anfang ’86 

nach Syrien fehlen die Paßeintragun­
gen. Die beschriebenen Räume der sy­
rischen Botschaft in Berlin, DDR, exi­
stieren dort überhaupt nicht. Die bei­
den angeblichen britischen Polizisten 
Lloyd und Talbot, die Hasi im April im 
Gefängnis aufsuchten und zu dem Ge­
ständnis bewegten, sind bei der Lon­
doner Polizei unbekannt. Der Vater 
von Hasi und seines in London verur­
teilten Bruders Hindawis war Mitar­
beiter des israelischen Geheimdien­
stes. — (kla)

Deutsche Bank kauft 
Großbank in Italien

Die "Banca d’America e d'Italia", bis­
lang im Besitz der US-"Bank of Ame­
rica" und achtgrößte Bank in Italien, 
gehört künftig der Deutschen Bank. 
Für 1,2 Mrd. DM erwarb diese das ge­
samte Kapital und stach Mitbewerber 
wie die Familie Agnelli (FIAT) aus. 
Nach dem Kauf einer großen Versi­
cherung durch die Allianz ist dies der
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men des Lohnabhängigen, sondern be­
zogen auf das Einkommen pro Stunde 
oder pro Tag. Die Unstetigkeit der Be­
schäftigung, das reale Einkommen 
verschwindet in dieser Betrachtung 
zugunsten einer Rechengröße. Das 
Lohneinkommen erscheint als Zusatz 
zum Familieneinkommen, zur Sozial­
hilfe usw. Obwohl diese Art Beschäf­
tigung immer weiter zunimmt, bleibt 
gegenwärtig der Maßstab der Lohn­
einkommen in der BRD immer noch 
das Lohneinkommen, das ein Arbeiter 
in der Industrie erzielt, wenn er voll 
beschäftigt ist. Obwohl die Anzahl der 
Menschen, die sich in genau solchen 
Lebensumständen befinden, abnimmt, 
ist doch da die Marke, an der sich die 
gewerkschaftlich organisierte und 
kampffähige Arbeiterbewegung sam­
melt. Gegen diese Marke richtet sich 
der Angriff der bürgerlichen Wissen­
schaft auf zweierlei Art:

Erstens bezogen auf den Lohn. Der 
industrielle Lohn, wie er sich in der 
BRD herausgebildet hat, ließ dem 
Facharbeiter, so er nur ein bißchen 
Glück hatte, einen gewissen Spiel­
raum für Familie, Auto, Eigenheim. 
Die Umschichtungsprozesse der letz­
ten Jahre haben diesen Lohn auf ein 
anderes Niveau gedrückt. Die Repro­
duktion vieler Familien hat, wie be­
sonders der Angebotsdruck auf dem 
Arbeitsmarkt zeigt, keine ausreichen­
de Basis mehr. Die Verschiebung der 
Stückzahlen der Automobilproduktion 
z.B. zwischen VW und Daimler Benz 
spricht ebenfalls Bände, ebenso die 
Verhältnisse auf dem Immobilien­
markt, wo die Notverkäufe gerade bei 
minderwertigen bzw. geringerwerti­
gem Wohnungseigentum zunehmen. 
Für die Kapitalisten hängen Marktan­
teile davon ab, daß sie die gegenwär­
tig gute Nachfrage auch befriedigen. 

Die Situation wäre günstig, um einen 
Teil der Lohnverluste wieder herein­
zuholen. Dagegen richtet das Wirt­
schaftsgutachten das Argument, daß 
auf diesem Wege eine Inflation ausge­
löst würde, die sonst ohne weiteres zu 
vermeiden wäre. So räumt das Gut­
achten argumentativ die Bahn für 
weitere Lohnsenkungen durch Infla­
tion; eine Methode, die auch in den 
bürgerlichen Kreisen umstritten ist 
und deswegen behutsam ins Gespräch 
gebracht werden muß. Würden nun zu­
rückhaltende Lohnabschlüsse zur 
Geldwertstabilität führen? Wohl 
kaum. Eine Arbeiterbewegung, die die 
Chance ausläßt, ihre Lohnposition un­
ter günstigen Umständen zu verbes­
sern, wird — so könnten Bürger rech­
nen — sich wohl schwerlich gegen eine 
Lohnminderung durch Inflation zur 
Wehr setzen. Gerade bei minderwerti­
gen Lohnabschlüssen ist deswegen mit 
einer gezielten Inflation als Mittel der 
Lohnsenkung zu rechnen.

Zweitens die Flexibilisierung. Das 
Gutachten weist den Weg. Sehr unter­
schiedliche Wochenstundenzahlen sei­
en möglich, vorausgesetzt, so wört­
lich, “ständige Betriebsbereitschaft 
und konsequente Stellvertretung" sei­
en gewährleistet. Bislang hat die Pro­
duktionsmethode im verarbeitenden 
Gewerbe Teilzeitarbeit schwierig ge­
macht. Diese Schranke, die beigetra­
gen hat, den Lohnstandard aus der 
normalen Arbeitswoche zu errechnen, 
soll durchbrochen werden. Alles geht 
glatt, vorausgesetzt die ständige Be­
triebsbereitschaft des Arbeiters. So 
wird die Rufbereitschaft zur Daseins­
weise und das real erzielte Einkom­
men des Arbeiters um ein Viertel, 
Drittel usw. gesenkt.

Diese beiden Wege zur Vernichtung 
des Lohnstandards werden in den 
nächsten Jahren also beschritten. Die 
Bourgeoisie wird zielstrebig eine In­

zweite große Coup, mit dem west­
deutsche Finanzmonopole ihren Ein­
fluß in Italien in den letzten Monaten 
erhöhten. Mit der neuen “Achse" nach 
Italien will die Deutsche Bank auch 
EG-weit die Vormacht im Bankenge­
schäft erobern, -(rül)

Arbeitsgemeinschaft DGB/BDA 
zur Versicherungskürzung?

"Die Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände und der 
Deutsche Gewerkschaftsbund wollen 
eine Arbeitsgemeinschaft gründen, 
die nach Möglichkeiten einer Struk­
turreform des Gesundheitswesens su­
chen soll. Auch über die Reform der 
Rentenversicherung sollen Gespräche 
zwischen den Spitzenverbänden inten­
siviert werden." Das meldete am 
28.11. das "Handelsblatt". BDA-Chef 
Esser verbreitete prompt, er sehe 
"große Chancen für eine gemeinsame 
Linie der Sozialpartner". Der DGB 
verbreitet nichts. Was auch? Daß er 

die Notwendigkeit einer weiteren 
“Kostendämpfung" in den Kranken­
versicherungen und einer "Strukturre­
form“ bei der Rentenversicherung 
nicht bestreitet? Mag sein, daß der 
DGB-Vorstand glaubt, auf diesem We­
ge die ärgsten Forderungen der Kapi­
talisten abwenden zu können. Tat­
sächlich aber hilft er den Kapitalisten 
mit der Zustimmung zur Bildung sol­
cher Arbeitsgemeinschaften, sich vor 
gewerkschaftlicher Kritik an der Zer­
störung der Gesundheit der Lohnab­
hängigen und an ihrer Verantwortung 
für die leeren Rentenkassen davonzu­
stehlen. - (rül)

Ganz große Koalition im 
Bundestag "für Europa"

Am iß.u.hatder Bundestag erstmals 
den Vertrag "zur Europäischen Union 
und der Einheitlichen Akte" beraten. 
Der Vertrag, von den Staats- und Re­
gierungschefs der EG Anfang 1986 un­
terzeichnet, sieht ab 1.1.87 weitge­

hende Änderungen des EG-Vertrages 
vor. Auf zahlreichen Gebieten wird 
die bisher erforderliche Einstimmig­
keit bei Entscheidungen der EG durch 
Mehrheitsentscheidungen ersetzt. 
Erstmals wird auch die "sicherheits­
politische Zusammenarbeit" — sprich: 
militärische Kooperation - Bestand­
teil des EWG-Vertrages. Die Parla­
mente Dänemarks, Belgiens. Luxem­
burgs, Großbritanniens und Frank­
reichs haben den Vertrag schon ratifi­
ziert, der Bundestag will bis Jahres­
ende folgen. Die BRD als wirtschaft­
lich stärkste Macht wird von der Aus­
dehnung der EG-Kompetenzen und 
den Mehrheitsentscheidungen abseh­
bar am meisten profitieren. Dagegen 
regte sich im Bundestag auch von sel­
ten der Grünen kein prinzipieller Wi­
derstand. Die SPD kritisierte sogar, 
daß "eine materielle Verpflichtung 
zur Zusammenarbeit" in der Militär­
politik noch immer nicht ausreichend 
festgeschrieben sei. - (rül)
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Zieht man die Zunahme der Beschäftigung ab, so bleiben zwischen 1 und 1,5% Bruttolohnsteigerung für die AOK-Mitglie­
der. Davon sind abzuziehen: höhere Versicherungsbeiträge, Teuerung, Steuerprogression, Kürzungen bei den Versiche­
rungsleistungen usw. So "profitieren" die unteren Lohngruppen vom "Aufschwung"!

flation ansetzen, und das Angebot an 
Teilzeitkräften wird ausgenutzt wer­
den, um den Monatslohn zu senken.

Die Gegenwehr muß mit großen 
Schwierigkeiten rechnen. Das Lohn- 
und Gehaltsniveau ist ja so unter­
schiedlich, daß in einigen Bereichen 
für eine Halbtagsarbeit ein irgendwie 
ausreichender Lohn herauskommt, 
während in anderen nur noch Zuer­
werb einer sonstwie abhängigen Per­
son übrigbleibt. Die Strategie der 
herrschenden Klasse wirkt also selek­
tiv,undzwarauf Mittelklasse und Pro­
letariat verschieden. Überzeichnet 
man die zu erwartende Entwicklung, 
so ergeben sich als prototypische Ent­
wicklungspfade:
- Im Bereich höherer Mittelklassen­
einkommen ist bereits ein wenig Ver­
mögen da, ein Haus u.U. für mehrere 
Mietparteien, auch sonstiges Vermö­
gen. Das Lohneinkommen kann stei­

gen oder fallen, ohne daß die Lebens­
weise grundlegend geändert werden 
muß. Besonders bei Ehegatten sind 
Änderungen im Beschäftigungsum­
fang ganz gut auszugleichen, beson­
ders noch einmal, wenn Kinder nicht 
da oder aus dem Hause sind. Änderun­
gen im Lohnstandard wirken sich, das 
ist das Wichtige, nicht auf die Lebens­
weise aus.
- Im Bereich der Arbeiterlöhne wird 
die Erwartung an das Leben auf das 
bloße Überleben Schritt für Schritt 
hingeführt. Die wirtschaftliche Ab­
hängigkeit führt zu einer umfassenden 
gesellschaftlichen. Die abrufbare Be­
triebsbereitschaft bedeutet ja eine 
Ausweitung des Direktionsrechtes der 
Kapitalisten ins tägliche Leben. 
Stichprobenhafte Feststellung der Be­
triebsbereitschaft, durchaus auch oh­
ne Abruf, ist denkbar.

Die verschiedenen Wirkungen, die 

Lohnsenkung und Flexibilisierung in 
den verschiedenen Lohnbereichen ha­
ben, beruhen nicht auf einer gegen­
sätzlichen Interessenlage. Es ist eine 
einheitliche Front gegen die Kapitali­
sten gleichwohl möglich. Sie kann 
aber nur entstehen im Betrieb, und 
zwar gegen die zunehmende Steige­
rung der Arbeitsintensität, des Ar­
beitstempos, der Beanspruchung der 
Lebenskraft und Lebensgeister durch 
das Kapital. Das Kapital, das zuerst 
die Handarbeit zum bewußtlosen Or­
gan macht und die Kopfarbeit zur un­
praktischen Spintisiererei, geht ja im 
nächsten Entwicklungszuge dazu 
über, den Handarbeiter zum Krüppel 
und den Kopfarbeiter zum Fachidio­
ten zu machen. Dies geschieht nicht 
irgendwo, sondern am vielgerühmten 
Arbeitsplatz. Was sich dort abspielt, 
muß kritisiert und von den Kapitali­
sten entgolten werden. — (alk, maf)

Verfassungsbeschwerde 
gegen Zeitverträge

GEW und ÖTV haben gegen das im Mai 
1985 verabschiedete Gesetz über "Be­
fristete Arbeitsverträge mit wissen­
schaftlichem Personal an Hochschu­
len und Forschungseinrichtungen11 
schon vor einiger Zeit Verfassungsbe­
schwerde eingelegt. Die Frankfurter 
Rundschau hat am 4.12. die Begrün­
dung der Beschwerde auszugsweise 
dokumentiert. Nach dem Gesetz kön­
nen — und sollen — wissenschaftliche 
Angestellte in fast allen Fällen befri­
stet eingestellt werden. Das Gesetz 
setzte den Tarifvertrag BATSR2y 
außer Kraft, nach dem Befristungen 
nur aus Gründen einer zeitlich klar be­
stimmbaren Arbeit oder bei Stellen­
vertretungen möglich waren. Als Be­
fristungsgrund reicht jetzt z.B. aus, 
daß der Angestellte "erstmals" im öf­
fentlichen Dienst arbeitet. Die Kläger 
weisen zu Recht daraufhin, daß dieser 

Eingriff in der Tarifautonomie Signal­
wirkung für andere Branchen haben 
wird (wie es auch bereits geschehen 
ist). Sie argumentieren mit der Ver­
letzung des Art. 9 Abs. 3 GG (Koali­
tionsfreiheit). Sehr geschickt ist die 
Taktik der Regierung, mit dem Gesetz 
zunächst gegen Akademiker vorzuge­
hen, weil hier offenbar weniger Wi­
derstand vermutet wird, — (tob)

Faruk Bozkurt nach über 
drei Monaten endlich frei

Seitdem 15.8.1986 war Faruk Bozkurt 
in Hamburg in Haft wegen "Verabre­
dung zu einem Sprengstoffanschlag11. 
Der "Arbeiterverein aus Kurdistan 
e.V." hat sofort erklärt, daß dies ein 
Komplott des türkischen Konsulats 
gewesen ist. Per Post war dem Arbei­
terverein ein Schließfachschlüssel zu­
gespielt worden, im Schließfach be­
fand sich Sprengstoff. Die Polizei 
kannte bereits den Inhalt von Brief 
und Schließfach. Das Gericht verfügte 

am 27.11.1986 die Haftentlassung, 
weil "die weiteren Ermittlungen kei­
nerlei Erkenntnisse gebracht (haben), 
die den Tatverdacht gegen den Be­
schuldigten stützen . .. Den durchge­
führten Ermittlungen ist nicht zu ent­
nehmen, daß sich die PKK zu Gewalt 
und Terror gegen den türkischen Staat 
außerhalb des türkischen Staatsgebie­
tes bekennt und derartige Aktionen 
bereits unternommen hat." Die 
Staatsanwaltschaft hat Beschwerde 
eingelegt. — (mek)

EG-Türkei: Lohnsklaverei 
nach EG-Wü nschen

Noch vor dem Londoner EG-Gipfel 
einigten sich Anfang Dezember die 
EG-Außenminister, welches Angebot 
man der Türkei hinsichtlich der zum 
1. Dezember laut Assoziierungsab­
kommen von 1963 in Kraft tretenden 
"Freizügigkeit" für türkische Lohnab­
hängige machen will. Die "FAZ" be­
schreibt das Angebot so: "Nur wenn
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BRD — Südafrika
Die BRD will Sanktionen 
null und nichtig erklären

Für 46 Millionen DM hat die staats­
eigene HDW-Werft U-Boot-Konstruk­
tionszeichnungen an die südafrikani­
sche Regierung verkauft. Der Verkauf 
verstößt gegen das Kriegswaffen­
kontrollgesetz und gegen das 1977 
vom UN-Sicherheitsrat verhängte 
Waffenembargo gegen Südafrika, wo­
nach völkerrechtswidrig ist, Südafrika 
mit Waffen für Militär- oder Polizei­
zwecke zu versorgen. Zwar haben die 
westdeutschen Kapitalisten bisher 
schon Mittel und Wege gefunden, Waf­
fen und Pläne für ihre Herstellung an 
die südafrikanische Regierung zu ver­
kaufen, jedoch nicht in aller Öffent­
lichkeit und zumeist auf verschlunge­
nen Umwegen. Die Unionsparteien 
veranstalten aus Anlaß des Verkaufs 
der U-Boot-Pläne jetzt eine Debatte 
über Lockerungen des Kriegswaffen­
kontrollgesetzes. Sie wollen erstens 
erreichen, daß westdeutschen Waf­
fenexporten auch in Kriegs- und Kri­
sengebiete keinerlei Hemmnisse mehr 
im Wege stehen. Zweitens ist der Ver­
kauf von U-Boot-Plänen aus einem 
Unternehmen, das zu 75,1% dem bun­
deseigenen Salzgitter-Konzern und zu 
24,1% dem Land Schleswig-Holstein 
gehört, eine öffentliche Demonstrati­
on, daß die Bundesregierung bestehen­
de und künftige Sanktionen gegen Süd­
afrika nicht einhalten will und daß sie 
sich an keinen UNO-Beschluß gebun­
den fühlt. Sie will dem Siedlerregime 
und den westdeutschen Kapitalisten, 
die in Südafrika ausbeuten, jede Un­
terstützung zukommen lassen, die nur 
möglich ist.

Der Bundesverband der deutschen 
Industrie (BDI), der Deutsche Indu-

Ein- und Ausfuhren der BRD aus 
und nach Südafrika 

in 1000 DM

Jahr Einfuhr Ausfuhr

1982 3075500 6128900
1983 2741800 4982000
1984 2 973 500 6648700
1985 3 162700 4997200
1-6/86 1573451 2009000

Quelle: Statistisches Jahrbuch 1986, 
Außenhandelsstatistik Januar bis Juni 
1986

strie-und Handelstag, der Bundesver­
band des Deutschen Groß- und Außen­
handels — sie alle erklären, daß sich 
ihre Mitgliedsunternehmen auf keinen 
Fall aus Südafrika zurückziehen wol­
len. Der Sprecher der Siemens AG in 
München erklärte: "Wir sind seit vie­
len Jahren in Südafrika und werden 
auch bleiben." (1) Die VW AG will 
ebenfalls ihre Fabriken in Südafrika 
behalten, gleiches gilt für BMW und 
Daimler-Benz. (1) Die Allianz AG hat 
bereits Vorsorge getroffen, wie sie die 
EG-Beschlüsse über Neu-Investitio­
nen umgehen kann: Sie hat ihre süd­
afrikanische Tochtergesellschaft mit 
einer südafrikanischen Versicherung 
fusioniert, womit das Unternehmen 
nun nicht mehr "westdeutsch", son­
dern südafrikanisch ist. Ausdrücklich 
weist die Allianz darauf hin, daß dies 
kein Rückzug aus Südafrika bedeute. 
(2) Die Luxemburger Filialen der 
Dresdner und der Deutschen Bank ha­
ben bereitwillig die Konten der süd­
afrikanischen Regierung ausgeweitet, 
die ihre Guthaben bei US-Banken in 
Reaktion auf die US-Sanktionen abge­
zogen und bei europäischen Banken 
deponiert hat. (3)

Der leichte Rückgang des Handels 

mit Südafrika (siehe Tabelle) sei auf 
keinen Fall auf Boykottabsichten zu­
rückzuführen, sondern habe seine Ur­
sache in den wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten in Südafrika, berichtet das 
"Handelsblatt" aus Anlaß des Abzugs 
US-amerikanischer Unternehmen aus 
Südafrika. Tatsächlich ist der Handel 
der westdeutschen Kapitalisten mit 
Südafrika im Verhältnis zu anderen 
Staaten gestiegen, denn der gesamte 
Außenhandel Südafrikas ist im ersten 
Halbjahr 1986 um 27% Prozent ge­
schrumpft, und daß, obwohl die süd­
afrikanische Regierung große Gold­
verkäufe getätigt hat. Die westdeut­
schen Unternehmen lieferten im er­
sten Halbjahr 1986 für 1,9 Mrd. DM 
Maschinen und Fertigwaren nach Süd­
afrika, davon für mehr als die Hälfte 
große Industrieanlagen, Motoren, 
Kraftfahrzeuge, Hubschrauber, Flug­
zeuge, Nachschub für den Krieg gegen 
den Befreiungskampf.
(1) Handelsblatt v. 23.10.86: (2) Han­
delsblatt 25-/26.10.86; (3) Die Welt, 
25.11.86; weiterer Quellenhinweis: 
Archiv der Gegenwart, Nr. 
20/86 - (uld)

MLPD
Zur Wahl zugelassen,
Statut bleibt illegal

Am 28.11. entschied der Bundeswahl­
ausschuß, die MLPD zur Bundestags­
wahl zuzulassen. Das Sekretariat des 
ZK der MLPD feiert das in der "Roten 
Fahne" Nr. 49 als großartigen Erfolg: 
"Damit mußten die westdeutschen Be­
hörden erstmals seit dem Verbot der 
KPD 1956 wieder eine revolutionäre 
Partei der Arbeiterklasse anerkennen, 
die auf dem Boden des wissenschaftli­
chen Sozialismus steht. Die MLPD hat

ein Mitgliedsland seinen Bedarf an Ar­
beitskräften nicht aus der eigenen Be­
völkerung decken kann, soll es auf das 
Angebot der übrigen EG-Mitgliedslän­
der unter Berücksichtigung der Türkei 
zurückgreifen. Auch die Beschrän­
kung des Familiennachzugs trägt 
weitgehend deutschen Forderungen 
Rechnung; demnach bleibt das Recht 
auf Familiennachzug auf Angehörige 
von Gastarbeitern der ‘ersten Genera­
tion' beschränkt. Weitergehende Re­
gelungen werden als nationales Recht 
betrachtet." Damit hat sich die Bun­
desregierung mit ihrer reaktionären 
Ausländerpolitik gegenüber türki­
schen Lohnabhängigen Rücken­
deckung durch die EG-Kommission 
verschafft. Die Rechtlosigkeit und 
Lohnsklaverei der türkischen Lohn­
abhängigen in der BRD wird von der 
EG-Kommission weiterhin gewünscht 
und soll Maßstab für die Behandlung 
ausländischer Arbeitskräfte in der EG 
bleiben. - (rül)

Am 3. Dezember hat das Bundeskabinett den Etat 1987 der Bundesanstalt für 
Arbeit genehmigt. Der Etat dokumentiert, wieweit die Bundesregierung mit ih­
rer Arbeitsmarktpolitik die Arbeitslosenversicherung bereits zerstört hat. Von 
den 34 Mrd. DM Ausgaben der Bundesanstalt im nächsten Jahr fließen ganze 
14,3 Mrd. DM als Arbeitslosengeld an die Arbeitslosen. 5,6 Mrd. DM. fast dop­
pelt so viel wie 1982, stehen für "Qualifikationsmaßnahmen" zur Verfügung und 
entlasten damit die Kapitalisten von eigenen Ausbildungskosten. 3.2 Mrd. DM. 
viermal soviel wie 1982, fließen in Zwangsarbeitsprogramme wie ABM. - (rül)
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einen hervorragenden Sieg im Kampf 
um ihr demokratisches Recht als Par­
tei und für die Verteidigung des Koali­
tionsrechts der Arbeiterklasse errun­
gen." Die Pläne des Innenministers, 
der MLPD ihre Parteieigenschaft ab­
zuerkennen, seien "total gescheitert", 
der Bundeswahlleiter habe einen 
"vollständige(n) Rückzug" gemacht.

Sicher ist die Zulassung der MLPD 
zur Wahl erfreulich. Mit seiner alber­
nen Erklärung aber täuscht das Sekre­
tariat des ZK die Mitglieder der 
MLPD und die Leser der Roten Fahne 
über die weiterhin gefährliche Lage. 
Der Bundeswahllausschuß hat seine 
Entscheidung, die MLPD zur Wahl zu­
zulassen, gefällt, ohne ein Wort zu de­
ren Statut zu sagen. Diese Ausein­
andersetzung der MLPD mit dem Bun­
deswahlleiter ist mit der Zulassung 
zur Wahl keineswegs beendet.

So hat das Bundesverfassungsge­
richt über die ihm vorgelegten Klagen 
der MLPD gegen den Bundeswahllei­
ter noch nicht entschieden. Was ist, 
wenn das Gericht die Klagen der 
MLPD mit Verweis auf ihr ungesetzli­
ches Statut verwirft? Auch in dem von 
der MLPD vor dem Verwaltungsge­
richt Wiesbaden gegen den Bundes­
wahlleiter angestrengten Verfahren — 
um in sein Parteienregister aufge­
nommen zu werden - steht die Ent­
scheidung noch aus. Vor Wochen hatte 
der Hessische Verwaltungsgerichtshof 
in einer Eilentscheidung das Statut 
der MLPD als ungesetzlich beurteilt. 
Dementsprechend weigert sich der 
Bundeswahlleiter weiter, die MLPD in 
seine Parteiensammlung aufzuneh­
men. Zu erwarten ist, daß auch das VG 
Wiesbaden die Klage der MLPD ver­
wirft.

Dann wäre die MLPD eine zur Bun­
destagswahl zugelassene Partei mit 
illegalem Statut. Alle Organe der Par­
tei wären ungesetzlich. Die Staatsor­
gane könnten in einem bislang unbe­
kannten Ausmaß jede Aktion der 
MLPD behindern, Legitimationen ver­
langen, Stände verbieten, Konten 
sperren usw. - mit Verweis auf ihr ge­
richtlich für ungesetzlich erklärtes 
Statut. In diese gefährliche Lage hat 
das ZK der MLPD die Partei geführt. 
Anstatt die Mitglieder auf einem Par­
teitag über den Konflikt mit dem Bun­
deswahlleiter um ihr Statut beraten 
und entscheiden zu lassen, hat es meh­
rere unüberlegte Klagen gegen den 
Bundeswahlleiter vor Gerichten bis 
hin zum Bundesverfassungsgericht 
eingereicht und fürchtet nun die Ur­
teile. Aus der "Roten Fahne" Nr. 49 
gewinnt man den Eindruck, als wollte 
das ZK diese Klagen lieber heute als 
morgen einstellen und den Konflikt 
mit dem Bundeswahlleiter beenden. 
Jedenfalls erfahren die Leser der "Ro­
ten Fahne" von diesen Problemen kein 
Wort. Das ist nicht richtig. Die MLPD 
wird die Auseinandersetzung um ihr 
Statut öffentlich weiterführen müs­
sen. - (rül)

“Antiterrorgesetze"

Ausweitung der "terrorist. Vereinigung" 
auf systemoppositionelle Bewegungen

Am 19.12.86 soll der Bundesrat das am 
31.10.86 eingebrachte und bereits 
durch die drei Lesungen im Bundestag 
gebrachte "Gesetz zur Bekämpfung 
des Terrorismus" verabschieden. Es 
soll am 01.01.1987 in Kraft treten. 
Die von den bürgerlichen Medien 
hochgezogene vermeintlich heftige 
Debatte um die vorläufig fallengelas­
sene Kronzeugenregelung, im wesent­
lichen allerdings nur um die abstruse 
und in der Praxis völlig irrelevante 
Frage, ob "terroristische Mörder 
straffrei" sollten ausgehen können, 
hat es ermöglicht, den eigentlichen 
Kern des Gesetzes fast völlig aus der 
öffentlichen Diskussion zu halten. Die 
in Kreisen des grün-alternativen 
Spektrums wie auch im Umfeld der 
DKP und der DGB-Gewerkschaften 
grassierende panische Angst davor, 
selbst in den Geruch des Terrorismus 
geraten zu können, und der Umstand, 
daß sich sogar nicht wenige aus diesen 
Kreisen selbst zur "Bekämpfung des 
Terrorismus", jedenfalls aber zum 

Bei Protesten gegen die Haftbedingungen der politischen Gefangenen können 
die Staatsorgane künftig mit noch höheren Strafandrohungen vorgehen.

leichtfertigen Umgang mit dem Ter­
rorismusbegriff berufen fühlen, haben 
ein übriges dazu getan, daß sich in der 
kurzen Zeit nur wenig Opposition ge­
gen das Gesetz formiert hat. Was ist 
entscheidend an dem neuen Gesetz?

Mit der Ausweitung und Verschär­
fung des § 129a StGB und der Wieder­
einführung des § 130a StGB in ver­
schärfter Fassung sind neue Dimensi­
onen für das Vorgehen gegen Massen­
bewegungen, und zwar keineswegs nur 
gegen alternativ-militante im Sinne 
von Wackersdorf, legalisiert. Die Re­
alisierung der Möglichkeiten ist bloß 
noch eine Frage politischer Opportu­
nität. Sowohl eine beträchtliche Aus­

Weitung der polizeilichen Möglichkei­
ten zur Verhinderung der Operations­
möglichkeiten von Massenbewegun­
gen und der politischen Debatte als 
auch eine beträchtliche Zentralisie­
rung und Verschärfung der Kriminali­
sierung politischer Organisationen ist 
damit gegeben. Denn hinter der Auf­
nahme zweier neuer Vergehenstatbe­
stände in den Strafenkatalog des 
§ 129a StGB als angeblich "typisch 
terroristische Erscheinungsformen 
aus jüngster Zeit" (§§ 315 Abs. 1 und 
316b Abs. 1 StGB) und der Erweite­
rung des schon im Katalog enthalte­
nen Brandstiftungsparagraphen 308 
StGB um das "Inbrandsetzen von Per­
sonen- und Lastkraftwagen und Bau­
maschinen" verbirgt sich keineswegs 
nur, daß "Störaktionen gegen Muniti­
onstransportzüge durch Entfernen von 
Eisenbahnschwellen, Blockieren von 
Weichen u.a.", "Absägen von Strom­
masten" und "Brandanschläge auf Po­
lizei- und Militärfahrzeuge sowie auf 
Anlagen im Energieversorgungsbe­

reich, insbesondere auf Baumaschi­
nen" (Beispiele in der Gesetzesbe­
gründung; vgl. dagegen die Beispiele 
im Kasten) verfolgt werden können.

Der § 130a StGB stellt jetzt — ent­
gegen seiner früheren, auf die Anlei­
tung zu Straftaten in direkter Form 
(Bastelrezepte für Molotowcocktails 
etc.) bezogenen Fassung - "auch die 
Verbreitung sog. 'neutraler’ Schriften 
unter Strafe, die nach ihrem Inhalt 
und ihrer Zweckbestimmung selbst 
gar nicht geeignet sind, die Bereit­
schaft anderer zur Begehung von 
Straftaten zu fördern oder zu wecken 
(etwa Berichte von Befreiungsbewe­
gungen der dritten Welt oder Darstel-
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Streik im öffentlichen Dienst 
terroristische Handlung

Am 14.11.1986 fand vor dem Rechts­
ausschuß des Bundestages die Anhö­
rung der Sachverständigen zum "Ge­
setzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP zur Bekämpfung 
des Terrorismus" statt. Wir doku­
mentieren im folgenden Auszüge aus 
der Stellungnahme des Strafrecht­
lers Prof. Dencker aus Hannover. 
Anhand dieser Beispiele wird Ziel­
richtung wie Breitenwirkung der be­
schlossenen Ausweitung des § 129a 
(terroristische Vereinigung) deut­
lich. Bemerkenswert noch, daß laut 
Protokoll der Sitzung keiner der Ab­
geordneten oder Sachverständigen 
behauptet hat, die Beispiele Den- 
ckers seien sachlich falsch:

"Wie weit der Entwurf geht, mag 
(folgende) Erwägung zeigen: Durch 
die Verweisungskette 129a, 316b 
StGB (also Betätigung als terroristi­
sche Vereinigung durch Störung öf­
fentlicher Betriebe) wird die Ge­
werkschaft ÖTV spätestens nach 
dem Beschluß, E-Werke zu bestrei­
ken, zur terroristischen Vereinigung 
(ihr Vorstand gemäß § 129a Abs.II 
mit Freiheitsstrafe von 3-15 Jahre 
strafbar). Einziger Ausweg für den 
Strafjuristen wäre die Anwendung 
der - ungeschriebenen ! — Formel 
von der Sozialadäquanz. Dieser Aus­
weg würde ... die Aussage enthal­
ten, daß es sozialadäquate terrori­
stische Vereinigungen gibt.

(Uber diese Konsequenzen der 
neuen Regelung) sollte man nicht 
mit der naheliegenden Erwägung 
Weggehen, Streikhandlungen seien 
als sozialadäquate Handlungen gar 
nicht von § 316b (Störung öffentli­
cher Betriebe) erfaßt: die kleinste 
Überschreitung des arbeitsrechtlich 

Zulässigen führt bereits zur sozialen 
Inadäquanz.

Ein Elektriker z.B., der am Stamm­
tisch einem Mitglied der ÖTV bei 
einem Gespräch über einen bevor­
stehenden Streik im E-Werkbereich 
und etwaige Streikbruchmaßnahmen 
rät, er solle doch der Streikleitung 
mitteilen, man müsse nur einige Teile 
im E-Werk entfernen, und schon könne 
der Streik nicht mehr unterlaufen 
werden, ist gern. §§129 Abs. 1, 30 
StGB (Anstiftung zur Anstiftung eines 
Verbrechens) strafbar (als "Terro­
rist"!). _

Zur Überführung, Ergreifung und 
Aburteilung des vorgenannten Elek­
trikers und/oder der Streikenden, die 
auch nur minimal über die Grenzen 
des arbeitsrechtlich Erlaubten hinaus­
gehen, ist z.B. zulässig:
— Haft ohne Haftgrund, § 112 III StPO,
— Telefonüberwachung gern. § 100 I, 
Nr.ic StPO,
— Wohnblockdurchsuchung gern. § 103 
I, 2 StPO,
-Errichtung von Straßenkontrollstel­
len gern. § in I, 1 StPO
— Überwachung des Verteidiger­
schriftverkehrs gern. § 148 II StPO,
— Trennscheiben gern. § 148 II, 3 
StPO...."

Im weiteren gibt Dencker weitere 
Anwendungsfälle des § 129a neuer 
Fassung, wobei hier nur einige wieder­
gegeben werden können:

"Eine Gruppe von jungen 'Hackern1, 
die sich zu dem ehrgeizigen Vorhaben 
zusammenfindet, in die Programm­
systeme der Computer von Polizei und 
BGS allerlei fröhlichen, wenn auch 
störenden Unfug hineinzubringen, hat 
sich — mit allen rechtlichen Konse­
quenzen — zu einer terroristischen 
Vereinigung zusammengeschlossen.

Drei Polizeibeamte einer Landes­
einsatzhundertschaft, denen nach

Künftig Streikverbot in weiten Be­
reichen des öffentlichen Dienstes 
durch die neuen "Antiterrorgeset­
ze"? Bild: ÖTV-Streik 1974, West­
berlin.

dem Erleben der aufgeputschten At­
mosphäre bei Demonstrationseinsät­
zen angst und bange geworden ist, 
beschließen, in Zukunft vor jedem 
solchen Einsatz vorsichtshalber die 
Schlagbolzen aus den Maschinenpi­
stolen ihrer Einheit zu entfernen, um 
evt. Schlimmeres zu verhüten."

In diesem realen Fall hatte der 
Bundesgerichtshof am 3.3.82 ent­
schieden, der Polizist sei wegen 
§ 316b (Störung öffentlicher Einrich­
tungen) zu bestrafen, denn: "Daß die 
Landeshundertschaft ihre Aufgabe 
nur mit einsatzbereiten Waffen er­
füllen konnte, daß mithin die Ma­
schinenpistolen dem Betrieb dienen­
de Sachen waren, bedarf keiner wei­
teren Erörterung". Schließen sich 
nun 3 Polizisten zu einer derartigen 
Aktion zusammen, bilden sie nach 
der Neufassung des § 129a StGB be­
reits eine "terroristische Vereini­
gung".

lung historischer Ereignisse), wenn 
sich (angeblich) aus den Gesamtum­
ständen ergibt, daß derjenige, der sie 
veröffentlicht, die Absicht hat, die 
Begehung von Straftaten zu fördern 
oder zu wecken" (Kritik der Strafver­
teidigervereinigungen). Nicht nur der­
artige "neutrale" Schriften, auch ent­
sprechende mündliche öffentliche Äu­
ßerungen sind jetzt strafbar.

Schließlich - und am allerwenig­
sten diskutiert, obwohl von ganz ent­
scheidender Bedeutung - enthält das 
Gesetz Änderungen im Gerichtsver­
fassungsgesetz, die nicht nur die Zu­
ständigkeit der Bundesanwaltschaft 
und des Bundeskriminalamtes für das 
ausgeweitete Feld des neuen § 129a 
StGB, sondern darüberhinaus auch 
noch für die Katalogstraftaten des 
§ 129a StGB, ohne daß es auch nur der 
Behauptung einer "terroristischen 
Vereinigung" bedürfte, sowie für aus­
ländische "terroristische Organisatio­
nen" festlegen. Das ist eine sprung­

hafte Kompetenzerweiterung, deren 
einzige Voraussetzung ist, daß der Ge­
neralbundesanwalt jeweils Beein­
trächtigung von Staatssicherheitsin­
teressen bejaht. Faktisch zielt das auf 
die Schaffung einer politischen Bun­
despolizei, wie sie nach dem Ende des 
Faschismus nach den damaligen Be­
schlüssen der Alliierten endgültig be­
seitigt werden sollte.

Die acht regionalen Strafverteidi­
gervereinigungen in der BRD und 
Westberlin haben sich auf einer Pres­
sekonferenz grundsätzlich gegen das 
Gesetz ausgesprochen und seine Stoß­
richtung gegen politische Bewegungen 
herausgestellt. Der Deutsche An­
waltsverein, die Bundesrechtsan­
waltskammer (Zwangskörperschaft 
aller Anwälte) und die ÖTV, Fach­
gruppe Richter/Staatsanwälte, haben 
eine rechtsstaatliche Kritik am 
14.11.1986 im Rechtsausschuß des 
Bundestages vorgebracht. SPD und 
GRÜNE im Bundestag haben bei der 

dritten Lesung am 05.12.86 gegen das 
Gesetz gestimmt — ohne allerdings 
massive öffentliche Angriffe dagegen 
zu führen. In München fand am 01.12. 
86 eine Veranstaltung "Anti-Atom- 
Bewegung als terroristische Vereini­
gung?" der Bayerischen Strafverteidi- 
ger gemeinsam mit dem Sprecherrat 
der Universität in München statt. 
Buchläden und Verlage sprachen sich 
gegen den neuen § 130a StGB (Anlei­
tung zu Straftaten) aus. Auf der Ta­
gung der Vereinigung Demokratischer 
Juristen am 30.11.86 in Marburg wur­
de eine Resolution gegen die neuen 
Gesetze verabschiedet. Bei dieser 
Konferenz äußerte immerhin der 
stellvertretende Vorsitzende der IG 
Druck und Papier, Detlef Hensche. 
daß sich die neuen "Sicherheitsgeset­
ze" in Wahrheit gegen die demokrati­
sche Opposition richteten und es an 
der Zeit sei. mit der jahrzehntelangen 
Staatsillusion der Gewerkschaften zu 
brechen. - (hem, mis)
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Reaktionen auf die Chemieunfälle

Wallmann: Gerede über schärfere
Gesetze — IG Chemie konsensbereit

Entsprechend ihren "Umwelt-Leitli­
nien" beharrt die chemische Industrie 
nach den diversen Unfällen und aufge­
flogenen Gifteinleitungen in den 
Rhein auf ihrer "Freiwilligkeit" und 
"Eigenverantwortung" im Umwelt­
schutz. Mit dem "Rest-Risiko", das 
"trotz des hohen Sicherheitsstandards 
der deutschen chemischen Industrie" 
bestehe, müsse man leben. Gemein­
sam mit Behörden und Wissenschaft 
werde man untersuchen, ob die Maß­
nahmen zur Vorsorge ausreichend 
oder ob Verbesserungen notwendig 
seien. Auf entsprechende Fragen 
meinte der Bayer-Vorstandsvorsit­
zende Stenger, daß nach seiner An­
sicht bei der Sicherheitsüberprüfung 
"Nachbesserungen größerer Art wahr­
scheinlich nicht notwendig würden" 
(1). Müde, Hauptgeschäftsführer des 
Verbandes der Chemischen Industrie, 
wandte sich gegen "neue Gesetze zur 
Verhütung von Chemie-Unfällen" (2).

Mit den "Leitlinien Umweltvorsor­
ge" (3) legte die Bundesregierung ein 
Konzept vor, das sie sogleich relati­
vierte: Es solle "nicht als Rechtsprin­
zip, sondern als politisches Hand- 
lungsprinzip" verstanden werden. Bei 
der Umweltvorsorge "müssen sich 
Vorsorgemaßnahmen selbstverständ­
lich an dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
orientieren". Durch das "Kooperati­
onsprinzip" soll ein "faires Zusam­
menwirken aller staatlichen und ge­
sellschaftlichen Kräfte" möglich sein. 
"Mit dem Verursacherprinzip setzt die 
Bundesregierung in hohem Maße auf 
die Leistungsfähigkeit und Effizienz 
der Marktwirtschaft auch zur Lösung 
der Umweltprobleme." Sie betont die 
Bedeutung flexibler Instrumente, die 
die "Eigeninitiativen der Verursacher 
mobilisieren", wie z.B. "Selbstver­
pflichtungen und Zusagen".

Dem zunehmenden öffentlichen 
Druck begegnet Wallmann durch Re­
den von notwendigen gesetzlichen 
Verschärfungen. So soll die Störfall­
verordnung des Bundesimmissions­
schutzgesetzes um weitere wasserge­
fährdende und krebserzeugende Stof­
fe ergänzt werden. Damit würde für 
weitere chemische Großanlagen z.B. 
die Pflicht zur Erstellung einer "Si­
cherheitsanalyse" entstehen. Nicht 
betroffen wären nach wie vor kleinere 
chemische Produktionen und Chemi­
kalienlager. Wallmann erwägt auch 
Produktionsverbote für bestimmte 
besonders giftige Stoffe und greift 
Vorschläge von SPD und Grünen auf. 
Vor der Wahl soll dies alles noch be­
sprochen, jedoch erst nach der Wahl 
eventuell Gesetz werden . . .

Der Vorsitzende der IG Chemie 

Rappe (MdB) fordert nach den Che­
mie-Unfällen: "Es müsen umgehend 
gesetzliche Initiativen ergriffen wer­
den, um die Sicherheitsbestimmungen 
und die Umweltschutzmaßnahmen zu 
verbessern. Besonders eilbedürftig ist 
die Verbesserung der Störfallverord­
nung, der Meldepflicht und des Kata­
strophenschutzes. Dabei sind interna­
tionale Regelungen anzustreben" (4). 
Was bei den IG-Chemie-Stellungnah- 
men auffällt ist, daß keine Forderun­
gen aus dem vom DGB-Bundesvor­
stand im März 1985 beschlossenen 
"Schwerpunktprogramm zum Um­
weltschutz" erhoben werden. Dort 
fordert der DGB z.B. den "integrier­
ten Umweltschutz" (Umwelt-, Ar- 
beits- und Gesundheitsschutz". Dieser 
soll durch regionale "Wirtschafts- und 
Sozialräte" sowie durch paritätisch 
besetzte Organe der Wirtschaftskam­

Ludwigshafen, 27.11.: Demonstration gegen eine Rheinvergiftung durch Bayer.

mern gegenüber Bund, Ländern und 
Gemeinden durchgesetzt werden. 
Stattdessen sind die Forderungen der 
IG Chemie, ebenso wie die der SPD, 
geprägt von der Unterwerfung unter 
die Erfordernisse der Konkurrenzfä­
higkeit der westdeutschen chemi­
schen Industrie. Sie gliedern sich zu­
dem ein in die Bemühungen um die 
Herstellung einer europäischen Groß­
raumwirtschaft unter deutscher Füh­
rung und deutschem Umweltschutz.

Rappe erhält für seine umweltpoli­
tische Position ausdrückliches Lob 
von BASF-Chef Albers: "Die eindeuti­
ge Absage der Gewerkschaft an das 
Entgiftungsprogramm der Grünen und 
deren politische Strategie spricht 
Bände. Es wäre schön, wenn diese Hal­
tung Schule machen würde" (6). Rappe 
hatte sich auf einer Fachtagung in 

Hamm für Vertrauensleute und Be­
triebsräte der fünf größten Chemie­
firmen BASF, Hoechst, Bayer, Henkel 
und Hüls gegen das Entgiftungspro­
gramm der Grünen und gegen die von 
ihnen beschriebenen Aktionen, Maß­
nahmen und politischen Strategien ge­
wandt und gefordert, diese "eindring­
lich abzulehnen". Denn das Programm 
"zielt damit auf eine Bekämpfung des 
Industriegesellschaftsprinzips, statt 
an einer konsensorientierten zukünf­
tigen Chemiepolitik zu arbeiten" (7).

Die sozialistischen und revolutionä­
ren Organisationen fordern (soweit 
unser Überblick reicht) die Beseiti­
gung der Umweltschäden auf Kosten 
der Verursacher. Die DKP fordert: 
"Die Sicherstellung dieser Maßnah­
men (Umweltschutz) ist durch demo­
kratische Kontrolle und Mitbestim­
mung von Umweltschutzorganisatio­
nen, Gewerkschaften und betroffener 
Bevölkerung zu gewährleisten" (8). 
Die MLPD fordert: "Härtere straf­
rechtliche Verfolgung der industriel­
len Umweltverbrecher! Die Arbeiter­
klasse muß sich in diesem Kampf an 
die Spitze stellen!" (9).

Wesentliche Forderungen im Kampf 
gegen die Chemiekapitalisten und die 
von ihnen betriebene Zerstörung von 
Mensch und Natur müßten sein: Be­
weispflicht der Chemieindustrie be­
züglich Ungiftigkeit und Umweltver­
träglichkeit ihrer Produkte vor deren 
Zulassung / Volle Haftung der chemi­
schen Industrie für alle von ihr verur­
sachten Schäden, auch bei Nichtver­
letzung gesetzlicher Vorschriften, 
auch bei "Altlasten" / Gewerkschaft­
liche und kommunale Kontrollrechte. 
Quellenhinweis: (1) Handelsblatt 26. 
11.86; (2) Mannheimer Morgen (MM) 
1.12.86; (3) Bulletin der Bundesregie­
rung 3.9.86; (4) gewerkschaftspost 
12/86; (5) Umschau-Dokumentation 
Nr. 2, 5.3.85; (6) MM 9.11.86; (7) Farbe 
und Lack 12/85; (8) UZ 14.11.86; (9) 
Rote Fahne, 29.11.86 - (mil, W)
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Sandoz-Brand und andere 
Chemiekatastrophen

Unvermeidbar? Zwangsläufig? oder was? Wie von der 
ZÜRICH-Versicherung in einer Risikostudie schon 1981 
befürchtet, ging in der Nacht vom 31.10./1.11. bei Basel 
ein Lager mit über 1200 Tonnen Agrarchemikalien in 
Flammen auf. Schutzmaßnahmen gab es keine, weder 
präventive, um den Brand bzw. seine Ausbreitung zu ver­
hindern, noch kurative, um die freiwerdenden Chemikali­
en aufzufangen.

Das Ergebnis ist bekannt: Die "unbedenklichen, mini­
malen Belastungen (so über mehrere Tage Sandoz, Weiser 
usw.) haben dem Rhein den Rest gegeben. Wäre das nahe­
liegende Natriumlager explodiert, dann wären auch das 
Phosgenlager (30-50 Tonnen) und viele weitere Lager und 
Produktionsanlagen nicht mehr zu retten gewesen. Die 
Konsequenzen wären, nach offiziellen Angaben der Bas­
ler Regierung, Tausende von Toten auf beiden Seiten des 
Rheines gewesen, eine Evakuierung laut Landratsamt 
Lörrach unmöglich.

In der Folge wurden alle zwei Tage weitere Unfälle be­
kannt: Ciba-Geigy, BASF, Hoechst, Bayer, Hoffmann- 
Laroche, Lonza ... Wichtiger als die Aufzählung aller 
Fakten im Detail ist aber die Erörterung der Ursachen 
und der Frage, ob solche Unfälle Ergebnis eines unver­
meidbaren "Restrisikos" (so die chemische Industrie), un­
zureichender Umweltschutzgesetze (SPD), der prinzipi­
ellen Unbeherrschbarkeit von Großtechnologien (GRÜ­
NE) oder von skrupel- und gewissenlosem Chemie-Mana­
gement (Greenpeace) und dessen Kumpanei mit staatli­
chen Behörden ist.

Um diese Frage beurteilen zu können, ist es notwendig, 
sich mit der Produktionsweise in der chemischen Indu­
strie im Vergleich zu anderen industriellen Tätigkeiten 
auseinanderzusetzen.

Zunächst fällt die ungeheure Vielzahl von Produkten 
auf, die produziert werden. Tausende von Chemikalien 
werden in o.g. Konzernen hergestellt, transportiert, ge­
lagert und weiter umgesetzt. Eigentlich müßte für jede 
einzelne Produktion eine darauf optimierte Anlage ent­
wickelt werden, aus Kosten-, Platz- und Flexibilitäts­
gründen werden aber die meisten Produktionen in soge­
nannten Mehrzweckanlagen durchgeführt, die den jewei­
ligen Anforderungen (Arbeitshygiene, Abfallentsorgung 
und -minimierung) nur ungenügend gerecht werden.

Nur Grund- und Großchemikalien werden über Jahre 
hinweg mehr oder weniger unverändert in Monoanlagen 
hergestellt. Die profitabelsten Produkte und Verfahren 
sind jedoch die jeweils patentierten, da darauf die jewei­
lige Firma ein Monopol hat.

Während der Patentlaufzeit von 15-20 Jahren, wäh­
rend derer diese Produkte "wachsen", wird durch maxi­
male Produktion und weltweite Distribution versucht, 
maximalen Profit zu machen.

Auf der Strecke bleiben dabei oft die sorgfältige Beur­
teilung der verschiedenen Risiken bei Herstellung, Trans­
port, Lagerung und Anwendung. Auch die vollständige 
Abklärung vorhandener Nebenprodukte auf toxikologi­
sche oder ökologische Risiken kommt zu kurz.

Das Ergebnis dieser Profitjagd ist eine massive Ar­
beitshetze, angefangen von den Entwicklungsabteilun­
gen, die nicht nachkommen, ausgereifte Verfahren zu er­
arbeiten, über die produktionsverantwortlichen Chemi­
ker und Ingenieure, die eventuell "ihre" Anlage alle paar 
Tage auf ein neues Produkt umstellen müssen, bis hin zu 
den direkt Produzierenden, den Chemiearbeitern, denen 
die einzelnen Chemikalien nur unter unverständlichen 
Codes in die Hände kommen, die nichts über deren Giftig­
keit und wenig über deren sonstige Gefahren wissen, und 
die alle "Kompromisse", die "oben" gemacht werden, mit 
ihrer Gesundheit bezahlen.

Genauso wie bei der mechanischen Produktion Aus­
schuß entsteht, entsteht bei chemischen Prozessen even­
tuell eine Vielzahl von Nebenprodukten.

Der entwickelnde Chemiker schließt Kompromisse, um 
unter möglischst "günstigen" Bedingungen (Rohstoffein­
satz, Energie, Zeit und Arbeitskraft) möglichst viel zu 
produzieren. Die Qualität dieser Kompromisse kann nur 
so gut sein, wie die Rahmenbedingungen, unter denen die­
se getroffen werden bezüglich Ausbildung, der vom Ma­
nagement als "akzeptabel" angesehenen Produktkosten, 
der vorhandenen Rohstoffqualität und der ihm zur Verfü­
gung stehenden apparativen Ausstattung. Und in aller 
Regel krankt es an jedem dieser Punkte:

So kennt z.B. das Chemiestudium nach wie vor die Be­
griffe Ökologie, Toxikologie, Umweltschutz, Risikobeur­
teilung, Spurenanalyse nicht! Preislich "akzeptabel" ist, 
was gegenüber Produkten der Konkurrenz profitabel ist. 
Wie der Chemiker zu diesem Ergebnis kommt, interes­
siert keinen Manager.

Das jeweilige Konzernmanagement sichert sich natür­
lichjuristisch ab:

Es verpflichtet seine Mitarbeiter, im Rahmen aller 
normalerweise nicht bekannten Gesetze und Verordnun­
gen zu arbeiten, und erläßt darüberhinaus konzernweite 
bzw. werksinterne Grundsätze, Weisungen und Richtlini­
en, die ganze Ordner füllen. Nur, wer findet im vorhande­
nen Alltagsstress schon die Zeit, dies alles zu studieren 
und entsprechend zu handeln? Wenn dann etwas "pas­
siert", dann hat sicher irgendjemand irgendwelche Be­
stimmungen nicht eingehalten; das beste Mittel, um je­
den zum Schweigen zu bringen.

Ebenso steht es mit dem dritten Punkt. Nicht die prin­
zipielle Unmöglichkeit, Spuren von Substanzen nachwei­
sen und ihre toxikologische Problematik abklären zu kön­
nen, oder ein Risiko bei der Herstellung, beim Transport 
oder bei der Lagerung eines Produktes zu berechnen oder 
beurteilen zu können, ist hier das Problem. Nur, all diese 
Untersuchungen stehen dem sofortigen Produktions-, 
Distributions- und Anwendungsbeginn im Wege und damit 
der Profitmacherei.

Uber all diese Aspekte darf die blinkende Elektronik in 
den Labors nicht hinwegtäuschen, die gegenwärtig gerne 
im Fernsehen gezeigt wird. Darüber darf auch nicht hin­
wegtäuschen, daß man heute in der Lage ist, ppm oder so­
gar ppb zu bestimmen (ppm = Konzentration ein Teil auf 
eine Million, ppb = ein Teil auf eine Milliarde). Das ist 
man eben nur, wenn man weiß, welche Substanzen man 
vor sich hat und wenn für genau diese eine Methode be­
reits ausgearbeitet wurde.

Wir hatten am Anfang geschrieben, der Sandoz-Brand 
habe dem Rhein "den Rest gegeben". Dies ist durchaus 
wörtlich zu nehmen. Am Beispiel der Atrazin-Einleitung 
der Ciba-Geigy wird das deutlich. Die Chemische Lan­
desuntersuchungsanstalt berechnete bis zu 6 Tonnen, Ci­
ba-Geigy behauptete, "nur" 400 kg seien bei einer "Ha­
varie" am 31.10. in den Rhein geflossen und ließ sich diese 
Zahl inzwischen amtlich bestätigen. Wie ist das möglich? 
Ganz einfach:

Die 400 kg waren die Spitze des Eisbergs der regelmä­
ßigen, behördlich bewilligten Einleitungen von 900 kg pro 
Tag. Das ergibt innerhalb einer Woche ca. 6 Tonnen! Und 
diese inzwischen publik gewordene Tatsache ist erneut, 
worauf Greenpeace mit Recht hingewiesen hat, nur die 
Spitze eines Eisbergsvon nicht öffentlich bekannten,aber 
behördlich bewilligten Einleitungen sowie von nicht ge­
meldeten Einleitungen bei "Betriebsstörungen".

Die Greenpeace-Forderung nach "gläsernen Abflußroh­
ren bzw. -kaminen" zur jederzeitigen Überprüfbarkeit 
dessen, was die chemische Industrie in Gewässer und die 
Luft verteilt, scheint demnach noch das Sinnvollste zu 
sein, was in der jetzigen Diskussion über Konsequenzen 
aus den Katastrophen zur Diskussion steht.
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Südkorea

Gelingt eine Ablösung der Militär­
diktatur nach philippinischem Muster?

Als vor zwei Wochen die stärkste bür­
gerliche Oppositionspartei in Südko­
rea, die NKDP, die immerhin bei den 
offensichtlich vom Militärregime ma­
nipulierten Wahlen im Frühjahr 1985 
trotzdem in den Großstädten teilwei­
se die Stimmenmehrheit erringen 
konnte, in Seoul zu einer Großkundge­
bung zur Verfassungsreform aufrief, 
war Seoul in ein Militärlager verwan­
delt. Hunderte Anhänger und Funktio­
näre der NKDP wurden vorübergehend 
verhaftet, das Parteihauptquartier 
war von Armee und Polizei abgerie­
gelt, die Kundgebung konnte nicht 
stattfinden. Die NKDP fordert für die 
neue Verfassung u.a. eine Direktwahl 

des Präsidenten sowie eine Volksab­
stimmung über die Verfassung, wäh­
rend das Militärregime und die von 
ihm kontrollierte Staatspartei DJP 
die Präsidentenwahl durch ein Wahl­
männergremium aus den Reihen des 
Scheinparlaments befürworten und 
damit nur die formale Legalisierung 
des 1980 durch einen Putsch an die 
Macht gekommenen Regimes unter 
Chun Dwo Hwan beabsichtigen. Die 
neue Verfassung soll im Frühjahr 1987 
in Kraft treten.

Die NKDP unter ihren Führern Kim 
Dae Jong, zu 20 Jahren Haft wegen 
Staatsgefährdung verurteilt, von dem 
Militärregime aber aufgrund von 

Druck der japanischen und der US-Re- 
gierung auf freien Fuß gesetzt, und 
Kim Young Sam hatte schon im Früh­
jahr 1986 ihre Kampagne für eine Di­
rektwahl des Präsidenten begonnen. 
Die südkoreanische Linke, in der 
westlichen Presse oft als Studenten­
bewegung charakterisiert, hatte diese 
Kampagne unter Parolen wie “Nieder 
mit der Militärdiktatur!" und für eine 
“Volksverfassung" teilweise unter­
stützt. Bei einer NKDP-Kundgebung 
am 3. Mai in der Hafenstadt Inchon, an 
der auch tausende revolutionäre Ar­
beiter und Studenten teilnahmen, kam 
es nach Polizeiübergriffen zu erbit­
terten Straßenschlachten mit der 
Staatsmacht. Die NKDP-Führung di­
stanzierte sich daraufhin von den re­
volutionären Kräften, brach ihre 
Kampagne ab und suchte vielmehr 
durch Verhandlungen mit dem Militär­
regime einen Verfassungskompromiß 
zu erreichen — vergeblich, wie sich

Fortschritte der süd­
koreanischen Gewerkschaften 
Die Regierung des General Chun 
Dwo Hwan, die 1980 die Macht über­
nahm, trieb mit neuen Arbeitsgeset­
zen die verschärfte Unterdrückung 
der Gewerkschaften weiter voran 
Der Gewerkschaftsdachverband 
FKTU wurde staatlicher Kontrolle 
unterstellt. Die Kapitalisten ent­
ließen über 200 Gewerkschaftsfunk­
tionäre. Mit den Arbeitsgesetzen 
wurde die Kraft landesweiter oder 
branchenumfassender Gewerkschaf­
ten entscheidend geschwächt: Da­
nach dürfen Verhandlungen zwischen 
Kapitalisten und Gewerkschaften 
nur betrieblich und ohne Beteiligung 
Dritter stattfinden. Betriebliche 
Gewerkschaftsgruppen können nur 
gegründet werden, wenn 30 Arbeiter 
oder 20% der Beschäftigten eines 
Betriebes dies beschließen. Ausein­
andersetzungen zwischen Kapitali­
sten und Arbeitern müssen in soge­
nannten Arbeiterkomitees verhan­
delt werden, die unter der Aufsicht 
und Leitung durch die Regierung ste­
hen. Streiks sind ohne Genehmigung 
der Regierung verboten. Durch die 
brutale Unterdrückung gelang es der 
Regierung, die Mitgliederzahl der 
Gewerkschaften von vorher 1,2 Mio. 
Lohnabhängigen auf 820000 zu sen­
ken. In Südkorea wurden für 1984 von 
den 14,42 Mio. "Erwerbstätigen" 8,2 
Mio. Lohnabhängige angegeben. In­
zwischen aber konnten sich die 
Lohnabhängigen neu organisieren, 
z.T. in unabhängigen, illegalen Ge­
werkschaften, so daß der offiziell 
angegebene Mitgliederstand auf in­
zwischen über eine Million geschätzt 
wird.

Einen erneuten Aufschwung nahm 
die Gewerkschaftsbewegung ab 
1984. Nach Angaben des Arbeits­

ministers stieg die Zahl der betrieb­
lichen Auseinandersetzungen von 100 
im Jahre 1984 auf über 225 im Jahre 
1985. Sie haben seither weiter zuge­
nommen. 1984 fanden zwei bedeu­
tende Streikbewegungen statt: die 
Streiks der Textil- und der Automobil­
arbeiter des Daewoo-Konzerns. Diese 
Streiks erhielten zusätzlich ihre be­
sondere landesweite politische Bedeu­
tung, da der Chef der Militärregie­
rung, General Chun, Mitglied des Auf­
sichtsrat dieses Konzerns ist. Die 
Kämpfe der Lohnabhängigen gegen 
die schlechten Arbeitsbedingungen 
und Löhne in den Daewoo-Tex- 
tilfabriken haben eine lange Tradi­
tion. Im Juni 1984 gründeten die Be­
schäftigten nach einer langen Kette 
von Auseinandersetzungen mit der 
Geschäftsleitung eine unabhängige 
Gewerkschaft. Besonders Frauen, 
darunter in hohem Maße junge Frau­
en, wurdenzu Niedriglöhnen bei harter 
Arbeit ausgebeutet. Sie waren es 
auch, die in dem Sechs-Tage-Streik 
von 1984 eine hervorragende Rolle 
spielten. Andere Betriebe in den in­
dustriellen Gebieten im Süden der 
Hauptstadt Seoul unterstützten den 
Streik mit Solidaritätsaktionen, eben­
falls Studenten, die vor dem von strei­
kenden Beschäftigten besetzten Dae- 
woo-Werk demonstrierten und sich 
Straßenschlachten mit einem massi­
ven Polizeiaufgebot lieferten. Von 
Daewoo angeworbene Schlägertrupps 
und Polizeieinheiten stürmten die 
Textilfabriken und schlugen die 
Streikbewegung blutig nieder.

In den Daewoo-Automobilwerken, 
mit über 7000 Beschäftigten einer der 
größten Ausbeuter und zu 50% im Be­
sitz von General Motors, endete der 
Streik damit, daß drei Gewerkschafts­
führer wegen Verstoßes gegen Geset­
ze über die Kontrolle von Industrie­
auseinandersetzungen und des Ver- 

sammlungs- und Demonstrationsge­
setzes zu zwei Jahren Gefängnis 
verurteilt wurden und Dutzende von 
Streikenden entlassen wurden. Den­
noch hatte dieser Streik und die vor­
angegangenen Auseinandersetzun­
gen Wirkungen auf die Kapitalisten. 
So konnten die Automobilarbeiter 
von 1981 bis 1985 die Erhöhung ihrer 
Löhne von umgerechnet 2,50 auf 
7,50 DM pro Stunde durchsetzen, 
was real etwa eine Verdoppelung der 
Stundensätze bedeutete. Auch eine 
Vertiefung der Lohnspaltung konn­
ten die Automobilarbeiter z.T. durch 
Festgeldabschlüsse verhindern. 
Ebenfalls in der Arbeitszeit erziel­
ten sie Erfolge. Während die Produk­
tionsarbeiter 1980 noch durch­
schnittlich über 220 Stunden im 
Monat arbeiten mußten, liegen die 
heutigen vertraglich vereinbarten 
Arbeitszeiten mit 44 Stunden pro 
Woche darunter, auch wenn die noch 
häufig genug erzwungene Mehrar­
beit dazu gerechnet wird. Für die 
Angestellten gelten hingegen noch 
Arbeitszeiten von 54 Stunden/ 
Woche.

Die Kapitalisten haben innerhalb 
der Lohnabhängigen der verschiede­
nen Branchen und auch innerhalb der 
Betriebe tiefe Spaltungslinien auf­
gebaut. So liegen die Durchschnitts­
löhne z.B. in der Elektroindustrie 
und im Maschinenbau um fast die 
Hälfte (1981: ein Fünftel) niedriger 
als in der Automobilindustrie. Die 
Frauen in der Elektroindustrie (60%- 
Frauenanteil) erhalten Niedriglöhne 
von nicht einmal die Hälfte der dor­
tigen Männerlöhne, d.h. ca. 2,50 DM 
pro Stunde.
Quellenhinweis: IMB, Arbeitszeit­
kaufkraft. Ein Internationaler Ver­
gleich, 1981-85; Far Eastern Econo- 
mic Review, Juni-November 1986
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Armeeeinheiten auf dem Campus der Seouler Hanyang-Universität während der Asienspiele im Sommer 1986. Die Linke 
hatte mit ihren Protestaktionen gegen die Asienspiele versucht, die Imagepflege der Militärdiktatur zu durchkreuzen. — 
Der katholische Kardinal Kim betätigt sich nach dem Vorbild seines Amtsbruders Sin von den Philippinen als Promoter 
eines friedlichen Übergangs zur bürgerlichen Demokratie in Südkorea.

zeigte.
Offensichtlich gelang es in den fol­

genden Monaten weder durch den ge­
steigerten Terror der Staatsmacht 
noch durch ideologischen Druck des 
bürgerlich-reformistischen Lagers um 
die Oppositionspartei NKDP und die 
katholische Kirchenhierarchie, den 
Masseneinfluß der revolutionären 
Kräfte zu schwächen, sie zu isolieren 
und zum Abschwören von jeglicher 
Gewalt zu bringen. Die Forderungen 
der Revolutionäre - Bildung einer Ar­
beiter- und Bauernregierung, Beseiti­
gung einer Wirtschaftspolitik im In­
teresse der in- und ausländischen Mo­
nopole, Abzug der in Südkorea statio­
nierten 40000 US-Soldaten - haben 
offenbar große Unterstützung unter 
der Masse verarmter Bauer und den 
oftmals unter drückendsten Bedingun­
gen vegetierenden städtischen Lohn­
arbeitern. "Warum müssen wir mit 
niedrigsten Löhnen auskommen? Wa­
rum verlieren wir unsere Arbeitsplät­
ze? Weil cs unter der Militärdiktatur 
keine erträglichen Lebensbedingun­
gen geben kann. Die US-Blutsauger, 
die das faschistische Regime unter­
stützen, müssen verschwinden", hieß 
es in einem Flugblatt, das am 3. Mai in 
Inchon verteilt wurde.

Nach bürgerlichen Quellen haben 
antifaschistische, demokratische und 
revolutionäre Organisationen in Süd­
korea im Untergrund inzwischen eine 
wirksame, schlagkräftige Einheits­
front gebildet, als deren Dachorgani­
sation die Mingtongnyon, die Volksbe­
wegung für Demokratie und Wieder­
vereinigung gilt. Sie umfaßt 23 Orga­
nisationen wie Schriftsteller- und 
Künstlerverbände, illegale Gewerk­
schaften, Studentenverbände, Bau­
ernverbände und kirchliche Gruppen. 
Der Terror der Staatsmacht - Liber 
2000 politische Gefangene sind einge­
kerkert, über 10000 Studenten sind 
von den Universitäten verwiesen - 
konnte die Bildung der Einheitsfront 

nicht verhindern. Ebensowenig der 
vom Militärregime und auch der bür­
gerlichen Opposition forcierte Anti­
kommunismus als Quasi-Staatsideolo­
gie, unter der schon der bloße Gedan­
ke an Wiedervereinigung mit dem so­
zialistischen Nordkorea als Staatsge­
fährdung gilt.

Die Entstehung und Ausbreitung der 
Einheitsfront gegen die Militärdikta­
tur trotz des ungeheuren Terrors des 
Regimes wie auch die Schärfe und die 
Erbitterung in den Aktionen, die im­
mer wieder aufstandsähnlichen Cha­
rakter bekommen, kann nur mit der 
Schärfe der sozialen Widersprüche in 
Südkorea und den enormen sozialen 
Umwälzungen in knapp zwei Jahr­
zehnten erklärt werden. Noch 1960 
war Südkorea ein typisches Agrar­
land, lebten 80% der Bevölkerung auf 
dem Land. Heute arbeiten noch gera­
de 13% aller Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft. Die Bauern gehören 
zu den Hauptopfern der kapitalisti­
schen Akkumulation: Im Frühjahr ver­
brannte sich ein überschuldeter Jung­
bauer, der eigentlich vom Regime für 
ein Agrarprojekt ausgewählt war. Ei­
ne neue Mittelklasse, die die schroffe 
Polarisierung der Hauptklassen mil­
dern könnte, hat sich noch nicht her­
ausgebildet.

Unter diesen Umständen ist es frag­
lich, ob Projekte wie die Verfassungs­
reform oder die von Kirchenkreisen 
diskutierte Bildung einer sozialdemo­
kratischen Arbeiterpartei in der näch­
sten Zeit der politischen Polarisierung 
Einhalt gebieten können. Der katholi­
sche Kardinal Stephen Kim stellte in 
einer Predigt im Mai fest: "Politisch 
ist das Volk vom Entscheidungsprozeß 
ausgeschlossen. Die wirtschaftliche 
Entwicklung ging zu Lasten der Arbei­
ter und Bauern. Daß die Reichen rei­
cher und die Armen ärmer geworden 
sind, hat die Spaltung zwischen den 
Klassen vertieft ..." Seine Analyse 
endete mit der Feststellung, daß die 

Protestierenden keine Kommunisten 
seien, daß deswegen politische und so­
ziale Reformen unaufschiebbar, aber 
auch möglich seien. Andere bürgerli­
che Regimekritiker beschwören die 
Gefahr einer Stadtguerilla oder eines 
drohenden Bürgerkrieges, sollte es zu 
keinen Reformen kommen.

Quellenhinweis: Far Eastern Ec. 
Review, div. Ausgaben; Asia Year- 
book, Hongkong 1985: Asien, Nr. 4/83; 
Südostasien aktuell, div. Aus­
gaben - (wom, sie)

USA
Solidarität mit

US-Stahlarbeitern!

Die Auseinandersetzung der 22000 
Stahlarbeiter von USX, dem größten 
US-Stahlhersteller, nehmen schärfere 
Formen an. Seit dem 1.8. sind die 
Stahlarbeiter in den USX-Stahlwerken 
in sieben Staaten ausgeschlossen, weil 
sie nach Auslauf der Tarifverträge 
nicht bereit waren, weitere Konzes­
sionen zu machen. Die Stahlkapita­
listen wollen u.a. die Löhne um 3.50 
Dollar pro Stunde kürzen, vor allem 
aber wollen sie freie Hand haben im 
Heuern nicht gewerkschaftlich orga­
nisierter Arbeiter, um so allmählich 
die Gewerkschaften aus dem Betrieb 
zu drängen. Um die Arbeiter aus­
zuhungern, hat USX die Aussperrung 
zum Streik erklärt, aber in fünf von 
sieben Staaten erhalten die Stahlar­
beiter Arbeitslosengeld. Durch Provo­
kationen versuchen die Stahlkapitali­
sten, die Auseinandersetzung aufzu­
heizen. In zwei Staaten ließen sie 
Polizeieinsätze gegen die Streikenden 
vornehmen. 48 Arbeiter wurden in 
Pennsylvania verhaftet. Sic versuch­
ten, einen Stahltransport aus dem 
Werk aufzuhalten. Mitte Oktober hat 
nach wochenlanger Blockade der 
Bahngleise, ein Gericht USX erlaubt.
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seinen Stahl per Bahn zu transpor­
tieren. Anfang Dezember inszenier­
ten sie dasselbe Spiel, diesmal mit 
Lastwagentransport. Die 48 Stahlar­
beiter erwartet eine empfindliche 
Geldstrafe. Ende November wurden 
die ausgeschlossenen Arbeiter vor 
einem Werk in Ohio vom einem 170 
Mann starken Polizeitrupp überfallen. 
Der örtliche Gewerkschaftsführer, 
dem zweimal das Nasenbein einge­
schlagen wurde, vermutet USX- 
Schlägertrupps unter der sog. Poli­
zeitruppe und fordert eine Untersu­
chung. 15 Arbeiter wurden in dieser 
Auseinandersetzung verhaftet. Für 
die Freilassung des Gewerkschafts­
führers mußten 11000 Dollar hinter­
legt werden. Die Stahlkapitalisten 
sind darauf aus, die US-Stahlarbei- 
tergewerkschaft in Grund und Boden 
zu schlagen. Der AFL-C10 (Gewerk­
schaftsverband), der sich normaler­
weise aus Auseinandersetzungen der 
Einzelgewerkschaften heraushält, hat 
schon im September eine Solidaritäts- 
Kampagne zur Hilfe für die Stahl­
arbeiter eingeleitet. Geld- und Sach­
spenden treffen aus allen Teilen der 
USA und dem Ausland ein. Die IG Me­
tall hat 200000 DM gespendet. Seit 
dem 21.10. sind Tarifverhandlungen 
wieder aufgenommen, aber die USX- 
Kapitalisten bestehen in vollem Um­
fang auf ihren Konzessionsforderun­
gen. In dieser bisher längsten Ausein­
andersetzung im US-Stahlbereich 
steht den Arbeitern ein langer, harter 
Kampf bevor, der auch um die Fort­
existenz ihrer Gewerkschaft geführt 
wird. Spenden werden über die IG Me­
tall weitergeleitet.
Quellenhinweis: AFL-CIO News;
IG Metall, Nov. ’86 — (her, ger)

Brasilien
Wahlsieg der Regierung —jetzt 
Preis- und Steuererhöhungen

Aus den Wahlen zum Bundesparlament 
sowie zu den regionalen und kommu­
nalen Parlamenten am 15. November 
ging die Regierungskoalition zwischen 
der populistischen Sammlungspartei 
PMDB (Partei der Demokratischen 
Bewegung) und der Partei des Präsi­
denten Sarney, der konservativen PFL 
(Liberale Front), als eindeutiger 
Wahlsieger hervor. Die PMDB baute 
ihren Vorsprung als stärkste Partei 
weiter aus; die PFL etablierte sich 
landesweit als zweitstärkste politi­
sche Kraft und als die führende Partei 
innerhalb des konservativ-reaktionä­
ren Lagers. Die linke Arbeiterpartei 
(PT) erreichte durchschnittlich ca. 8 % 
der Stimmen, die kommunistischen 
Parteien PCB und PCdoB, die erst­
mals selbständig kandidierten, sind 
mit ca. 10 Abgeordneten im Kongreß 
vertreten. Zum ersten Mal konnten 
auch die Analphabeten und die India­

ner wählen. 35 % der Wähler stimmten 
ungültig.

Nur sechs Tage nach den Wahlen, 
verkündete die Regierung Sarney ein 
neues Wirtschaftspaket, den soge­
nannten Cruzado-Plan Teil 2, mit um­
fangreichen Preis- und Steuerer­
höhungen, die staatliche Mehrein­
nahmen von umgerechnet ca. 10 Mrd. 
US-$ bringen sollen. Damit ist die Re­
gierung den Forderungen der Kapitali­
sten nach teilweiser Lockerung des im 
Februar verfügten Preisstopps nach­
gekommen. Sie hatten die Regierung 
massiv unter Druck gesetzt, in dem 
sie Waren zurückhielten oder "neue“ 
verteuerten, so daß zuletzt ca. 50% 
der vorgeschriebenen Preise von ihnen 
nicht eingehalten wurden. Das verab­
schiedete Wirtschaftspaket wird die 
Lohnabhängigenhaushalte bis in die 
Mittelklassen hinein durch Preis- und 
Steuererhöhungen mit Mehrausgaben 
bis zu 20% belasten. Der Verkaufs­
preis privater Motorfahrzeuge soll um 
80%, von Benzin und Alkoholtreib­
stoff um 60% erhöht werden. Ferner 
werden Alkohol, Getränke und Ziga­
retten um das Doppelte und Zucker 
um 25% angehoben; die Tarife für 
Elektrizitätsversorgung steigen um 
ca. 40% und Telefon und Brief verkehr 
um bis zu 80%.

Darüberhinaus geht die Regierung 
weiter auf die Forderungen der Impe­
rialisten nach Sanierung des Staats­
haushaltes ein. Bis Ende Dezember 
kommenden Jahres sollen im öffentli­
chen Dienst keine Neueinstellungen 
vorgenommen werden. Weiter will die 
Regierung mindestens vier Staatsbe­
triebe privatisieren und andere unren­
table staatliche Einrichtungen schlie­
ßen. Nach Schätzungen sollen dabei 
über 30000 Beschäftigte entlassen 
werden.

Gesetzliche Lohnerhöhungen ent­
sprechend der Inflationsrate, die mit 
dem ersten Cruzado-Plan vom Febru­
ar gegen den Widerstand der Gewerk­
schaften abgeschafft wurden, sollen 
wie bisher nur gewährt werden, wenn 
die offizielle Inflationsrate 20% über­
steigt.

Die Gewerkschaften haben die Re­
gierungsmaßnahmen scharf kritisiert. 
Der größte Gewerkschaftsdachver­
band CUT ruft für den 12.12. zu einem 
Generalstreik gegen Entlassungen im 
öffentlichen Dienst, für Lohnerhöhun­
gen und Arbeitszeitverkürzung auf. 
Ende November demonstrierten be­
reits einige tausend Menschen in Bra­
silia gegen die Regierungspolitik. Die 
Taxifahrer protestierten in Sao Paulo 
mit Straßenblockaden gegen die Ben­
zinpreiserhöhungen. In Rio de Janeiro 
traten die Postarbeiter für Lohnerhö­
hungen und gegen den Einstellungs­
stopp in den Streik.
Quellenhinweis: Financial Times, 28. 
11.86; Handelsblatt, 25.11.86 und 02. 
12.86; NfA, 25.11.86; FAZ und NZZ, 
24.11.86, Brasilien-Ausschnittdienst 
11/86 - (sie)

Südaf rika/Azania
Streik bei

General Motors

Der Streik in zwei Fabriken des US- 
amerikanischen Automobilkonzerns 
General Motors in Port Elizabeth ist 
nach zirka vier Wochen beendet wor­
den. Zeitweilig waren bis zu 3 000 
Arbeiter im Ausstand. Mindestens 16 
Gewerkschaftsfunktionäre wurden 
verhaftet; mit Hunden, Peitschen und 
Schlagstöcken ging die Rassisten­
polizei gegen die Streikenden vor; 567 
Arbeiter wurden wegen eines Sitz­
streiks in einer Montagehalle fristlos 
entlassen. Was sind die Hintergründe 
des Streiks? Zum 1.1.1987 soll der 
Konzern in südafrikanische Hände 
übergehen; allerdings bleibt ein Ame-

amerikanisch oder südafrikanisch — 
will den Verkauf zum Angriff auf die 
Belegschaft nutzen.

rikaner an der Spitze des Manage­
ments. Die Belegschaft von General 
Motors verlangt Beschäftigungsga­
rantien und weitere Anerkennung der 
beiden Metallgewerkschaften als 
Verhandlungspartner.

Der Besitzerwechsel, Ergebnis des 
Drucks der Anti-Apartheid-Bewe­
gung in den USA, kommt GM nicht 
ganz ungelegen: bisher unterliegen 
US-Konzerne Einschränkungen auf­
grund des Sullivan Code und der 
US-Gesetzgebung, die den Verkauf 
von Produkten an Südafrikas Regie­
rung, Polizei und Militär verbieten. 
Durch den formalen Besitzerwechsel 
werden diese Einschränkungen besei­
tigt und der Weg geebnet zur Auswei­
tung des Marktes durch Versorgung 
des südafrikanischen Militärappa­
rates. Da zudem die Automobilpro­
duktion von GM seit 1981 in Süd­
afrika rückläufig ist, erhofft sich der 
Konzern einen Gewinnzuwachs durch 
Erhebung einer Produktionslizenz­
gebühr und Verkauf von Design, Er­
satzteilen und Werkzeugen an die 
ehemalige Tochterfirma, ohne für 
Löhne, Unterhaltskosten etc. aufkom­
men zu müssen. Ob diese Rechnung
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aufgeht, hängt von der Durchsetzung 
eines umfassenden Exportverbots 
nach Südafrika ab.

Die westdeutsche Presse ist be­
müht, den Streik bei GM dahin­
gehend zu interpretieren, daß die Be­
legschaft eigentlich gegen den 
Rückzug ausländischer Konzerne 
kämpfe. Die Wahrheit sieht anders 
aus: Die drei größten Metallgewerk­
schaften Südafrikas/Azanias haben 
mit Unterstützung des Internationa­
len Metallgewerkschaftsbundes die 
"multinationalen Konzerne" aufge­
fordert, bei Rückzug aus Südafrika 
oder Verkauf ihrer Anlagen nach­
folgenden Forderungen zuzustimmen: 
"1. Sie müssen Gewerkschaften und 
Arbeitnehmer rechtzeitig informie­
ren; 2. Sie müssen ihre Pläne in allen 
Einzelheiten bekanntgeben; 3. Die 
Unternehmer müssen ... Mindest­
forderungen aushandeln: a) die Unter­
nehmer müssen garantieren, daß bei 
Rückzug oder Verkauf keine Entlas­
sungen vorgenommen werden; b) die 
neuen Eigentümer oder Geschäftslei­
tungen müssen die Gewerkschaften 
anerkennen und sich bereiterklären, 
mit den repräsentativen Organisa­
tionen über jegliche die Arbeitnehmer 
betreffenden Fragen zu verhandeln, 
einschließlich der Folgen des Rück­
zugs oder Verkaufs; d) das ausschei­
dende Unternehmen muß sicherstel­
len, daß bei Rückzug oder Verkauf 
keinerlei bestehende Leistungen ge­
fährdet sind; e) das Unternehmen muß 
während 12 Monaten ab dem Datum 
der Ankündigung des Rückzugs oder 
Verkaufs seinen Arbeitnehmern die 
vollen Einkommen garantieren." 
Totaler Boykott Südafrikas ist drin­
gender denn je. Die Winkelzüge der 
Kapitalisten werden von der azani- 
schen Arbeiterklasse mit einem breit 
gefächerten Forderungskatalog und 
mit Streiks beantwortet. 
Quellenhinweis: Azako Nachrichten 
18/19/86; Handelsblatt 14./15./
20.11.86; FAZ 14./26.11.86; 
IMB Pressedienst 7.11.86 - (and)

Polen
2. Gewerkschaftstag 

des Dachverbandes OPZZ

Vom 26. bis 30. November fand in Po­
len der II. Kongreß des 132 Gewerk­
schaftsföderationen umfassenden 
Gesamtpolnischen Gewerkschafts- 
Dachverbandes OPZZ statt. Die ca. 
1 480 Delegierten verabschiedeten ein 
Statut, ein Aktionsprogramm für vier 
Jahre und mehrere Resolutionen, in 
denen der Dachverband verpflichtet 
wird, auf den Wohnungsbau, die Siche­
rung der Renten, Umweltschutzpoli­
tik und Wirtschaftsplanung Einfluß zu 
nehmen. Der Dachverband OPZZ 
wurde im November 1984 nach dem 
Aufbau betrieblicher Gewerkschaften 

— seit dem Sejm-Gesetz von Oktober 
1982 zulässig — gegründet. Er versteht 
sich nicht als Entscheidungszentrale, 
sondern als Repräsentant der Gewerk­
schaften gegenüber Staats- und Ver­
waltungsbehörden. So wurde auch 
jetzt nach kontroverser Debatte über 
den Status der OPZZ im Statut fest­
gehalten: "Die OPZZ repräsentiert die 
ihr angeschlossenen Gewerkschafts­
föderationen." Damit sollen Unab­
hängigkeit und Selbständigkeit der 
Einzelgewerkschaften, besonders der 
betrieblichen Einheiten gewahrt 
werden in Kritik an Uberzentralisa- 
tion und Bürokratie der vor Soli- 
darnosc bestehenden Gewerkschaf­
ten.

Beim Aufbau der inzwischen auf ca. 
7 Millionen Mitglieder (ca. 50% der 
Beschäftigten) angewachsenen Ge­
werkschaften standen soziale Proble­
me in Betrieben und Gesellschaft im 
Vordergrund: Linderung der Woh­
nungsnot, Erholungs- und Berufsbil­
dungsprobleme sowie in zunehmen­
dem Maße die "sich in der Krisenzeit 
allgemein verschlechternden Arbeits­
bedingungen" und Probleme der Löhne 
und des Leitungsstils der Betriebe.

Österreich

Ist der Zorn
in deutschnationale

Bis Mitte Dezember sollen die Ver­
handlungen über eine Regierungsbil­
dung abgeschlossen sein. Bisher sind 
noch keine Ergebnisse bekannt. Zwar 
haben sich die Verhandlungskomitees 
von SPÖ und ÖVP für den Fall- einer 
großen Koalition darauf verständigt, 
wer welchen Ministerposten bean­
sprucht. Keine Einigung gibt es, wer 
den Kanzler stellt bzw. ob der Vize­

Personality-Kult und Skandal-Anprangerung: Haider auf einer Wahlveranstal­
tung im vom Weinskandal getroffenen Burgenland.

Denn, wie Z. Jurkiewicz in "Polens 
Gegenwart" 4/84 festhält, hatte sich 
"in einem großen Teil der Unterneh­
men und Institutionen die Verwaltung 
im Zeitraum der Suspendierung der 
Gewerkschaften daran gewöhnt, will­
kürlich vorzugehen, ohne die Meinun­
gen und Aspirationen der Belegschaf­
ten zu berücksichtigen".

Hatte die Regierung nach Zerschla­
gung der Solidarnosc versucht, mit 
den neuen Gewerkschaften das Ver­
trauen der Bevölkerung zurückzuge­
winnen, so scheinen diese doch nicht 
so regierungsfromm zu sein. Ausdruck 
hiervon sind die Durchsetzung eines 
Reallohnanstiegs in 1986 von 3,8% ge­
genüber den stark gestiegenen Prei­
sen, oder auch die Haltung von Pre­
mierminister Messner gegenüber den 
o.g. Resolutionen, der die Entschei- 
dunsgewalt der Regierung in wirt­
schaftlichen Fragen betonte und Kri­
tik an wirtschaftspolitischen Ansich­
ten des Kongresses äußerte, wie z.B. 
daß die Inflation durch Einfrieren der 
Preise bekämpft werden müsse. 
Quellenhinweis: FAZ, 26.11.-2.12.86; 
Handelsblatt, 2.12.86; Polens Gegen­
wart, Nr. 4/1984 und 24/84 - (brb)

des Volkes 
Bahnen zu lenken?

kleine Koalition mit der FPÖ ins Au­
ge. Seitens der SPÖ ist die Frage einer 
neuen Koalition mit der FPÖ noch lan­
ge nicht entschieden. Kanzler Vra­
nitzky erklärte offiziell, er werde 
dem FPÖ-Vorsitzenden Haider "poli­
tisch nicht die Hand reichen", zwei 
Tage nach der Wahl gab der Kärntner 
Landeshauptmann der SPÖ, Wagner, 
auf einer Pressekonferenz bekannt, er
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waltung von Johannesburg begann vor kurzem mit einem Mauerbau um Soweto. 
Zunächst soll die Mauer entlang einer Schnellstraße gebaut werden, die bisher 
die Grenze zu Wohngebieten der weißen Siedler in Johannesburg bildete. Später 
soll die Mauer ganz Soweto eindämmen. In Soweto wohnen mindestens 1,5 Mil­
lionen Azanier, die Stadt ist ein Zentrum des Befreiungskampfes gegen das 
Siedlerregime. Anscheinend will die Regierung verhindern, daß die Azanier die 
Schnellstraße ohne Schwierigkeiten sperren und schnell nach Johannesburg ge­
langen können. — (uld)

Kenia lehnt “technische 
Hilfe"-Projekte der BRD ab 

Die BRD hatte Kenia durch ein Ulti­
matum über die Annahme der "techni­
schen Hilfe" in Höhe von 32,1 Mio. DM 
bis Ende Oktober unter Druck ge­
setzt. Die Regierung Kenias lehnte 
dennoch zwei Projekte ab, darunter 
die Rationalisierung des Zollwesens, 
und verlangte die Kürzung zweier 
anderer. Sie begründete dies damit, 
nicht immer mehr Finanzen an immer 
neue Projekte zu binden und sich nicht 
immer höhere Folgekosten aufzu­
laden. Außerdem kritisierte sie die 
hohe Zahl und den langen Aufenthalt 
von BRD-Spezialisten, denn Kenia 
habe inzwischen selbst genügend 
ausgebildete Fachleute. Den Vor­

schlag Kenias, einheimische Fach­
leute zu bezahlen, hatte die BRD ab­
gelehnt. — (sie)

Chile: MIR-Mitglieder 
zum Tode verurteilt

Seit dem 1.12. befinden sich über 500 
politische Gefangene in den Gefäng­
nissen von Santiago, Valparaiso und 
anderen Städten Chiles in einem unbe­
fristeten Hungerstreik. In einer Erklä­
rung des Koordinationsausschusses 
der politischen Gefangenen fordern 
sie u.a. die Beseitigung der Todesstra­
fe und der Folter, bessere Haftbedin­
gungen, keine Militärrichter. In San­
tiago verurteilte ein Militärrichter 
vor einigen Tagen drei Mitglieder der 
"Bewegung der Revolutionären Lin­
ken" (MIR) zum Tode. - (sie)

Philippinen: Waffen­
stillstand geschlossen

Am 10.12. ist ein öotägiger Waffen­
stillstand zwischen der Armee und der 
Neuen Volksarmee NPA in Kraft ge­
treten. Die NPA, die nach Regie­
rungsangaben über 23000 Kämpfer 
verfügt, in über 50 der 76 Provinzen 
der Philippinen operiert und etwa 20% 
der Landgebiete kontrolliert, ist da­
mit von der Regierung Aquino — gegen 

den Widerstand großer Teile der Ar­
mee — offiziell anerkannt. Der Waf­
fenstillstand war von Vertretern der 
Frontorganisation NDF, in der die 
kommunistische Partei CPP und die 
NPA mitarbeiten, mit der Regierung 
ausgehandelt (Bild) worden. Teil der 
Vereinbarung sind Sicherheitsgaran­
tien für NDF, CPP und NPA sowie Me­
chanismen zur Überwachung des Waf­
fenstillstands. In der Zeit der Waffen­
ruhe, in der die Volksabstimmung über 
die neue Verfassung stattfindet, soll 
über die Voraussetzungen zur Aufgabe 
des bewaffneten Kampfes durch die 
NPA verhandelt werden. — (wom)

litionsgespräche führen. — Eine dritte 
Variante ist die von der ÖVP ins Spiel 
gebrachte Konzentrationsregierung 
aller im Parlament vertretenen Par­
teien. Der Landeshauptmann der ÖVP 
in Oberösterreich, Ratzenböck, 
sprach sich stellvertretend für die 
Mehrheit der ÖVP-Landeshauptmän- 
ner für eine solche Regierungsform 
aus, da sie im Parlament das "freie 
Spiel der Kräfte" gewährleiste. Diese 
Regierungsform könnte aber nur 
durch eine Verfassungsänderung mög­
lich werden. Kanzler Vranitzky er­
klärte dazu: "Das kann ich mir nicht 
vorstellen. Das hieße ja, daß die so oft 
zitierten Kontrollrechte im Parla­
ment durch eine starke Opposition 
nicht mehr gegeben wären." Das Ar­
gument klingt fadenscheinig. Denn 
bei einer großen Koalition mit 157 
Mandaten gegen 8 Mandate der Grün- 
Alternativen Liste und bei einem Po­
tential von 1 8 Mandaten der FPÖ kann 
von einer "starken Opposition" kaum 

die Rede sein.
Der erdrutschartige Wahlerfolg der 

deutschnationalen FPÖ ist erstmalig 
in der Geschichte der Zweiten Repu­
blik. Höhere Wahlergebnisse hatten 
die Deutschnationalen nur vor 1933 zu 
verzeichnen. Die FPÖ hat sich 1955 
offiziell als Partei gegründet. Sie re­
krutierte sich aus alten und neuen Na­
zis, die 1949 die "Wahlpartei der Un­
abhängigen" gebildet hatten. Von den 
Wahlen 1956 bis zu den Wahlen 1983 
hat die FPÖ ihre Mandate von 6 auf 12 
verdoppelt. Von 1983 bis zu den - vor­
gezogenen - Neuwahlen 1986 gelang 
es ihr, die Mandate auf 18 zu erhöhen 
- eine Verdreifachung gegenüber 
1956. Mit ihrem 1968 beschlossenen 
neuen Parteiprogramm und dem 1973 
verabschiedeten "gesellschaftspoliti; 
sehen Manifest" wendet sich die FPÖ 
"an den leistungsorientierten Bürger, 
der bereit ist, das Risiko der Freiheit 
auf sich zu nehmen und nicht seine 
persönlichen Ziele einer scheinbaren 

'kollektiven Sicherheit’ opfert". Fehl­
te nur noch der starke Mann und die 
passende Situation. Jörg Haider, 36 
Jahre alt, bisher Kärntner Landesvor­
sitzender der FPÖ und ausgesproche­
ner Hetzer gegen die slowenische 
Minderheit, löste im September den 
aisprofillosgeltenden Norbert Steger 
als Parteivorsitzender ab.

Zur Situation: Die Staatsverschul­
dung Österreichs ist in den letzten 
Jahren bei einer jährlichen Neuver­
schuldung von umgerechnet 12-13 auf 
83 Mrd. DM angewachsen, bei ver­
mehrten Steuerausgaben sinken die 
Reallöhne seit Jahren, die Arbeitslo­
senrate - wenn auch im westeuropäi­
schen Maßstab mit 5% gering — steigt 
kontinuierlich, Massenentlassungen in 
den verstaatlichten Betrieben lassen 
um die nackte Existenz bangen. Auf 
der anderen Seite jagt ein Skandal den 
anderen, in die beide großen bürgerli­
chen Parteien verwickelt sind und die 
es trotzdem verstehen, ihre Pfründe
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Baskenland: Ergebnisse 
der Regionalwahlen

Nach den Wahlen zum baskischen 
Regionalparlament am 30. November 
wird die Partei des spanischen Prä­
sidenten Gonzales, PSOE, als Sieger 
gefeiert. Dazu hat ihr lediglich das 
Wahlsystem verhülfen: Alle drei 
Provinzen wählen unabhänig vom 
Bevölkerungsanteil die gleiche Zahl 
von Abgeordneten. Die PSOE erhält 
19 Sitze und hat als sitzstärkste 
Partei das Recht, die Regierung zu 
bilden. Die bisherige, bürgerlich­
nationalistische Regierungspartei 
PNV hat zwar fast 20000 Stimmen 
mehr als die PSOE, erhält aber nur 17 
Sitze. Auf dem dritten Platz folgt die 
PNV-Abspaltung Eusko Alkartasuna 
(Baskische Solidarität) mit 14 Sitzen. 
Herri Batasuna (Volkseinheit), die sich 
an den Wahlen beteiligt, aber nicht ins 
Parlament geht, weil sie das Autono­
miestatut als Farce ablehnt, erhielt 
13 Sitze, zwei mehr als bei den letzten 
Wahlen. Die Euskadiko Eskerra (Auto­
nomes Baskenland) stellt neun Abge­
ordnete.

Diesem "Sieg“ der PSOE steht also 
ein absoluter Anstieg der nationalisti­
schen Wähler gegenüber, die der Ma­
drider Politik eine Absage erteilen. 
Die PSOE steht nun vor der schwieri­
gen Aufgabe, die baskische Regional­
regierung zu bilden. Sie würde mit 
allen Parteien koalieren, ausge­
schlossennatürlich Herri Batasuna. In 
den letzten Tagen hat sich jedoch die 
politische Stimmung geändert. An­
gesichts der fast 70% Stimmen für 
PNV, Eusko Alkartasuna und Herri 
Batasuna und angesichts einer von 
Madrid gesteuerten Regierung hat 
Herri Batasuna die beiden anderen 
Parteien aufgefordert, eine gemein­
same nationalistische Front zu bilden.

Eusko Alkartasuna und PNV haben 
positiv reagiert. Gespräche stehen in 
Kürze an. Wenn sich diese drei Kräfte 
auf ein gemeinsames Vorgehen eini­
gen, wären baldige Neuwahlen nicht 
ausgeschlossen. — (H.R.)

Tarifbewegung in 
Italien

Inden wichtigsten Branchen der itali­
enischen Industrie und in der Land­
wirtschaft wird zur Zeit — begleitet 
von Streiks - über neue dreijährige 

"Nein zur Auslese durch das Geld!" (s. Bild) ist eine der wesentlichen Forderun­
gen des Streiks der französischen Studenten, der zwei Wochen andauert und 
mittlerweile 75 der insgesamt 77 Universitäten erfaßt. Der Protest richtet sich 
gegen das geplante Hochschulgesetz, demzufolge die Universitäten ermächtigt 
werden sollen, Zulassungs- und Prüfungsbedingungen selbst festzulegen und Er­
höhungen der Einschreibungsgebühren vorzunehmen. Parallel zu den Studen­
tenstreiks fanden Aktionen an den Gymnasien statt, die ebenfalls "reformiert" 
werden sollen. Der Staat reagierte mit Polizeiterror, ein Demonstrant wurde 
zu Tode geprügelt. Die massive Protestbewegung hat erreicht, daß der verant­
wortliche Minister Devaquet zurücktrat und die Gesetzesvorlage erst einmal 
zurückgezogen wurde. — (sur)

ben mehr Lohn eine neue Lohngrup­
peneinteilung (vor allem zugunsten 
der oberen Lohngruppen) und Arbeits­
zeitverkürzung. Die Metallkapitali­
stenhaben angeboten, die Nominalar­
beitszeit zu verkürzen, wenn sie dafür 
— beliebig viele Überstunden verlan­
gen können. Mit Mühe und Not haben 
sich die Gewerkschaften auf die Ab­
lehnung dieses Ansinnens verständigt, 
aber von sich aus reichlich viel "Flexi­
bilität" vorgeschlagen. Letzten Frei­
tag streikten landesweit die Landar­
beiter. Die Agrarkapitalisten wollen

an Land zu ziehen.
Haider hielt es im Wahlkampf nicht 

für nötig, konkrete Wahlversprechen 
abzugeben, bis auf eines: Er wolle sich 
verstärkt für die Rechte Österreich­
stämmiger z.B. im Sudetenland ein­
setzen und für eine "Lösung der Süd­
tirol-Frage". Ansonsten zog er volks- 
tümlerisch in den Wahlkampf, ließ als 
Präsent hölzerne Kochlöffel vertei­
len: "weil der Jörg in der Politik um­
rührt . . ." und hetzte gegen "korrupte 
Funktionäre und arbeitsscheue 
Staatsbedienstete, gegen Privilegien- 
ritter" usw. Er gelobte den Versam­
melten, die er vornehmlich in den 
kleinstädtischen Provinzen und den 
krisenbetroffenen Industriegebieten 
heimsuchte, er werde "den Brüdern 
einheizen" und "die alten Parteien vor 
sich hertreiben".

472180 Stimmen hat Haider mit 
diesem Konzept an Land gezogen. Zu 
behaupten, dies wären alles potentiel­
le Nazis, ist sicher falsch. Laut ersten 

Wahlanalysen gilt ein erheblicher Teil 
der Haider-Wähler als "Protestwäh­
ler11. In der Steiermark z.B. stimmten 
1983 noch 40% der jetzigen Haider- 
Wähler für die SPÖ; 33% der Salzbur­
ger Haider-Wähler votierten 1983 für 
die ÖVP. Berufsspezifische Wahlana­
lysen sind noch nicht bekannt. Alters­
mäßig mußte die FPÖ bei den über 
60jährigen eher Verluste hinnehmen, 
ihr Wählerpotential rekrutierte sich 
aus der Gruppe der 30-50jährigen; und 
bedenklicherweise konnte sie mit ei­
nem Drittel Jungwählerstimmen auf­
warten. Die "Welt" verbindet damit 
die Hoffnung:"... könnte es sein, daß 
der neue FPÖ-Chef das 'dritte Lager' 
in Österreich auf neue Art stabilisiert 
hat, nämlich jene politische Schicht, 
die man früher als 'großdeutsch' und 
nationalliberal zu charakterisieren 
pflegte."

Die Liberale Internationale, in der 
Anfang Oktober von holländischen und 
skandinavischen Parteien ein Aus­

schlußantrag gegen die FPÖ gestellt 
wurde, entsandte im Wahlkampf eine 
Beobachterdelegation nach Öster­
reich. Nach Abschluß der Reise er­
klärte Tom van Bemmelen, Interna­
tionaler Sekretär der holländischen 
Partei VVD, die FPÖ sei "eine rechts­
extreme Partei mit vielen Neonazis 
als Mitgliedern" und forderte erneut 
ihren Ausschluß. Das hindert die west­
deutsche FDP und ihren Vorsitzenden 
Genscher keineswegs, von Haider 
einen "vorzüglichen Eindruck" zu ha­
ben. Die "Welt" konstatiert, die FDP 
habe "durchaus das Gefühl, von Haider 
viel lernen zu können" und kommt zu 
dem Schluß angesichts des kleinen 
aber feinen Deutschnationalismus der 
FPÖ: "Die Entscheidung der FDP- 
Führung für Haider könnte sich als 
eine Richtungsentscheidung erwei­
sen."
Quellenhinweis: Profil 47-49/86: Die 
Presse, div. Ausgaben: Handelsblatt. 
26.11.86: Die Welt. 3.12.86 - (rua)
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* Veröffentlichungen *
Liberale Kritik an 
der Volkszählung 

"Volkszählung 1987" heißt eine 9osei- 
tige Broschüre, die Michael Hoffmann 
(Informatik-Student) und Johann- 
Peter Regelmann (Wissenschaftspu- 
b lizist) im Steinweg-Verlag veröffent­
licht haben. Die Broschüre besteht aus 
zwei Teilen: 60 Seiten Dokumentation 
der Volkszählungsgesetze 1983 und 
1987, des Urteils des Bundesverfas­
sungsgerichts, der Kommentare zur 
Volkszählung von Datenschützern und 
Juristen sowie 30 Seiten Kommentie­
rung der Dokumente. Beide Teile sind 
strikt voneinander getrennt. Die 
stichwortartigen Kommentare setzen 
die Kenntnis der Dokumente voraus.

Intention der Schrift ist die Aufbe­
reitung von Quellen und Informatio­
nen für die Gegner der Volkszählung. 
Dabei beschränken sich die Autoren 
jedoch auf die Kritik an der Möglich­
keit des Zugriffs auf Individualdaten 
durch den Staat mit Hilfe der Volks­
zählung. "Nun kann wirklich keinem 
Staat oder einer geringer zu bewer­
tenden Planungs- oder Entscheidungs­
instanz das Recht abgesprochen wer­
den, die für diese Aufgaben und Pro­
zesse notwendigen Daten einzufor­
dern" (Seite 10). Damit fällt der impe­
rialistische Charakter staatlicher 
Planung weg. Es wird nur noch um die 
Möglichkeit gestritten, ob denn die 
Daten des Individuums anonym blei­
ben sollen oder nicht. So wichtig die­
ser Aspekt ist, er trifft jedoch nicht 
den Kern der staatlichen Zielsetzung 
mit der Volkszählung. Wer zur Volks­
zählung Dokumente benötigt, möge 
die Broschüre kaufen; wer Argumente 
sucht, lasse es bleiben.
(Hoffmann/Regelmann, Volkszählung 
1987, Steinweg-Verlag 1986, 9.80 DM 
- thh)

Hetze gegen Mindest­
tariflohn

Auf dem Arbeitsmarkt müßten Ange­
bot und Nachfrage einander angepaßt 
werden: Bundesregierung und Kapita­
listenverbände propagieren vereint 
die "marktpolitische Ordnung". Eine 
kleine Hetzbroschüre "WildWuchs" 
aus dem Kölner Tiberius-Verlag faßt 
nach. Die Lage, daß die Kapitalisten 
über zwei Millionen Lohnabhängige 
auf die Straße gesetzt haben, soll für 
Lohndrückerei in stärkerem Maße als 
bisher genutzt werden. In der Bro­
schüre hat der Herausgeber H. Kilian 
zusammengeklatscht: Behauptungen, 
daß ein großer Teil der Arbeitslosen 
Schmarotzer seien, ein schlecht er­
fundenes "Bekenntnis" vom "Profi in 
der Hängematte", Klageschreiben von 
Kapitalisten, wie sie zu ihren Bedin­
gungen keine Arbeiter, insbesondere 
Facharbeiter, finden könnten. Am 
Schluß tritt dann ein Professor E. Ha­

mer auf. Er hat den Titel "Wissen­
schaftlicher Leiter des Mittelstands­
instituts Niedersachsen e. V., Hanno­
ver" und schreibt zusammen, für wel­
che Angriffe "die Betroffenen in den 
Betrieben und außerhalb der Betriebe 
Druck erzeugen" sollen.

Prof. Dr. Hamer stellt fest: "Arbeit 
überreichlich vorhanden". Was er als 
ein Beispiel zusammengebastelt hat, 
charakterisiert die Wünsche des 
Schreiberlings: "Der Wissenschaftler 
X. hat einen Bauernhof, dessen Pflege 
seine ganze Freizeit in Anspruch 
nimmt. Er könnte und würde gern 
mehr forschen, wenn jemand ihm die 
dringenden landwirtschaftlichen Ar­
beiten abnehmen würde. Es finden

Gefordert: Löhne unter dem tarifli­
chen Mindestlohn, insbesondere im 
Dienstleistungsbereich

sich aber nur Leute, die mehr Stun­
denlohn fordern, als solche Arbeiten 
.. . wert sind." Der Wunsch nach Bil­
ligstarbeitskräften mit voller Lei­
stung wird als "das marktwirtschaftli­
che Prinzip der automatischen Anpas­
sung von Angebot und Nachfrage" ge­
setzt. Der Automatik stünden aber die 
Gewerkschaften im Weg mit ihrem 
"Monopolrecht des Tarifkartells". 
Löhne unter den tariflichen Mindest­
löhnen seien unabdingbar, damit die 
Arbeitslosen wieder in Arbeit kämen. 
Und: "Auch die vom Tarifkartell ver­
teidigte Wochenarbeitszeit ist über­
holt .. . Vor allem im Dienstleistungs­
sektor" könnten "die Leistungen wie­
der so angeboten werden, wie sie be­
nötigt werden". Damit der Wunsch 
nach diesen Hungerlöhnen bei den Ar­
beitslosen aufkommen kann, fordert 
der Professor eine "deutlichere" Sen­
kung des Arbeitslosengeldes und: "Wa­
rum soll ein Empfänger von Arbeitslo­
senunterstützung nicht auch etwas 
tun?" Also: Zwangsarbeit zum Nullta­
rif. Und: "Für Arbeitslose muß jede 
Arbeit wieder zumutbar werden." So­
wieso sei klar: Ausländische Arbeiter 
raus! - (gba)

IW polemisiert gegen 
Arbeitslosenversicherung

Das Institut der Deutschen Wirt­
schaft, Forschungsinstitut des BDI, 
polemisiert gegen die Arbeitslosen­
versicherung. In einer Studie über den 
Arbeitsmarkt hebt das Institut her­
vor, daß seit 1986 620000 mehr Lohn­
abhängige in Beschäftigung sind als 
1984, dennoch nicht entsprechend we­
niger Arbeitslose gemeldet sind. Dar­
aus folgert das IW: "Bedingt durch 
eine Reihe von gesetzlichen Vor­
schriften werden zahlreiche Personen 
in der Arbeitslosen-Statistik geführt, 
die im strengen Sinne dem Arbeits­
markt für die Vermittlung nicht zur 
Verfügung stehen." Das IwD geht von 
etwa einer halben Million solcher Ar­
beitsloser aus, darunter seien ältere 
Arbeiter, die mit 60 in den Vorruhe­
stand gehen, 70000 "Sozialhilfe"- 
Arbeitslose, die nicht arbeiten wol­
len, eine Viertelmillion Frauen, die 
sich "nur" wegen der Rentenansprüche 
arbeitslos melden, "Kindergeld"-Ar­
beitslose, die sich wegen der Kin­
dergeld-Regelung arbeitslos melden, 
obwohl sie über 18 sind. Fazit des 
IwD: Diese Lohnabhängigen haben in 
der Arbeitslosenversicherung nichts 
zu suchen. (IW, Arbeitslosigkeit: Kein 
Spiegel der Beschäftigung, Köln 
1986 - uld)

Kapitalistenstudie zur 
flexiblen Teilzeitarbeit

Die Rationalisierungsfirma McKinsey 
hat im Oktober 1986 eine Untersu­
chung "Flexible Teilzeitarbeit als In­
strument der Arbeitsmarktentla- 
stung" vorgelegt. McKinsey befaßt 
sich nur mit Arbeitsplätzen, die "wirt­
schaftlich teilbar" sind, d.h. die sich 
nach spätestens eineinhalb Jahren 
amortisieren. In Anschlag gebracht 
werden Zuschüsse der öffentlichen 
Hand, die Produktivitätssteigerung, 
dadurch Reduzierung des Personalbe­
darfs um 3,5%, Wegfall zusätzlicher 
Ausstattung, bessere Auslastung per­
sonalintensiver Anlagen. Insgesamt 
sollen sich 4-5% der Kosten einsparen 
lassen, wobei der Zusatzaufwand für 
Kommunikation, Planung und Verwal­
tung schon einkalkuliert ist. Die Fehl­
zeiten sinken, wenn Blockzeitregelun­
gen an weniger Tagen eingeführt wer­
den, vor allem bei langen Anfahrtswe­
gen. Um die Vorteile herauszustellen, 
die die Beschäftigten angeblich ha­
ben, müssen die Kapitalisten eine 
selbstgeschaffene Hürde überwinden, 
nämlich den niedrigen Lohn. McKin­
sey empfiehlt einen partiellen Lohn­
ausgleich. Dieser führt zum "ge­
dämpften Nettoeffekt" bei Einkom­
men und Rente. Die Kapitalisten sol­
len einen Teil des betriebswirtschaft­
lichen Nutzens weitergeben. An ei­
nem Beispiel errechnet McKinsey, daß 
bei einer Arbeitszeitverkürzung von 
27% bei 50%iger Weitergabe der Ko­
steneinsparung das Nettoeinkommen
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81% vom Bruttolohn statt nur 73% be­
trägt. Aufgrund der progressiven Be­
steuerung betragen die Abzüge von 
dem gesenkten Lohn nicht mehr 35%, 
sondern nur 31%. Entsprechend er­
rechnet McKinsey einen weniger star­
ken Rückgang des Rentenanspruchs. 
Die Lohnsenkungsdämpfung soll de­
klariert werden entweder als Teilab­
findung oder als Bereitschaftszahlung 
oder als Schichtzulage. Den Betriebs­
räten wird versichert, sie könnten 
Wünsche einzelner vertreten und die 
Freiwilligkeit absichern. Die ganze 
Methode dient dem Bedürfnis der Ka­
pitalisten, einen Schub in der Auswei­
tung der Teilzeitarbeit zu erreichen 
und dabei einen allmählichen Über­
gang von einem höheren zu einem nie­
drigeren Lebensstandard durchzuset­
zen. (HBV, HAZEG-Rundbrief, Nr. 27 
-anl)

Teilzeitarbeit —Broschüre des 
Bundesarbeitsm inisterium

Die neue Broschüre, so Norbert Blüm 
im Vorwort, soll "zu der längst anste­
henden Aufwertung der Teilzeitarbeit 
beitragen." Meist werden Vor- und 
Nachteile für "beide Seiten" darge­
stellt, wobei "Hinweise für Arbeitneh­
mer" z.B. so aussehen:" Für Verhand­
lungen mit dem Arbeitgeber sollte der 
an der Teilzeitarbeit interessierte Ar­
beitnehmer Raum für Kompromisse 
offenhalten. Z.B. dadurch, daß er mit 
Hilfe Dritter die eigenen zeitlichen 
Verpflichtungen reduziert, etwa bei 
der Kinderbetreuung." Als "Bedürfnis­
se der Arbeitnehmer" für Teilzeitar­
beit werden genannt: Herkömmliche 
Rollenverteilung in der Familie, also 
die stärkere Belastung der Frauen im 
Haushalt sowie ablehnende Haltung 
der Männer gegenüber Vollzeitbe­
schäftigung ihrer Frauen. Von Teil­
zeitbeschäftigung für Männer rät 
Blüm ab. Sie komme bei gegebenen 
Lohn- und Gehaltsunterschieden zu 
teuer, da die Steuerersparnis im Ver­
hältnis zu klein sei. Als Einschränkung 
der "Zeitsouveränität bei der Haus­
haltsführung" werden nebenbei die 
Ladenöffnungszeiten genannt.

Dem Kapitalisten wird geraten, of­
fensiv bei der Einführung der Teilzeit­
arbeit vorzugehen und die unzähligen 
flexiblen Formen zu nutzen: saisonal 
schwankende Arbeitszeit, jährliche 
Arbeitszeitwahl, geteilte Arbeits­
plätze und als besondere Renner: Teil­
zeitarbeit in Wechselschicht, kombi­
nierte Voll- und Teilzeitarbeit in der 
"zeitautonomen Gruppe".

Besonderen Schwerpunkt legt die 
Broschüre auf Formen der Teilzeitar­
beit, bei denen Organisation und Pla­
nung der flexiblen Formen den einzel­
nen oder aber Gruppen von Beschäf­
tigten auferlegt werden. Hierzu paßt 
auch der Hinweis, der von autoritärem 
Führungsstil dringend abrät. ("Teil­
zeitarbeit", Herausgeber: Bundes­
ministerium für Arbeit u. Sozialord­
nung, 9/86 - rst)

Friedensliste

"Den Frieden wählen" — Mit 
so einem Programm nicht

"Wenn wir zur Bundestagswahl '87 die 
... Friedensliste unterstützen, so des­
halb, weil wir darin die beste Mög­
lichkeit sehen, die demokratischen 
und linken Kräfte bei den Wahlen zu 
einem möglichen einheitlichen Vorge­
hen zu veranlassen" (1), begründete 
die stellvertretende DKP-Vorsitzende 
Ellen Weber in einem Interview die 
Unterstützung der Friedensliste durch 
ihre Partei. Die DKP gibt bündnispoli­
tische Gründe für den Verzicht auf ei­
ne eigene Kandidatur an. Welchen 
Beitrag leistet das unterstützte Bünd­
nis zur Frontbildung gegen die Reak­
tion?

Das auf einem Wahlkongreß im Sep­
tember verabschiedete Programm der 
Friedensliste stellt die "Sorge um den 
Frieden" ins Zentrum der Propaganda 
(Zitate, wenn nicht anders ausgewie­
sen: Wahlprogramm der Friedensliste, 
d. V.), darauf verweist schon der Ti­
tel: "Abrüsten — das Programm für die 
Zukunft". Daneben wurden Positionen 
aus "sozialen Bewegungen" aufgenom­
men. Dieses Verfahren, in Kreisen der 
"Friedensliste" als Fortschritt gefei­
ert, hat nicht nur dazu geführt, daß 
Themen wie "Wirtschaft und Soziales" 
oder "Soziale Sicherung" zum Anhäng­
sel der "zentralen Frage" degradiert 
wurden; die vermeintlich aus der "au­
ßerparlamentarischen Opposition" 
übernommenen Positionen entpuppen 
sich häufig als Abklatsch grüner oder 
sozialdemokratischer Programmatik. 
Betreffend die Lage der Arbeiter, die 
im Wahlprogramm unter dem Stich­
wort "Wirtschaftspolitik" abgehandelt 
wird, schreibt die Friedensliste bei­
spielsweise kritiklos SPD-Positionen 
ab: Das Eintreten für ein "qualitatives 
neues Wirtschaftswachstum" verrät 
dabei ebenso die Handschrift des so­

Friedensliste: "vitale nationale und europäische Interessen" durch die "Vasal­
lentreue" der Bundesregierung verletzt

zialdemokratischen "Arbeit und Um­
welt-Modells wie der "Friedensli- 
sten"-Wunsch nach einem Beschäfti­
gungsprogramm und die Forderung 
nach der 35-Stunden-Woche und wei­
tere "Arbeitszeitverkürzungen in al­
len Formen". Folgerichtig kommen 
die mit Wucht vorgetragenen Flexibi­
lisierungs-Angriffe der Kapitalisten 
schlicht nicht vor, ebensowenig, wie 
Positionen gegen die zunehmende Ar­
beitshetze entwickelt werden. Und 
daß ein bedeutender Teil der Arbei­
terklasse, durch das Ausländergesetz 
politisch entrechtet, von den Kapita­
listen in elendste Verhältnisse ge­
drückt wird, ist der Friedensliste kein 
Wort der Erwähnung wert.

Krieg durch falsches Denken 
und fehlenden Willen?

Nun erklärt ja die "Friedensliste", im 
Mittelpunkt all ihrer Überlegungen 
stehe der Kampf für Frieden und Ab­
rüstung. Dafür hauptsächlich wolle sie 
im Wahlkampf wirken. Können die von 
ihr vertretenen Positionen zur Stär­
kung des antimilitaristischen und an­
tiimperialistischen Lagers beitra­
gen?
"An die Stelle der gegenseitigen mili­
tärischen Bedrohung muß eine ge­
meinsame politische Sicherheit, muß 
Abrüstung treten. Militärisch fixier­
tes 'Sicherheitsdenken' und mangeln­
der politischer Wille verstellen noch 
den Weg zu dieser Perspektive." Diese 
Programm-Passage kann stellvertre­
tend dafür stehen, wie das "Friedens- 
liste'-Programm die Frage nach den 
Ursachen von Aufrüstung, Kriegsvor­
bereitung und -führung benennt. Nicht 
nur wird die Frage umschifft, wer 
Aggressor und wer Betroffener ist; die 
Reduktion der Triebkräfte auf fal-
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sches Denken und fehlenden Willen 
verweisen den Kampf in den Bereich 
einer Auseinandersetzung zwischen 
starrsinnigen und unrealistischen Po­
litikern und Regierungen, die noch in 
"überlebten" Vorstellungen verhaftet 
sind und den "Realisten", die schon er­
kannt haben, daß Krieg - im "Atom­
zeitalter"—kein Mittel der Auseinan­
dersetzung mehr ist. Wie soll der anti­
militaristische Kampf Erfolg haben 
können, wenn er die Frage nach den 
Ursachen der Kriegsvorbereitungen 
auf fehlenden Willen und zuviel Waf­
fen reduziert? Wie soll der Behaup­
tung vom "Defensivbündnis" NATO 
begegnet werden, wenn nicht festge­
halten wird, daß Expansion ein We­
senszug des Imperialismus ist, daß ge­
gen die RGW-Länder zum Krieg gerü­
stet wird, um eines der Haupthinder­
nisse für die Expansion der Konzerne 
auszuschalten? Wie soll der Hetze der 
Reaktion von der angeblichen Bedro­
hung aus dem Osten erfolgreich ent­
gegengetreten werden, wenn nicht 
deutlich gemacht wird, daß Ge­
schäftsinteressen der westlichen Im­
perialisten die Kriegsvorbereitungen 
diktieren.

Diese fehlende Benennung von Ur­
sachen führt zu fatalen Schlußfolge­
rungen. So fordert die Friedensliste 
als Alternative zur Aufrüstungspolitik 
der Regierung Kohl "eine neue Ent­
spannungspolitik", die in den sechzi­
ger und siebziger Jahre bekanntlich 
ebenfalls ein Mittel der Imperialisten 
war, um die Gesellschaftsordnung der 
Länder Osteuropas aufzuweichen: 
"Wandel durch Handel" nannte man 
das.
Nationaler Kompromiß gegen 

Reagan und SDI
Dieser Verzicht auf eine Analyse der 
den Kriegsvorbereitungen zugrunde­
liegenden Expansionsstrategien ist es 
auch, der die "Friedensliste" zu ge­
fährlichen Fehleinschätzungen hin­
sichtlich der Rolle der BRD führt. 
"Mit ihrer Vasallentreue gegenüber 
der gefährlichen Außenpolitik der 
USA verletzt sie (die Bundesregie­
rung, d.V.) vitale nationale und euro­
päische Interessen und erschwert da­
mit den Abbau internationaler Span­
nungen . . .", heißt es dazu im Wahl­
programm. Deutlicher noch Uta 
Ranke-Heinemann, Theologie-Profes­
sorin und "Friedensliste"-Kandidatin: 
"Unsere Regierung folgt (Reagan) . . . 
unentwegt, weil ihr politisches Prin­
zip Amerika-Hörigkeit ist und sie sich 
vorder Rüstungsmanie des Herrn Rea­
gan Augen und Ohren zuhält. Die 
deutsche Politik entspricht den ame­
rikanischen mehr als den eigenen In­
teressen. Unser Land ist zu einer Art 
Hiwi- und Satellitenstaat gemacht 
worden" (2). In dieses Schema des "Va­
sallentums" preßt das Programm kur­
zerhand nicht nur die von der Reak­
tion entfachte revanchistische und 
chauvinistische Hetze ("Kehrseite 

dieser Außenpolitik ist die innenpoli­
tische Wiederbelebung revanchisti­
scher Kräfte ..."), sie erklärt auch, 
die Bundesregierung unterstütze "in 
Nicaragua, El Salvador, Libyen, Süd­
afrika an vorderster Front US-ameri­
kanische Großmachtpolitik." Selbst 
der BRD-Rüstungsexport diene dazu, 
"wichtige Länder Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas in die globalstrategi­
schen Pläne der USA einzubinden". 
Damit spielt die "Friedensliste" die 
BRD zum von den USA unterdrückten 
Staat herunter. Hauptkritikpunkt an 
der Reaktion ist für sie folgerichtig, 
daß sie sich unterwerfe. Die aggressi­
ve Rolle, die der BRD-Imperialismus 
im westlichen Bündnis spielt, fällt un­
ter den Tisch. Die von der Bundesre­
gierung verstärkt betriebene Feind­
bildpropaganda, das Selbstbewußt­
sein, mit dem vor allem die BRD-Im- 
perialisten die Interessen der "Euro­
päer" betonen, gerade auch in Sachen

Uta Ranke-Heinemann: "Unser Land ist zu einer Art Hiwi- und Satellitenstaat 
gemacht worden ..."

SDI, das alles kann doch der "Frie­
densliste" nicht entgangen sein. Sie 
kann nicht übersehen haben, daß die 
Bundeswehr, heute schon die militäri­
sche Nummer eins und die konventio­
nelle Speerspitze der NATO in West­
europa, für Milliardenbeträge in den 
kommenden fünf Jahren mit modern­
sten konventionellen Angriffswaffen 
aufgerüstet werden soll. Und wie kann 
es sich denn mit der angeblichen Rolle 
als "Satellitenstaat" vertragen, wenn 
die Regierung sich gerade die techni­
schen Mittel für die Atomwaffenpro­
duktion bauen läßt.

Die "Vasallentheorie" der "Frie­
densliste" mündet durchaus folgerich­
tig in der Einschwörung des "Friedens­
kampfs" auf "nationale Interessen", 
die angeblich mobilisiert werden müß­
ten, um die US-Großmachtpolitik zu 
bekämpfen. Das läßt nicht nur Raum 
für eine von der SPD und Teilen der 
Grünen vertretene Politik, die "deut­

sehe Interessen" in einem "starken Eu­
ropa" zur Geltung bringen will - und 
zwar durchaus auch militärisch; es 
öffnet auch der Reaktion Einfalls­
tore: "Nationale Interessen" führt die­
se doch gerade ins Feld, um Anhang 
für einen erneuten Krieg gen Osten zu 
mobilisieren.

Die "Friedensliste" versteht sich als 
"Personenbündnis". Das Wahlpro­
gramm hält fest, daß es "unterschied­
liche Auffassungen in einer Reihe po­
litischer Fragen" gibt. Wo diese Un­
terschiede liegen bleibt unklar, eben­
so, ob das verabschiedete Wahlpro­
gramm von allen "Personen" im 
"Bündnis" unterstützt wird. Dazu 
kommt: Die Friedensliste als solche 
ist vom Bundeswahlleiter gar nicht zu 
den Wahlen zugelassen worden. Es 
kandidieren 248 Einzelkandidaten, 
was die politische Linie noch weiter 
verwischt und Spielraum für die 
unterschiedlichsten Positionen 

schafft. So bleibt als einheitliche Po­
sition des Personenbündnisses der 
Aufruf, mit der entscheidenden 
Zweitstimme SPD oder Grüne zu wäh­
len. So soll zur "Ablösung der Rechts­
regierung" beigetragen werden. 
Gleichzeitig soll mit der Erststimme 
"Druck auf SPD und GRÜNE" ausge­
übt werden. Mit diesem Programm 
allerdings wird das schwerlich mög­
lich sein, denn Unterschiede zu sozial­
demokratischen oder grünen Positio­
nen muß man häufig mit der Lupe su­
chen. Arbeiterinteressen können da­
mit nicht verfochten werden, An­
haltspunkte für antimilitaristische 
und antiimperialistische Kräfte feh­
len.
Quellenhinweis: Abrüsten - das Pro­
gramm für die Zukunft, Die Friedens­
liste (Hrsg), Bonn 1986; (1) DVZ/die 
tat, Nr. 46, 14.11.86; (2) DVZ/die tat, 
Nr. 47, 21.11.86; Pressemitteilungen 
der Friedensliste - (jüg)
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Veranstaltungsteilnehmer er­
kennungsdienstlich behandelt

Göttingen. Bis zu 5 Stunden wurden 
408 Teilnehmer einer Veranstaltung 
im Jugendzentrum Innenstadt (Juzi) 
am 1.12. festgesetzt, durchsucht, ihre 
Ausweise kontrolliert und fotogra­
fiert. Die Polizei stürmte die Veran­
staltung, nachdem am Vormittag drei 
besetzte Häuser geräumt worden wa­
ren. Seitdem beherrscht ein ca. 1000- 
köpfiges Polizeiheer jede größere 
Kreuzung in der Stadt. Dies ist die 
erste Runde im vom Innenminister 
Hasselmann (CDU) angekündigten 
"Trockenlegen der Autonomenszene". 
Hasselmann: "Wir werden die Strip­
penzieher in ihren Löchern aufspü­
ren." 4000 Studenten und Schüler de­
monstrierten am Dienstag gegen den 
Polizeieinsatz, 2000 am Samstag, 
darunter auch etliche Arbeiter. Der 
DGB-Kreisvorsitzende sprach sich auf 
der Kundgebung gegen die Polizei­
maßnahmen aus. Der Stadtrat rügte 
mit SPD/Grünen-Mehrheit sowohl die 
Räumung der Häuser wie den Polizei­
einsatz im Juzi. Der genaue Wortlaut 
ist wegen vieler Änderungsanträge 
immer noch undurchsichtig. Die Lan­
desregierung ist noch unbeeindruckt, 
die erhöhte Polizeipräsenz wird noch 
länger in Göttingen bleiben. - (kek)

Tagungs-Verbot für 
Anti-AK W-Bewegung 

Regensburg. Am 27.11. verbot die 
Stadt Regensburg die Bundeskonfe­
renz der Anti-ÄKW-Bewegung (BU- 
KO), die einen Tag später stattfi.nden 
sollte, weil zu erwarten sei, daß Äuße­
rungen gemacht werden, die "von 
amtswegen zu verfolgende strafbare 
Handlungen zum Gegenstand haben". 
Als "Beleg" dafür wurden Aussagen 
aus den vorbereitenden Diskussions­
papieren entnommen, wie z.B.: "Wir 
müssen unseren Protest und Wider­
stand noch verstärken und das nicht 
nur verbalradikal’" Ausdrücklich ver­
bot die Stadt Regensburg bereits die 
Diskussion, es gehe darum, "daß sol­
che Äußerungen gar nicht erst abge­
geben werden dürfen".

Eine Spontandemonstration gegen 
das Verbot wurde auch als verboten 
erklärt und aufgelöst, ebenso ver­
schiedene aus Regensburg ausgelager­
te Sitzungen von Arbeitskreisen der 
BUKO, eine Musikveranstaltung wur­
de mit Verbot bedroht, falls diskutiert 
werde. Mehr als 40 Personen wurden 
festgenommen, 800 Polizisten waren 
im Einsatz. Trotzdem fanden einige 
Sitzungen statt, und die BUKO erklär­
te am 30.11., daß die nächste BUKO 
am 17./18. Januär 87 in einer bayeri­
schen Stadt stattfinden wird, daß dazu 
breit mobilisiert wird, daß die Diskus­
sionspapiere mit den verbotenen Äu­
ßerungen beibehalten werden und daß 
der Themenkatalog erweitert wird 
z.B. mit einer Eröffnungsveranstal­
tung zur Kriminalisierung. - (uth)

durch mehrfache Polizeiketten abgeriegelten Jugendzentrum Innenstadt (Ju­
zi). Festgehalten und kontrolliert werden im Juzi 408 Teilnehmer einer Veran­
staltung gegen die Räumung besetzter Häuser. Auf 600 wächst in der Nacht 
noch die Zahl derer an, die die Freilassung der Eingeschlossenen fordern.

"Verteidigt 
die Flüchtlinge"

Karlsruhe. Unter diesem Aufruf de­
monstrierten rund 1400 am 6.11.86 in 
Karlsruhe. Veranstalter war das "Lan- 
des-Asylgruppentreffen Baden-Würt­
temberg" mit Unterstützung zahlrei­
cher Organisationen. Auf der Auf­
taktkundgebung redeten amnesty in­
ternational, ein evangelischer Pfarrer 
und ein Flüchtling, auf der Abschluß­
kundgebung terre des hommes und die 
GRÜNEN. Sie forderten die "Verteidi­
gung der Menschenrechte", die "Bei­
behaltung des Grundrechts auf Asyl", 
die "Anerkennung aller politisch und 
religiös Verfolgten als Flüchtlinge" 
und die Beseitigung der erst seit kur­
zem eingerichteten baden-württem­
bergischen zentralen Abschiebestelle 
in Karlsruhe. Nach der Kundgebung 
löste der Veranstalter die Demonstra­
tion an der abgelegenen "Zentralen 
Anlaufstelle für Asylbewerber" auf. 
Somit konnte es zu Provokationen und 
Übergriffen der Polizei kommen, als 
ein Großteil der Demonstrationsteil­
nehmer gemeinsam in die Stadt zu­
rückzog. - (rub)

Reaktionäre Pro-218- 
Veranstaltung verhindert 

Hannover. Unter dem Titel "Mama, 
warum hast du das getan" versuchte 
die Pro Vita e.V., in der Freikirchli­
chen Gemeinde Hannover vom 24.- 
26.11.86 eine Veranstaltungsreihe für 
den § 218 durchzuführen. Pro Vita e.V. 
organisiert und unterstützt bundes­
weite Hetzkampagnen gegen Abtrei­
bung. Der Vorschlag kam von der 
rechten Schülerzeitung der hann. 
Schillerschule, die mit "Jugendfrei ab 
15 J." für die zwei Filmabende warb. 
Der Film "Der stumme Schrei" zeigt 
eine Abtreibung per Ultraschallbil­
dern mit einem bluttriefenden Kom­
mentar. Gegen diese Veranstaltungs­
reihe mobilisierte ein Bündnis aus ver­

schiedenen Frauengruppen, GABL, KB 
und BWK mit einem gemeinsamen 
Flugblatt. Die beiden Filmabende fan­
den unter erheblicher Geruchsbelästi­
gung statt, die Diskussionsveranstal­
tung am dritten Abend wurde trotz 
ungefähr gleich starkem Polizeiauf­
gebot, 100 218-Gegner, 100 Polizi­
sten, verhindert. — (ree)

Skinhead-Treffen 
unter Polizeischutz

Hagen. Faschistische Skinheads 
hatten am 06.12.1986 zu einem über­
regionalen Treffen in Hagen aufgeru­
fen. Am gleichen Tag fand eine Ge­
gendemonstration mit ca. 2500 Teil­
nehmern statt, zu der das antifaschi­
stische Forum Hagen, die Grünen, 
MLPD, DKP, VVN-BdA, GEW, IG 
DruPa, Gewerkschaft der Eisenbah­
ner, verschiedene SPD-Ortsvereine 
und mehrere ortsansässige antifaschi­
stische Gruppen aufgerufen hatten. 
Auf der Abschlußkundgebung spra­
chen: der Landesvorsitzende der 
GEW, Alf Hammelrath und ein Vertre­
ter der Dev Genc. Kleine Gruppen von 
Skinheads, die während und nach der 
Demonstration auftauchten und pro­
vozierten, wurden von der Polizei ge­
schützt, indem sie auf die Gegende­
monstranten einschlug und die Skin­
heads in Polizeiwagen wegfuhr. Im 
Anschluß an die Demonstration sollte 
ein Fest der Antifaschisten im Inter­
nationalen Zentrum "Halk Baris" 
stattfinden, das von der Polizei kurz 
vorher besetzt wurde, weil dort eine 
Waffe gefunden worden war. die je­
doch offensichtlich nicht durch Anti­
faschisten in das Zentrum gelangt 
war. Die ca. 100 dort Anwesenden 
wurden ca. zwei Stunden lang festge­
halten, durchsucht und ihre Persona­
lien aufgenommen. Schließlich konn­
ten die Skinheads ihr Treffen mit Hil­
fe der Polizei doch durchführen. Es 
wurden ca. 30 Antifaschisten und ca. 
50 Skinheads verhaftet. - (wer. axg)
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Ärztekammerwahlen in Bayern

26,26 Prozent für die
"ideologisch infizierten Querdenker"

München. Noch in der Ausgabe vom 
15.11.86 erkundigt sich ein verbitter­
ter Standeskollege, warum die Münch­
ner Ärztlichen Anzeigen (MÄA) "wie­
der einmal einer Journalistin-Ärztin 
Gelegenheit" geben, "in ebenso un­
sachlicher als gewohnt gehässiger 
Weise gegen die sogenannten Standes- 
funktionäre vom Leder zu ziehen". (1) 
Diese "ideologisch infizierte Quer­
denkerin" (ebd.), die zusammen mit 
anderen als "Instrument sowjetischer 
Westpolitik" vom gegenwärtigen Vor­
stand des Münchner ÄKBV bekämpft 
wird (MAA, Nr. 20), hat auf der."Liste 
Demokratischer Ärztinnen und Ärzte" 
zu den Ärztekammerwahlen kandi­
diert. Die Ergebnisse liegen jetzt 
vor.

Bei der Wahl der Delegierten des 
Ärztlichen Kreis- und Bezirksverban­

"Gemäß der Frankfurter Erklärung der IPPNW lehnen wir die Fortbildung in 
Katastrophenmedizin ab .. . Wir werden uns dafür einsetzen, die drohende Ver­
abschiedung des geplanten Notstandsgesetzes für das Gesundheitswesen zu 
verhindern." (Foto aus: Rundbrief der IPPNW, 15/85)

des (ÄKBV) München erhielt der Wahl­
vorschlag "Angestellte und Beamtete 
Ärzte München" (Marburger Bund) 
26,45% aller Stimmen, die "Liste" 
26,26%, der Wahlvorschlag "Dr. Holz- 
gartner". (CSU) 25,8% und der Vor­
schlag "Überparteiliche Zusammenar­
beit", der die Liste des alten Vor­
stands darstellt, 21,49%. Wahlbe­
rechtigt waren 9866 Mitglieder, die 
Wahlbeteiligung betrug 56,95%, bei 
den letzten Wahlen 1980 waren es 
54,04%. Die "Liste" hatte mit ca. 15% 
der Stimmen gerechnet, jetzt stellt 
sie 18 der Delegierten (insgesamt sind 
es 70), aus deren Reihen der Vorstand 
gewählt wird. Gleichzeitig wurden die 
Delegierten zur Landesärztekammer 
gewählt, dort stellt die "Liste" mit 
27,7% der Stimmen den stärksten 
Wahlvorschlag und bekommt 13 Sitze. 
Das Ergebnis gilt als Sensation, in vie­

len anderen Bundesländern haben bis­
her vergleichbare Listen kandidiert 
mit deutlich niedrigeren Stimmantei­
len. (2)
_ Die "Liste" für die 70 Ärztinnen und 
Ärzte kandidierten, hat ihre Politik in 
einer gemeinsamen Plattform festge­
legt, die den kleinsten politischen 
Nenner darstellt: - Abbau jeglicher 
Atombewaffnung, Ausstieg aus der 
Kernenergie, Verweigerung der Aus­
bildung in Katastrophen — sprich 
Kriegsmedizin. — Verteidigung des So­
lidaritätsprinzips der gesetzlichen 
Krankenversicherung gegen Selbstbe­
teiligung und individuelle Haftung 
(Selbstverschuldungsprinzip). - Ab­
lehnung der Kosten-Nutzen-Rechnung 
bei der Gesundheitsversorgung, sei es 
im Krankenhaus, sei es in der Kassen­

arztpraxis. Keine Zulassungssperren 
zur kassenärztlichen Versorgung. — 
Verhütung von Krankheiten steht vor 
Behandlung. Dies besonders bei ar­
beitsbedingten Erkrankungen und Fol­
gen von Umweltschäden. - Keine Ver­
schärfung des §218..— Erforschung 
der Geschichte der Ärztekammern, 
ihre Rolle im deutschen Faschismus. — 
Zusammenarbeit mit Friedensbewe­
gung und Gewerkschaften.

Welche Aufgaben haben die Ärzte­
kammern? Sie sind Zwangsverbände, 
werden staatlich kontrolliert und sol­
len sich auf gesundheits- und berufs­
politische Fragen beschränken. Alle 
Münchner Beschlüsse gegen Atombe­
waffnung und Kriegsvorbereitung 
wurden von der Regierung von Ober­
bayern kassiert. Bekannt ist, daß der 
jetzige Vorstand dabei eifrig mit­
geholfen hat. Entscheidend sind die 

Fragen der Ausbildung und Zulassung 
als Arzt (Approbationsordnung), die 
Weiterbildung zum Facharzt und die 
allgemeinen Fragen der Kosten­
dämpfung im Gesundheitswesen bis 
hin zur Verschärfung des §218. Fol­
gende reaktionäre Positionen werden 
wesentlich von der Liste "überpartei­
liche Zusammenarbeit" und "Dr. Holz- 
gartner" vertreten: Zulassungssperre 
in München wegen "Überversorgung", 
Zwangsweiterbildung in Katastro­
phenmedizin bis hin zum Entzug der 
Approbation bei Verweigerung, Ver­
schärfung des §218 durch Streichung 
der Abtreibung aus sozialer Notlage, 
Aufrechterhaltung der atomaren Be­
waffnung, weiterer Ausbau der Atom­
energie. Die Liste "Dr. Holzgartner" 
vertritt praktisch die CSU.

Gewählt wurde die "Liste" für ihre 
politische Festlegung auf fortschritt­
liche Positionen vor allen Dingen von 
den Krankenhausärzten. Diese be­
trachten gegenwärtig den "Marburger 
Bund" als ihre — sozusagen gewerk­
schaftliche Vertretung, haben aber 
viele Stimmen an einzelne Kandidaten 
der "Liste" abgegeben (Häufeln von 
Stimmen). Im Januar 1987 wird der 
neue Vorstand gewählt, es ist abzu­
warten, wie sich der Marburger Bund 
verhält. Die "Liste" kann in aller Ruhe 
ihre politische Arbeit auf Grundlage 
der Plattform aufnehmen.
Quellen: 1) MÄA, Nr. 46/86; 2) Nr. 
49/86; das offizielle Wahlergeb­
nis. - (jüt)

Nationalistische Front
Aktionsbündnis gegen

Faschistenzentrum in NRW

Bielefeld. 1500 Antifaschisten de­
monstrierten am 5.12.86 gegen die fa­
schistische Nationalistische Front, 
die sich in Bielefeld ein Haus gekauft 
und zum Zentrum ausgebaut hat. Des­
sen Existenz war erst bekannt gewor­
den, als die NF dort am 9./10.11. völ­
lig ungestört ein Bundestreffen durch­
führen konnte und von dort aus den jü­
dischen Friedhof geschändet, eine an­
tifaschistische Juso-Landeskonferenz 
überfallen hatte und die Schaufen­
ster von linken Läden und dem Dritte- 
Welt-Haus eingeschlagen wurden. 
Oberbürgermeister Schwickert und 
die Polizeiführung waren dann schnell 
mit einem "Einzeltäter" und der Theo­
rie von "Wirrköpfen, die unsere Ge­
sellschaft ertragen müsse", bei der 
Hand. Dabei sind die Hausbesitzer des 
NF-Zentrums stadtbekannte Faschi­
sten, und die NF hat in Ostwestfalen 
seit langem einen ihrer Schwerpunkte. 
In letzter Zeit gibt es verstärkte ge­
meinsame Aktivitäten mit der FAP, 
vor allem gegen Ausländerzentren.

Dagegen bildete sich ausgehend von 
der Bielefelder Antifaschistischen 
Koordination ein Aktionsbündnis.
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Mehr als 60 Organisationen und Ein­
zelpersonen, darunter Grün/Bunte, 
Falken, Jusos, VVN/BdA, SDAJ, DKP, 
Volksfront, Mitglieder des Ausländer­
und des Flüchtlingsbeirates, Schul­
sprecher und Verbindungslehrer des 
Berufsschulzentrums Rosenhöhe, In­
ternationales Begegnungszentrum, 
Asta der Uni und der Kirchlichen 
Hochschule Bethel, unterstützten ei­
ne Erklärung, in der es heißt: "In einer 
Zeit, in der es Regierungspolitik ist, 
mit rassistischen und nationalisti­
schen Hetzparolen eine 'fremdartige 
Asylantenflut’ zu beschwören, die die 
’deutsche Nation' ... bedroht, ... da 
wird das richtige Klima für rassisti­
sche und ausländerfeindliche Pogrome 
und faschistische Aufmärsche ge­
schaffen." Gefordert wird u.a. das 
Verbot faschistischer Organisationen 
aufgrund Art. 139 GG, die Nichtzulas­
sung faschistischer Kandidaturen zu 
den Bundestagswahlen und daß die 
Stadt Bielefeld Faschisten keine Räu­
me für Wahl- oder sonstige Veranstal­
tungen zur Verfügung stellt. - Die Au­
tonomen beteiligten sich mit einem 
starken Block an der Demonstration 
und verteilten ein eigenes Flugblatt.

Auf einer Veranstaltung nach der 
Demonstration wurde die VVN/BdA 
von etlichen Teilnehmern kritisiert. 
Sie hatte die Demonstration unter 
Umgehung der Antifa-Koordination, 
in der u.a. Autonome mitarbeiten, 
über eine eiligst gegründete Bürger­
initiative angemeldet. - (ads)

Schörling Kommunalfahrzeuge
Trotz ablehnender Haltung — 

Schichtarbeit nicht verhindert

Hannover. Schichtarbeit, Sonn­
abendarbeit, Überstunden und anderes 
mehr will die Geschäftsleitung von 
Schörling aufgrund der prallen Auf­
tragsbücher bereits im April freigege­
ben wissen. Bisher wurde in Normal­
schicht produziert. Der Betriebsrat 
entwickelte dagegen einen Forde­
rungskatalog. Absicherung von Zula­
gen, Rationalisierungsschutz u.a.m.; 
jedenfalls so hoch angesetzt, daß das 
Thema Schicht zunächst vom Tisch 
ist. Bis zum August. Für die Bereiche 
Lackiererei, Mechanische Fertigung, 
Montage und Nibbelmaschinen wird 
sie erneut gefordert, kurz darauf wer­
den die Verhandlungen von der Ge­
schäftsleitung für gescheitert erklärt. 
Der Betriebsrat übergibt die Sache 
dem Gesamtbetriebsrat. Dieser 
schreibt: Die Bereiche, "in denen 
Schicht eingeführt werden soll, um­
fassen zu viele, um noch als 'Engpaß' 
bezeichnet werden zu können. Und 
läuft hier erstmal Schicht, wird das 
wie eine Kettenreaktion wirken: Zur 
Fertigungsbetreuung werden welche 
aus dem Technischen Büro und der Ar­
beitsvorbereitung dableiben müssen.

Was der CNC-Drehmaschine recht 
ist, ist dem Computer bei der Fütte­
rung mit Arbeitsplänen oder den Pro­
grammierplätzen billig. Mit der ge­
planten Anschaffung eines größeren 
Computers, mit später mal CAD-Sta- 
tionen für die Konstruktion, mit dem 
PPS-System für Planen und Steuern 
wird Rechenzeit knapp und teuer. 16- 
oder mehr Stunden-Takt für die Büro­
bereiche rückt näher." Als Gründe ge­
gen die Schichtarbeit benennt der Ge­
samtbetriebsrat die drohende Produk­
tionszentralisierung zuungunsten des 
Zweigwerks. Ebenso die krankma­
chende und asoziale Wirkung der 
Schichtarbeit. Er weigert sich, das 
Scheitern der Verhandlungen anzuer­
kennen, die Geschäftsleitung droht 
mit Schadensersatzansprüchen wegen 
entgangener Produktionsschichten. 
Schließlich wird eine Woche lang täg­
lich über eine Betriebsvereinbarung 
verhandelt. Oberste Forderung der 
Geschäftsleitung: Die teuren CNC- 
Maschinen müssen auf jeden Fall in 
Schichten ausgelastet werden. Der 
Tarifvertrag gibt keinen Haltepunkt 
gegen Schichtarbeit her. So steht un­
ter der Drohung, noch Schlechteres in 
einer Schlichtungsstelle zu kassieren, 
am Ende der Verhandlungen eine Be­
triebsvereinbarung. Auf den CNC-Ar- 
beitsplätzen wird zukünftig 2-Schicht 
gefahren, bei der Besetzung der 
Schicht-Arbeitsplätze gilt weitge­
hende Freiwilligkeit, Ausstiegsmög­
lichkeiten für betroffene Arbeiter 
sind vorgesehen, zudem noch einige 
soziale und finanziell günstige Be­
standteile. In der Montage wird keine 
Schicht eingeführt, dafür gibts dort 
Überstunden. Die Geschäftsleitung 
bewertet das ganze als "Einstieg". 
Deutlich wird: Ohne tarifliche 
Schranken gegen Schichtarbeit wer­
den Belegschaften samt Betriebsräten 
vorgeführt, errungene Zuschläge oder 
warmes Essen in der Spätschicht als 
Erfolg preisen zu müssen oder zwi­
schen den "Alternativen" Schicht 
statt Mehrarbeit "wählen" zu dürfen. 
Der Antrag "Schicht in der Montage" 
wird nächstes Jahr nicht lange auf 
sich warten lassen. — (gka)

Normalarbeitstag
Nacht- und Schicht­
arbeit unakzeptabel

Bielefeld. Der Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales in Nordrhein- 
Westfalen hat eine Untersuchung der 
Entwicklung der Nacht-, Schicht- und 
Wochenendarbeit (1965 bis 1985) her­
ausgegeben. Die Untersuchung stützt 
sich auf Zusatzbefragungen zum Mi­
krozensus 1965 und 1972, bei den ak­
tuelleren Daten auf Schlußfolgerun­
gen aus Stichprobenbefragungen von 
Instituten und EG.

Da die Repräsentativbefragungen 
mit sehr unterschiedlichen Zielset­
zungen und oft sehr schwammigen 
Fragen gearbeitet haben, können die 
Autoren auf dieser Grundlage zu dem 
fragwürdigen Ergebnis kommen, die 
Nacht-, Schicht- und Wochenendar­
beit habe nach steilem Anstieg in den 
sechziger und Anfang der siebziger 
Jahre seit 1975 nicht mehr zugenom­
men. Zumal das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales in einer eige­
nen Studie 1978 von einer jährlichen 
Zunahme der Schichtarbeiter um 
70000 ausgeht; das ist immerhin ein 
jährlicher Zuwachs von ca. 3,5%.

Aufgrund der Untersuchung ziem­
lich gesichert ist: Mitte der siebziger 
Jahre haben in der BRD ca. 15% der 
Lohnabhängigen Schicht- und ca. 15% 
Nachtarbeit geleistet. In NRW jeweils 
sogar 2—3% mehr. Wochenendarbeit 
ist mit ca. 40% (BRD) und 38% (NRW) 
noch weiter verbreitet. Sonn- und Fei­
ertagsarbeit betrifft bundesweit ca. 
21%. Die Autoren kommen zu der 
Feststellung: "... daß die Arbeitswo­
che der Arbeitnehmer schon derzeit 
weitgehend nicht mehr auf die Wo­
chentage von Montag bis Freitag be­
schränkt bleibt, und daß auch die 
Sonn- und Feiertage für ca. ein Fünf­
tel der Arbeitnehmer zum Arbeitstag 
geworden sind." Die einzelnen Grup­
pen überschneiden sich zum Teil 
stark: Fast 68% der Nachtarbeiter ar­
beiten in Schicht und fast 63% außer­
dem sonn- und feiertags. Branchen­
spezifisch läßt sich sagen, von Nacht- 
und Schichtarbeit mehr betroffen sind 
produzierendes Gewerbe und öffentli­
cher Dienst/Verkehr; von Wochenend­
arbeit öffentlicher Dienst/Verkehr, 
Land- und Forstwirtschaft sowie der 
Handel.

Der Umfang von Schicht- und 
Nachtarbeit nimmt bei wachsender 
Betriebsgröße zu: Betriebe bis 100 Be­
schäftigte 9%, 100 bis 500 11%, mehr 
als 500 Beschäftigte 35% der Lohnab­
hängigen in Nacht- und Schichtarbeit. 
Im EG-Vergleich nimmt die BRD zu 
ihren Hauptkonkurrenten die Spitzen­
position bei der Ausdehnung von 
Nacht-und Schichtarbeit ein. Belgien 
und Luxemburg liegen wohl wegen des 
hohen Kohle- und Stahlanteils in ihrer 
Industrie noch darüber. Aus demsel­
ben Grund sind die Daten für NRW 
wohl etwas hoher als im Bund.

Durch Auswertung von Umfrageer­
gebnissen stellt die Untersuchung 
fest: 66% der Schichtarbeiter und 57% 
der Nachtarbeiter lehnen Nachtarbeit 
ab. Sonn- und Feiertagsarbeit wird zu 
95% abgelehnt. Die Autoren drücken 
vornehm aus: "Eine Akzeptanz der Ar­
beitnehmer ist daher für eine Auswei­
tung der Nacht- und Wochenendarbeit 
zur Zeit nicht gegeben." Gewerk­
schaftliche Forderungen zur Eindäm­
mung von Nacht- und Wochenendar­
beit würden wohl kaum auf Desin­
teresse stoßen. - (wok)
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Hafenstraße Hamburg

"Aber unsere Köpfe 
werden sie nicht kriegen"

Hamburg. Seit Oktober sehen sich 
die Bewohner der 1981 besetzten und 
später mit befristeten Mietverträgen 
überlassenen Häuser der Hafenstraße 
ständigen Terroreinsätzen von Hun­
dertschaften der Polizei gegenüber. 
Einwohnermeldeamt, Baubehörde, So­
zialamt, Polizei, Elektrizitätswerke 
und SAGA hat die Staatsgewalt zu 
brutal abgestimmten Angriffen zu­
sammengefaßt. Die Bewohner sehen 
diese Angriffe als Teil einer bundes­
weiten, ländermäßig abgesprochenen 
Vernichtungsstrategie gegen die "un­
bequeme Linke", wie sich in fast zeit­
gleichen Polizeiaktionen in Köln, Düs­
seldorf, Bochum, München und Göt­
tingen gezeigt hätte.

Angesichts von 4600 Zwangsräu-

mungen 1985 in Hamburg ist dem Se­
nat jeder Widerstand gegen Luxussa­
nierung ein Dorn im Auge. - (mij)

"Also, sie wollen, daß wir zum De­
zember raus sind. Weil sie das wahr­
scheinlich auf der juristischen Ebene 
nicht schaffen, versuchen sie es auf 
der militärischen —Zermürbungsstra­
tegie. Den konkretesten Ausdruck 
fand das im Oktober, als die 'Gerüst­
tage' bei uns waren. 'Gerüsttage' des­
wegen, weil wir eine Fassadenwand 
neu verputzt haben und uns vorher die 
Bullen das Gerüst geklaut haben. Wir 
haben dann ein anderes Gerüst aufge­
baut und die Wand fertiggemacht. Da­
nach sind sie gekommen und haben die 
Wand schwarz übergemalt und sämtli­
che Türen rausgerissen, um hier im­
mer 'sturmfreie Bude' haben zu kön-
nen. Ende Oktober war dann eine Teil­
räumung. Sechs Wohnungen wurden 
geräumt, teilweise ohne gerichtliche 

Genehmigung. Ende November nun 
der zweite Räumungsversuch. Wir 
hatten vorher schon Widerspruch ein­
gelegt. Das Gericht hat dem Wider­
spruch während der Räumung der er­
sten Wohnung stattgegeben. Sie haben 
aber trotzdem weitergeräumt. Oben­
drein sind sie in faschistischer Manier 
durch fast alle anderen Wohnungen 
getobt, haben komplette Wände und 
Wasserleitungen rausgerissen, haben 
einer Katze den Unterkiefer mit ei­
nem Fußtritt gebrochen, den Leuten 
CS-Gas in die Betten gesprüht, so daß 
am nächsten Tag ärztlich attestierte 
Gesichtsverätzungen vorgekommen 
sind. Dann haben sie CS-Gas in Bacar­
di- und Rumflaschen gesprüht. Wir 
sind aus den Häusern gegangen, um

den Widerstand in die Stadt zu tragen. 
Ich weiß nicht, was uns widerfahren 
wär', wenn wir hier geblieben wären. 
Weil sie hier keinen angetroffen ha­
ben, haben sie Passanten in Lederjak- 
ken zusammengedroschen. Also ein­
deutig faschistische Methoden.

Seit der Polizeiüberfälle hat sich 
die Solidarität mit uns stark verbrei­
tert. Kollegen der Hamburger Hafen- 
und Lagerhaus AG führten ein Ge­
spräch mit uns, Nachbarn machen In­
fo-Stände im Stadtteil. Es kam Unter­
stützung von Seiten der evangelischen 
Kirche, des Hamburger Schülerrates 
und der verschiedenen ASTEN von 
Universität und Hochschulen. In den 
acht Häusern wohnen etwa 100 Leute, 
darunter Mieter, die schon 30 Jahre 
hier wohnen. Die meisten sind Schü­
ler, Auszubildende, Jungarbeiter und 
massenweise Arbeitslose und Sozial­
hilfeempfänger. 'Selbstbestimmt le­

ben' heißt für uns z.B., daß wir an den 
Häusern arbeiten, so wie wir das wol­
len und nicht, wie irgendwelche Be­
hördenärsche das wollen, und daß wir 
versuchen, uns eine gemeinsame poli­
tische Linie zu erarbeiten. Eines ist 
nach den Erfahrungen für uns klar: Die 
Bullen haben in den Häusern nichts zu 
suchen. Wenn einer von uns durch Bul­
len oder Behörden angegriffen wird, 
stehen wir alle zusammen.

Im Zusammenhang mit behördlich 
unterstützten Angriffen der Skins auf 
unsere Häuser ist das 'Störtebeker- 
Zentrum' entstanden. Viele Leute, 
u.a. türkische Jugend-Gangs und Ge­
nossen, sind damals zur Verteidigung 
gekommen. Da haben wir dann einen 
Versammlungsraum eingerichtet — 
das 'Störtebeker-Zentrum'. Veran­
staltungen über den palästinensischen 
Widerstand, den britischen Bergarbei­
terstreik, die Kämpfe in Nordirland 
und dem Baskenland haben hier statt­
gefunden. Wir organisieren auch Dis­
cos, auf denen für unsere Knastkasse 
gesammelt wird. Wenn du im Kampf 
gegen den Staat stehst, mußt du im­
mer öfter Geldstrafen und Schlim­
meres riskieren. Wenn es nur durch 
'Freikauf' möglich ist, Verhaftete aus 
dem Knast zu kriegen, kommen schon 
mal schnell 1000 DM zusammen, ob­
wohl viele nur Sozialhilfe kriegen. Wir 
organisieren auch öfters gemeinsam 
Frühstück. In der 'Volksküche' gibt's 
für zwei Mark warmes Essen.

Mit Bücherei, Kirche und anderen 
Institutionen haben wir ein Straßen­
fest durchgeführt. Wir arbeiten mit 
einem Stadtteil-Plenum verschiede­
ner Stadtteil-Initiativen, wo Sanie­
rungsprobleme und Stadtteilfragen 
besprochen werden.

Trotz verschiedener Besetzungen 
des Sozialamtes zahlen sie jetzt eini­
gen Bewohnern ihre Sozialhilfe nicht 
mehr. Sie haben bei einigen die Miete 
mehrere Monate nicht mehr an die 
städtische Wohnungsgesellschaft SA­
GA bezahlt und damit erst den juristi­
schen Vorwand für Zwangräumungen 
geschaffen. Für uns sind das einfach 
Schweine, wenn dir deine Wohnung un- 
term Arsch weggeklaut wird, die Bul­
len sich auch noch persönlich berei­
chern mit dem Wenigen, was du eh nur 
hast, und den Rest zertrümmern.

Bei dem Druck, den sie auf Arbeits­
lose und Arbeiter ausüben, versuchen 
sie, eine Solidarisierung zu verhin­
dern. Hafenstraße ist aber ein Bei­
spiel dafür, daß man solidarisch han­
deln kann gegenüber den Behörden, 
daß man sich durch Zusammenschluß 
einen einigermaßen Lebensstandard 
erhalten kann. Daß man sich Lebens­
mittel zusammen organisiert, daß 
man Werkzeuge, Autos und anderes 
miteinander teilt. Daraus wächst eine 
größere Kampfgeschlossenheit gegen­
über dem System. Diese Ansätze wol­
len sie jetzt durch die totale Räumung 
zerstören. Aber unsere Köpfe werden 
sie nicht kriegen!"
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Asylpolitik
Stuttgart setzt neue Maßstäbe 

für die Armen

Stuttgart. Nach dem Zuweisungs­
gesetz der Landesregierung muß die 
Stadt Stuttgart bis Ende des Jahres 
über 2400 Asylbewerber aufnehmen. 
Die Unterbringung der Flüchtlinge 
wurde von OB Rommel und den Ver­
waltungsbehörden als ein nahezu un­
lösbares Problem behandelt. Trotz re­
ger Bemühungen habe man keine "ge­
eigneten" Unterkünfte finden können. 
Deshalb sei man gezwungen gewesen, 
die Flüchtlinge zu dritt oder zu viert 
in 15 qm großen Kunststoff kästen zu­
sammenzupferchen.

Zum Stichtag 30. Juni 1980 lebten in 
Stuttgart 6257 Asylbewerber, Ende 
November dieses Jahres waren es 
2413, also rund zwei Drittel weniger 
als 1980. Über 800 Wohnungen stehen 
in Stuttgart leer (Inge Utzt, SPD). 
Wieso gibt es also auf einmal ein Pro­
blem ? Die Betonung bei dem "Unter- 
bringungsproblem" der Stadt liegt auf 
"geeignet". Seit 1980 sollen nach ei­
nem Erlaß der Landesregierung die 
Asylbewerber möglichst in Sammella­
gern untergebracht werden, gibt es in 
Baden-Württemberg Sozialhilfe nur 
noch in Form von Sachleistungen und 
Taschengeld und gilt bundesweit das 
Arbeitsverbot für Asylbewerber. Um 
diese Bedingungen und weitere Vor­
schriften des Asylverfahrensgesetzes 
und entsprechender Verwaltungsvor­
schriften auf Landesebene, wie z.B. 
die Residenzpflicht im Kreisgebiet, 
einhalten zu können, ist eine ständige 
Überwachung und uneingeschränkte 
Kontrolle der Flüchtlinge unabding­
bar. Diese ist am besten in überschau­
baren Sammelunterkünften, wie sie in 
Stuttgart die Containerlager oder 
auch die geplanten Barackenlager 
darstellen, gewährleistet. Außerdem 
erleichtert diese Form der Unterbrin­
gung eine schnelle und reibungslose 
Abschiebung.

Obwohl die Kommunen nicht zu ei­
ner Sammelunterbringung verpflich­
tet sind, will die Stadt jetzt an insge­
samt sieben Standorten Barackenla­
ger errichten. Dieses "Fertigbauten"- 
Konzept wird auch von SPD und Grü­
nen unterstützt, obwohl sich die Le­
bensbedingungen darin kaum von de­
nen in den berüchtigten Sammellagern 
des Landes unterscheiden werden. 24 
bis 30 Personen sollen in so einem 
Holzbau mit mehreren Zweibettzim­
mern, einem Aufenthaltsraum, einem 
Eßraum und einem Büro für die Sozial­
arbeiter Zusammenleben. Darüberhin- 
aus sind bei den städtischen Behör­
den Überlegungen im Gange, diese 
Bauten später zur Unterbringung von 
Räumungsschuldnern, Nichtseßhaften 
und anderen sogenannten Problem­

gruppen zu verwenden. Wohnungs­
amtsleiter Gann denkt in diesem Zu­
sammenhang schon über die Reduzie­
rung der städtischen Notfallkartei für 
Wohnungssuchende nach. In der örtli­
chen Presse wird die Ansicht verbrei­
tet, "ein Dach über dem Kopf, egal 
was für eines, ist besser als gar kei­
nes" (Stuttgarter Zeitung 4.11.86). 
Offensichtlich will man die reaktio­
näre Asylpolitik auch nutzen, um die 
u.a. durch die systematischen Redu­
zierung des sozialen Wohnungsbaus 
entstandene Wohnungsnot einer Lö­
sung zuzuführen, die die Wohnraum­
versorgungsansprüche auf ein absolu­
tes Minimum beschränkt und einen 
wahren Elendsstandard festscheibt. 
- (rac)

Bäuerinnen
Soziale Sicherung 

ist mehr als dürftig

Schleswig. Die wirtschaftlich 
schwierige Lage für viele Landwirte 
wirkt sich auch immer mehr auf die 
Situation der Bäuerinnen aus. In der 
bundesdeutschen Landwirtschaft sind 
ca. 705000 Frauen ständig beschäf­
tigt, das sind 72% aller ständig in der 
Landwirtschaft Beschäftigten, davon 
sind nur 8% Betriebsinhaberinnen und 
92% Familienarbeitskräfte.

Vor allem in den Kleinbetrieben ste­
hen viele der Frauen unter einem im­
mensen Druck: Sie arbeiten auf dem 
Hof mit, erledigen den Haushalt, die 
Kindererziehung, müssen oftmals 
noch die Pflege der Eltern überneh­
men und sollen dann noch die "guten 
Ratschläge" der landwirtschaftlichen 
Medien über zusätzliche Verdienst­
möglichkeiten ('Brot backen, Blumen 
verkaufen...’) umsetzen! Dazu 
kommt, daß ihr Beruf als Bäuerin 
nicht anerkannt ist und sie somit kei­
nen eigenen Sozialversicherungs- und 
nur einen geringen Rentenanspruch 
haben. Die Bäuerin ist bei ihrem Ehe­
mann als "mithelfende Familienan­

gehörige" mitversichert, obwohl sie 
genauso zum Einkommen beiträgt. Sie 
bekommt nur ein Drittel der Rente ih­
res Mannes, als Witwe nur einen gerin­
gen Teil der Rente ihres Mannes.

Anfang 1986 bejubelte der Deutsche 
Landfrauenverband (DLV), daß der 
sog. "Ehegattenzuschlag", nämlich 
1/3 des gesamten Altersgeldes der 
Landwirte, der Frau nun auf ein eige­
nes Konto ausgezahlt wird, als großen 
Fortschritt. Früher wurde das Alters­
geld immer auf das Konto des Ehe­
mannes überwiesen. Mehr Geld ist es 
trotzdem nicht. Die Forderung des 
DLV, das Altersgeld je zur Hälfte an 
beide Ehepartner zu zahlen, ist bisher 
nicht verwirklicht.

Beim Mutterschutz für Bäuerinnen 
wird auch deutlich, daß sich der DLV 
zu sehr vom Bauernverband vertreten 
läßt. Während die Gewerkschaften für 
den Frauenarbeitsschutz gekämpft 
und z.B. die Schutzfrist von sechs Wo­
chen vor der Geburt und acht Wochen 
danach sowie ein Mutterschaftsgeld 
durchgesetzt haben, haben die "mit­
helfenden Familienangehörigen" auf 
dem Hof keinen solchen Anspruch. In 
Schleswig-Holstein bekommen sie ei­
ne einmalige Zahlung von Mutter­
schaftsgeld von 100 DM sowie einen 
Pauschalbetrag von 100 DM, wenn sie 
sich regelmäßig haben untersuchen 
lassen. Mutterschaftsurlaub steht ih­
nen nicht zu, eine Haushaltshilfe nur 
unter bestimmten Umständen. Die 
Einführung des Erziehungsgeldes hat 
insofern für die Bäuerinnen zumindest 
eine finanzielle Entlastung gebracht. 
Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft fordert hier, daß je 
zwei Monate vor und nach der Geburt 
wahlweise eine Haushalts- oder Be­
triebshilfe beansprucht werden kann 
sowie vergleichbare Leistungen für 
Bäuerinnen in Anlehnung an das Mut­
terschutzgesetz.
Quellenhinweis: abl-Bauernblatt 10. 
11/86, LKK-Broschüre S.-H., abl-Bro- 
schüre: Das Netz hat Löcher, FT 24.1. 
86 — (chi)

Ohne die Mitarbeit der Frauen könn­
ten die meisten Höfe nicht existieren.
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Werften

Gesundheitliche Schäden, Frühinvalide, weniger Lohn
— im Interesse für "unsere Arbeitsplätze"?

Kiel. Nachdem der Verband der 
Deutschen Schiffbauindustrie seine 
Pläne für den nationalen Schiffbau 
(Kapazitätsreduzierung, 10000 weni­
ger Beschäftigte) vorerst gefaßt hat­
te, sah sich die Landesregierung 
Schleswig-Holstein verpflichtet, ein 
Gutachten über die Lage der schles­
wig-holsteinischen Werften in Auf­
trag zu geben.

Als Gutachter und Werftenkoordi­
nator wurde der ehemalige Finanz­
minister Schleswig-Holsteins und 
Vorstandsvorsitzende der Landesbank 
Gerd Lausen eingesetzt. Er kommt in 
seinem Gutachten zu dem Schluß: 
Sechs Werften müssen dichtmachen.

4372 Angestellte und Arbeiter wer­
den dabei arbeitslos. Bei den Werften 
handelt es sich um die Büsumer Werft 
mit 434 Beschäftigten (Konkurs und 
Versteigerung schon vollzogen), die 
Flensburger Schiffbaugesellschaft 
mit 1083 Beschäftigten (befindet sich 
in Konkurs), die Werft Nobiskrug in 
Rendsburg mit 1148 Beschäftigten 
(Konkurs auf Anfang nächsten Jahres 
verschoben durch Unteraufträge von 
HDW, Rettung über die Bundestags­
wahlen, Bundesfinanzminister Stol­
tenberg ist CDU-Direktkandidat im 
Kreis Rendsburg-Eckernförde), 
weiterhin die Lübecker Werften Flen- 
der, Schlichting und Orenstein & 
Koppel, die ihre Kapazitäten um 50% 
reduzieren sollen (sind 1259 Entlas­
sungen) und im Verbund Zusammenar­
beiten.

Bei den Howaldtswerken-Deutsche- 
Werft AG (HDW) sollten ebenfalls 932 
Entlassungen notwendig sein. Für fünf 
weitere Werften, so Lausen in seinem 
Gutachten, Krögerwerft/Rendsburg, 
Husumer Schiffswerft, Hitzler/Lau-

enburg, Hugo Peters/Wewelsfleth und 
Lindenau/Kiel, wurden Überlebens­
chancen eingeräumt, aber nicht ohne 
finanzielle Hilfen des Landes. Dies 
entspricht auch den Forderungen der 
Werftkapitalisten.

Schon im Frühjahr hatte die Landes­
regierung die Harmstorf-Gruppe, zu 
der die Flensburger Schiffbaugesell­
schaft und die Büsumer Werft gehö­
ren, mit 30 Mio. DM unterstützt. 
Harmstorf hat dieses Geld eingestri­
chen und dabei die Arbeiter der Bü­

tster II" für Südafrika, Produktionszeit um ein halbes Jahr verkürzt

sumer Werft noch um ihre Abfindun­
gen betrogen.

Von dieser Situation soll HDW dem 
Anschein nach verschont bleiben. 
Während noch im September bis Okto­
ber über ein Unternehmenskonzept 
geregt wurde und der Betriebsrat 
vergeblich versuchte, an dieses Kon­
zept zu kommen, ist jetzt alles in But­
ter. Sämtliche Exemplare, die im Auf­
sichtsrat verteilt wurden und über die 
der Vorstand verfügte, und das Exem­
plar (zur persönlichen Einsichtnahme) 
des Betriebsratsvorsitzenden sind ein­
gezogen und angeblich in den Reiß­
wolf gewandert. Der vom Vorstand 
genannte Grund: Es gäbe in dieser 
Richtung keinen Handlungsbedarf, da 
sich die Unternehmenslage wesentlich 
verbessert habe.

Richtig daran ist, daß HDW den 
Auftrag für drei Container-Schiffe 
für die American-President-Line 
(APL) erhalten hat. Da sich angeblich 
Bundeskanzler Kohl bei seiner Ame­
rika-Reise für diese Aufträge stark 
gemacht hat, könnte man der Meinung 
sein, die Arbeiter und Angestellten 

sollten ihm für die "Sicherung" der Be­
schäftigung auf der Werft dankbar 
sein. Die Dankbarkeit wird sich als 
Pferdefuß erweisen, der die Beschäf­
tigten trifft.

Zum einen, weil mit den Aufträgen 
strategische Schiffbaukapazitäten für 
Fregatten und U-Boot-Fertigung auf­
rechterhalten werden, zum anderen, 
weil sich durch die Unterdeckung (die 
tatsächlichen Kosten können nicht 
realisiert werden) und die Kürze der 
Bauzeit die Arbeitsbedingungen wei­

ter verschlechtern.
In den letzten Jahren wurden ver­

mehrt Aufträge mit Unterdeckung 
hereingenommen. So geschehen bei 
zwei Stück "Schiff der Zukunft" (SdZ) 
für die VR China und mehrere für die 
"Norasia'-Reederei. Bei diesem 
Schiff (SdZ) handelt es sich um eine 
Entwicklung von 40 Firmen unter der 
Federführung von HDW und der Finan­
zierung durch das Bundesforschungs­
ministerium.

Gegenüber dem Vorgängertyp wur­
de bei dem "SdZ" die Produktionszeit 
um drei Monate gekürzt. Die Bundes­
bahnfähre "Carl Carstens" für die Vo­
gelfluglinie wurde ebenfalls in Re­
kordzeit gebaut. Gleich um ein halbes 
Jahr wurde die Produktionszeit für 
das Passagierschiff "Astor II" (süd­
afrikanische Reederei) gegenüber der 
"Astor I" verkürzt. Die Folgen davon: 
Auf der einen Seite zwischen den Auf­
trägen Kurzarbeit und auf der anderen 
Seite 40000 bis 90000 Überstunden im 
Monat. Einstellungen von bis zu 240 
Beschäftigten im Zeitvertrag und bis 
zu 350 Beschäftigten im Leiharbeits-
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Verhältnis. Hier hat sich das Arbeits­
förderungsgesetz für die Werftkapita­
listen voll bezahlt gemacht.

Durch die zusätzlichen Arbeitskräf­
te wurde aber nicht der Druck der 
Arbeitsintensivierung von HDW-Be- 
schäftigten genommen. Während im 
Programmlohnvertrag eine "zumutba­
re Dauerleistung'’vereinbart ist, wer­
den die Vorgabezeiten ständig ge­
kürzt. Dieses hat zu einer Leistungs­
steigerung von 3%% geführt. Die In­
tensivierung bringt auch eine erhöhte 
Fehlerquote mit sich. Da die Abgabe­
termine für die Arbeiten unverändert 
bleiben, steigt sowohl die Arbeitsin­
tensität als auch der Druck, die Arbeit 
in Überstunden fertig zu stellen. Auf 
der anderen Seite führt das dazu, daß 
das Programm, d.h. die Summe aller 
Arbeiten, nicht mehr in der kalkulier­
ten Zeit durchgeführt werden kann. 
Nur indem der Programmführer (Ko­
lonnenführer) zusätzliche Zeit für die 
Arbeiten beantragt, werden 100% 
Programmlohn erreicht.

Was aber meistens außer acht 
bleibt, ist der zeitliche Aufwand für 
die Arbeitssicherheit und Gesundheit. 

So wurden z.B. auf der "Carl Car­
stens" Brenn- und Schweißarbeiten 
ausgeführt bei schon mit Teerfarbe 
konservierten Wänden und Decken. 
Die Folge war eine Rauchentwick­
lung, bei der die Sicht bei fünf Metern 
lag. Weder konnten die Fenster geöff­
net werden noch über die Treppenhäu­
ser das Schiffsdeck be- und entlüftet 
werden. Denn gleichzeitig wurden an 
der Außenhaut Sandstrahlarbeiten 
durchgeführt.

Im Eisenbahndeck wurden Farb­
spritzarbeiten durchgeführt, so daß 
die Lösungsmitteldämpfe in die obe­
ren Decks zogen. Die Folge davon wa­
ren etliche Augenreizungen, Übel­
keit, Erbrechen, und das über mehrere 
Tage. Selbst durch massive Beschwer­
den bei der Arbeitssicherheit und 
beim Betriebsrat änderte sich auf 
Dauer nichts. Dies ist nur ein kleiner 
Ausschnitt aus der Palette der Verlet­
zungen der Arbeitssicherheit und Ge­
sundheitsgefährdung.

Eine kollektive Veränderung dieser 
Situation ist nicht in Sicht. Ihre Ur­
sachen liegen in den chauvinistischen 

Positionen wie sie in dem untenste­
henden Kasten dokumentiert sind. Mit 
"Hauptsache Arbeit" und "Arbeits­
plätze erhalten" wird der einzelne Ar­
beiter und Angestellte erpreßbar, Ar­
beitsbedingungen anzunehmen, um 
"seinen Arbeitsplatz" nicht zu gefähr­
den.

Diese Position hat in diesem Jahr 
erstmals auch dazu geführt, daß die 
Arbeiter die allgemeine Tariflohner­
höhung nur auf 80% statt auf 100% 
Programmlohn erhielten. Als einzige 
der im Betrieb tätigen Parteien, die 
nicht in nebenstehendem Kasten er­
wähnt ist, nimmt sich die KPD aus. Sie 
bezieht Stellung gegen den Schiffbau 
im nationalen Interesse. Sie fordert 
Lohnerhöhungen und menschenwürdi­
ge Arbeitsbedingungen. Soweit posi­
tiv, sie versucht aber mit Forderungen 
wie "Arbeit für alle" und "Erhaltung 
der Arbeitsplätze", den sozialdemo­
kratischen gewerkschaftlichen Kon­
sens zu wahren. Eine publizistische 
Tätigkeit in Richtung Lohn und men­
schenwürdige Arbeitsbedingungen 
wäre aber möglich. — (mes)

Positionen zur 
Werftenkrise

CDU-Bundestagskandidat Uwe 
Greve vor den Bundestagswahlen: 
"Die nationale Schiffbaupolitik 
muß dafür sorgen, daß ein wichti­
ger Anteil beim Bau von hochtech­
nisierten Handelsschiffen in der 
Bundesrepublik Deutschland ver­
bleibt. Als eine der größten Han­
delsnationen der Erde kann es sich 
die Bundesrepublik Deutschland 
nicht leisten, auf einen so be­
deutenden Industriezweig zu ver­
zichten ... Es ist völlig unver­
ständlich, daß sich Teile der SPD 
gegen den Marineschiffbau aus­
sprechen. Die Durchsetzung dieses 
Zieles würde das Ende für die Ho- 
waldt-Werft bedeuten. Die CDU 
setzt sich mit Nachdruck für die 
Erhaltung dieser Arbeitsplätze ein. 
Daß beim Marineschiffbau die 
Bundesgesetze streng beachtet 
werden müssen, ist selbstverständ­
lich!"

Die SPD-Landtagsfraktion for­
dert: Zukunft für die Küste — Ar­
beit für die Menschen. "Zur Erhal­
tung von Werftarbeitsplätzen und 
zur Schaffung alternativer indu­
strieller Fertigung auf den Werf­
ten und an den Werftstandorten 
rufen wir Bund und Land auf, 
kurzfristige Maßnahmen zu ergrei­
fen: Vorübergehende Auftragshil­
fen, Umstrukturierungsinvestitio­
nen auf den Werften, Unterstüt­
zung von Forschung und Entwick­
lung, Ausbau von Arbeitsbeschaf- 
fungs-, Umschulungs- und Fortbil­
dungsmaßnahmen, Beteiligung an 

Vorruhestandsregelungen und Sozial­
plänen, lokale Beschäftigungsinitiati­
ven an den Werftstandorten."

DKP: "Noch stehen unsere Werften. 
Nachdem die Eigner sie jahrelang aus­
gequetscht haben, wollen sie sie nun 
wie Ballast über Bord werfen. Das 
dürfen wir im Interesse der zukünf­
tigen Entwicklung unseres Landes, im 
Interesse unserer Kinder nicht zu­
lassen. Kampf um jeden Werftarbei­
terplatz, Kampf um jeden Werft­
standort ..."

Jan Roschmann, DKP, Betriebsrat 
HDW: "Solange wir uns zu den seefah­
renden Nationen rechnen, solange 
wird Schiffbau nötig sein. Außerdem 
hat unser Land in der Zukunft weiter 
umfangreiche Maßnahmen im Bereich 
des Umweltschutzes und der mariti­
men Forschung zu leisten. Zu allen

Arbeitsbedingungen und Lohn sind 
kein Thema.

Zeiten haben Arbeiter auf den 
Werften an unseren Küsten bewie­
sen, daß sie mit den höchsten An­
forderungen der Zeit fertig wer­
den."

DKP-Betriebszeitung "Werft- 
Echo": "Vorneweg gesagt, begrüßen 
wir jeden Auftrag zum Bau von 
Handelschiffen, schließlich war das 
ja immer die Forderung der Beleg­
schaft ... Für den Erhalt des Han­
delsschiffbaus und den Ausbau der 
alternativen Fertigung. Für den 
Erhalt aller Arbeitsplätze und der 
Ausbildungsplätze auf HDW."

IGM-Bezirksleitung Hamburg 
zum Beschluß der Wirtschaftsmi- 
nister/Senatoren vom 28.8.86: 
"Maßnahmen, die der Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit und der 
Sicherung der Arbeitsplätze im 
Schiffbau dienen, werden von der 
IG Metall grundsätzlich begrüßt. 
Aber die Hilfen müssen so ange­
legt sein, daß sie das Auftragsvo­
lumen insgesamt und nicht nur die 
Förderung bestehender bzw. die 
Förderung schon beantragter Auf­
träge erhöhen."

IGM-Werftenkonferenz: "Zusam­
mengefaßt kann nach der Auffas­
sung der IG Metall eine auch lang­
fristig erfolgreiche Sicherung von 
Arbeitsplätzen auf den Werften 
nur erfolgen, wenn 3. Maßnahmen 
zum Erhalt eines relevanten 
Schiffbauanteils auf den Werften 
ergriffen werden, wenn 4. ein Be­
schäftigungsprogramm für die Kü­
stenregion aufgelegt wird, wenn 5. 
Arbeitszeitverkürzung zur Siche­
rung und Schaffung von Arbeits­
plätzen erreicht wird."
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Einstellungen bei 
Metall: 50% befristet 

Im Bereich der IG Metall 
sind inzwischen 50% der 
Neueinstellungen befristet. 
Darauf wies der stellvertre­
tende DGB-Vorsitzende 
Muhr hin. Im vergangenen 
Jahr meldeten sich insge­
samt 400000 Lohnabhängige 
wegen der Beendigung eines 
befristeten Arbeitsverhält­
nisses arbeitslos. Die Zahl 
der Zeitverträge stieg 1985 
gegenüber dem Vorjahr um 
53 Prozent, die der Leihar­
beitsverhältnisse um 60 
Prozent. Das sind Ergebnis­
se des Beschäftigungsförde­
rungsgesetzes, dessen wei­
tere Verlängerung die Kapi­
talistenverbände fordern.
- (gba)

Mehr Studenten 
aus der Bourgeoisie 

Der Anteil der Studenten, 
die direkt aus der Bourgeoi­
sie oder den sehr gut verdie­
nenden Teilen der Mittel­
klasse kommen, ist gestie­
gen, der Anteil der Studen­
ten, die ihr Studium durch 
BAFöG finanzieren, ist ge­
sunken. Dies ist zusammen­
gefaßt das Ergebnis der neu­
esten Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerkes 
(DSW). Der Anteil der Stu­
denten aus der "hohen Her­
kunftsgruppe11 ("Angestellte 
aus gehobenen Positionen, 
höhere Beamte und Selb-

Südafrika/Azania: 115 schwarze Polizisten wurden am 30. 
Oktober 1986 in der Wohnsiedlung Kathlehong (Johannes­
burg) verhaftet, als 300 schwarze kommunale Polizisten 
während ihres Streiks vor der Verwaltung des Townships 
für eine Gehaltserhöhung auf 400 Rands demonstrierten. 
Das war der dritte Streik von Township-Polizisten in die­
sem Jahr. Die 115 Polizisten waren nach Zeitungsmeldun­
gen noch Ende November weiterhin in Haft unter der An­
klage des Aufruhrs. Ingesamt hat das Siedlerregime 6000 
Schwarze als Township-Polizisten unter der Führung wei­
ßer Offiziere eingestellt. Bild: Schwarze Polizisten wäh­
rend der Ausbildung. - (gba)

Westberlin. 02.12.86 Ca. 
7000 Beschäftigte aus dem 
öffentlichen Dienst de­
monstrierten aus Anlaß der 
bevorstehenden Verab­
schiedung des Westberliner 
Haushalts 1987 gegen Pri­
vatisierungen, Kranken­
hausschließungen und Stel­
lenabbau im öffentlichen 
Dienst. Die Gewerkschaft 
ÖTV will diese Demonstra­
tion als Auftakt einer Kam­
pagne verstanden wissen, 
die nicht nur von der ÖTV, 
sondern auch von den 
DGB-Gewerkschaften mit­
unterstützt werden soll. — 
(har)

ständige") ist seit der letz­
ten Sozialerhebung im Jahre 
1982 um 4% gestiegen, wäh­
rend der Anteil der Arbei­
terkinder an den 1,26 Millio­
nen Studenten mit 18% kon­
stant geblieben, ist. Der An­
teil der BAFÖG-Bezieher 
ist um zehn Prozent gesun­
ken. 1982 bezogen noch 
37,1% aller Studenten BA­
FöG, 1985 waren es nur noch 
27%. 1982 bezogen von den 
Studenten aus Arbeiterfa­
milien 61% BAFöG, 1985 
waren dies nur noch 49%. 
Das DSW vermutet, daß auf 
Grund der Umstellung des 
BAFöG auf Volldarlehen, 
viele gar nicht mehr anfin­
gen zu studieren, bzw. kei­
nen Antrag stellen würden 
und das Studium durch Job­
ben finanzierten. - (rub)

Aktion gegen 
Ladenschlußänderung

Karlsruhe. Am Samstag, 
den 29.11.86, führte die 
HBV-Karlsruhe einen Stand 
und Flugblattaktionen vor 
und in allen großen Kauf­
häusern zum 30jährigen Be­
stehen und gegen Änderung 
des Ladenschlußgesetzes 
durch. Im Kaufhaus "Schnei­
der und Kleiber" trug das 
gesamte Verkaufs-und Kas­
senpersonal die Plakette 
"18.30 Feierabend — keine 
Minute länger". Das Flug­
blatt veröffentlichte die 
Stellungnahmen der Bundes­
tagsabgeordneten zum La­
denschluß: CDU-Ruf und 
SPD-Hämmerle für Beibe­
haltung, FDP-Rollecke für 
flexible Ladenöffnungszei­
ten. — (rub)

Streik für Anschluß 
an Tarifverträge

Günzburg. In letzter Mi­
nute vor Streikausruf (Urab­
stimmungsergebnis 91 %) 
wurde zwischen der IGM und 
der Geschäftsleitung der 
Mengele-Firmen am 16.n. 
ein Werktarifvertrag unter­
zeichnet, der nach einer 
Übergangszeit voll an die 
bestehenden Tarifverträge 
anschließt. Mengele war im 
April 1986 aus dem Arbeit­
geberverband ausgetreten, 
was für die Beschäftigten 
einen Verlust von sechs 
Lohnbestandteilen (bis zu 
200 DM unter Tariflohn) zur 
Folge hatte.

Der vierte Mengele-Be- 
trieb, Günz-Guß, wurde 
während der Auseinander­
setzungen klammheimlich 
an neue Geschäftsinhaber 
veräußert. Die 80 Beschäf­
tigten der Firma haben in 
der Urabstimmung zu 100% 
mit Ja gestimmt und strei­

ken seit dem 1.12. Am 3.12. 
antwortete der neue Ge­
schäftsführer mit Aussper­
rung und ließ verlauten, daß 
er vor dem 15. Dezember 
nicht verhandeln könne. Die 
betriebliche Auftragslage 
ist schlecht. Die Streikfront 
steht weiterhin. — (evd)

Tarifabschluß 
Brauereien Bayern 

München. Die Gewerk­
schaft NGG hat für die 
Brauereien in Bayern fol­
genden Tarifabschluß aus­
gehandelt: Ab 1.11.86 4,14% 
Lohn- und Gehaltserhöhung, 
für Oktober ’86 einen Fest­
betrag von 115 DM. Auszu­
bildende im 1. Lehrjahr er­
halten 15 DM und im 2. und
3. Lehrjahr 20 DM pro Mo­
nat mehr. Laufzeit bis 
30.9.87. Der Abschluß er­
folgte nach einer Urabstim­
mung, bei der die gut orga­
nisierten Brauer in München 
gegen die Annahme eines 
Schlichtungsspruches 
(3,95% und 115 DM Einmal­
zahlung) stimmten. Ein 
Brauereiarbeiter verdient in 
Bayern 241 DM weniger als 
inNRW.-(acr)

4,4 %-Tariferhöhung 
bei Preussag AG

Goslar. Rückwirkend zum 
1.11.1986 hat die IG Metall 
im Bereich Metall der 
Preussag AG einen um 4,4% 
erhöhten Haustarifvertrag 
bis zum 30.9.87 abgeschlos­
sen. Für Oktober wurde eine 
Einmalzahlung von 190 DM 
vereinbart. Die Erhöhung 
beträgt für einen mit 20 
Punktwerten durchschnitt­
lich eingestuften Arbeiter 
ca. 100 DM brutto im Mo­
nat. Die Ausbildungsvergü­
tungen werden nur um 25 
DM, d.h. um 3,3 bis 4,1%, 
erhöht. - (mio)
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Ausländerkulturtage

Forderungen an 
die Stadt München

München. Vom 1.12. bis 6.12. fanden die Ausländerkul­
turtage statt, die von der Filmgruppe Skepsu und dem Aus­
länderkulturforum mit Unterstützung des Sozial- und Kul­
turreferats der Landeshauptstadt München und der DGB- 
Jugend, des Internationalen Jugendzentrums Haidhausen, 
der Initiativgruppe zur Betreuung ausländischer Kinder, 
des Griechischen Hauses Westend, des Griechischen Film­
forums e.V., der Polikunst München, des türkischen Thea­
tervereins am Theater der Jugend und des türkischen 
Volkskulturzentrums organisiert wurden. Die Veranstalter 
umschreiben die Ausländerkultur - das ist Kunst, die von 
hier lebenden ausländischen Künstlern und Kulturgruppen 
gemacht wird. Theater, Film, Lyrik, Musik, Literatur, Ma­
lerei auf Italienisch, Deutsch, Griechisch, Türkisch, für 
Einheimische und Zugewanderte. Abschließend fand eine 
Podiumsdiskussion statt mit den Schwerpunktthemen 
"Kommunalpolitik und Ausländerkulturarbeit" und "Chan­
cen und künftige Ausrichtung der Ausländerkulturarbeit”. 
In der "Plattform des Ausländerkulturforums München" 
heißt es hierzu:

"Das Ausländerkulturforum ist Ausdruck des erwachen­
den Selbstbewußtseins der Vertreter der Minderheitenkul­
tur der Arbeitsimmigranten, die die Definition dessen, was 
als ’förderungswürdige' Kultur zu gelten hat, nicht mehr 
der staatlichen und kommunalen Kulturverwaltung allein 
überlassen wollen.

Wenn überhaupt, wurde Ausländerkulturarbeit bisher nur 
als Förderung der folkloristischen Tradition — und dies nur 
unzureichend — betrieben.

Alternative Ansätze zu einer qualifizierten Ausländer­
kulturarbeit in den letzten Jahren sollen nicht geleugnet 
werden.

Diese Tendenzen sind aber abhängig von den Gnaden ei­
nes bisher demokratisch nicht legitimierten und im Be­
reich der Kulturarbeit überforderten Ausländerbeirates 
sowie von der zufälligen Qualifikation und dem Spürsinn 
der Kulturverwaltung.

Das Ausländerkulturforum möchte die Kulturarbeit de­
mokratisieren. Es will den Slogan der progressiven Kultur­
arbeit - 'Kultur für alle’ - auch auf die Ausländer dieser 
Stadt angewandt wissen.

Demokratisierung schließt Mitbestimmung genauso ein 
wie das Prinzip der Tolerierung eigenständiger kultureller 
Ausdrucksformen..."

Zur Durchsetzung dieser Interessen hat das Ausländer­
kulturforum einen Forderungskatalog an die Stadt Mün­
chen gerichtet, der im weiteren dokumentiert ist:

1. Zur Verbesserung der Mitbestimmungsmöglichkeiten 
der ausländischen Selbstorganisationen und der ausländi­
schen Kulturschaffenden soll beim Kulturreferat ein aus 
diesen zusammengesetztes Beratungsgremium geschaffen 
werden. Das Kulturreferat soll darin mit allen wichtigen 
Abteilungen vertreten sein.

2. Gleichbehandlung der Ausländer in der Kulturarbeit 
der Kommune bedeutet auch, daß die Ausländerkulturar­
beit nicht in einen Sonderbereich abgeschoben wird, eine 
globale Sonderförderung erhält und von den allgemeinen 
Fördermöglichkeiten ausgeschlossen bleibt. Ausländerkul­
turarbeit muß zu einer Querschnittsaufgabe des gesamten 
Kulturreferates werden.

Konkret heißt dies
- Einbeziehung der ausländischen Kinder und Jugendli­

chen in die außerschulischen Kultur- und Freizeitange­
bote,

- Förderung der ausländischen Vereine aus dem allge­
meinen Vereinstopf,

- Einbeziehung ausländischer Künstler in das kommuna­
le Förderungsprogramm (Preise, Stipendien, Raumzutei­

lung, Projektförderung),
— Öffnung der etablierten städtischen Kultureinrich­

tungen für ausländische Künstler und stärkere Berücksich­
tigung der Kultur der Immigrationsnationalitäten bei der 
Programmgestaltung,

— Werbung in den wichtigsten Sprachen für Teilnahme 
an Kulturangeboten der Stadt,

— Berücksichtigung von Ausländern bei der Besetzung 
von Positionen in den kulturellen Einrichtungen und in der 
Kulturverwaltung.

3. Erhöhung des gesamten Förderungsvolumens für die 
Kulturarbeit.

4. Bevorzugte Förderung der freien Initiativen und 
Selbstorganisationen, die bisher gegenüber den etablierten 
Trägern der Ausländersozialarbeit, den großen Verbänden, 
benachteiligt wurden.

5. Keine Aufblähung der spektakulären Großveranstal­
tungen auf Kosten der kontinuierlichen dezentralen bzw. 
der von den Selbstorganisationen und den ausländischen 
Künstlergruppen getragenen Aktivitäten.

6. Bevorzugung der regionalen Kulturszene gegenüber 
dem Kulturimport aus dem Heimatland.

7. Erarbeitung eines Konzepts zur qualitativen Verbes­
serung des Kulturaustausches mit den Herkunftsländern 
(z.B. denkbare Kriterien: Authentizität der Volkskultur, 
innovativer Charakter der neueren Kultur).

8. Errichtung zentraler nationaler Kulturzentren und 
Begegnungsstätten.

9. Öffnung der soziokulturellen Einrichtungen der Stadt­
teile für Ausländer durch Einbeziehung der Vereine und 
Einsatz ausländischer Sozialarbeiter und Künstler (Frei­
zeitheime, Seniorenzentren, Kulturläden, Bürgerhäuser, 
Stadtbibliotheken, VHS-Filialien usw.).

10. Förderung der musischen Erziehung und musischen 
Entwicklungsmöglichkeiten von ausländischen Kindern 
bzw. talentierten Laien.

11. Förderung und Initiierung von interkulturellen Lern­
anstößen in Kindergärten und Schulen in Verbindung mit 
außerinstitutionellen Möglichkeiten. - (dil)

Ende 1985 waren von den 1,281 Mio. Einwohner Münchens 
203953 Einwohner ausländischer Nationalität (15,9 %). Da­
von werden 113790 (13,6 %) als sozialversicherungspflich­
tige Beschäftigte in der Statistik geführt. Fast ein Drittel 
der im Baugewerbe beschäftigten Arbeiter sind Ausländer. 
Uberproportional sind die ausländischen Lohnabhängigen 
auch im verarbeitenden Gewerbe mit über 17 Prozent An­
teil und bei den Dienstleistungen mit über 14 Prozent ver­
treten. Schon seit über zehn Jahren wird von einer Vielzahl 
von ausländischen Organisationen die Direktwahl des Aus­
länderbeirats in München gefordert. Eine Abstimmung im 
Ausländerbeirat erbrachte ein 16:12 Ergebnis für die Geg­
ner der Direktwahl - insbesondere DGB und Caritasver- 
band. Daraufhin sind jetzt eine ganze Reihe von Auslän­
derbeiräten zurückgetreten und fordern vom Stadtrat die 
Durchführung von Direktwahlen.
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"Hannah und Ihre Schwestern"

Das Glück der Mittelklasse 
im Familienkreise

Hannah und Holly bei den letzten Vorbereitungen zum tra­
ditionellen Familienfest am Erntedank.

Wozu diese vielen Fragen 
nach dem Sinn des Lebens, 
das Suchen nach Wahrheit - 
ich lebe doch nicht schlecht, 
ich sollte es genießen. Das 
ist die Konsequenz, die der 
Fernsehproduzent Mickey in 
dem amerikanischen Film 
"Hannah und ihre Schwe­
stern" zieht. Kurz danach 
heiratet er und wird Vater.

Mickey ist eine der 
Hauptfiguren in dem Fami­
lienstück. Woody Allen be­
handelt die Ehen bzw. Be­
ziehungen der drei Schwe­
stern und ihrer jeweiligen 
Männer, die sind Fernseh­
produzent, Anlageberater, 
Maler, Architekt, Hoch­
schullehrer. Geld spielt 
kaum eine Rolle, hat Holly 
keins, leiht ihr Hannah 
selbstverständlich größere 
Summen. Auch den Kindern, 
sofern vorhanden, scheint es 
gut zu gehen. Da die Le­
bensbedingungen aller Be­
teiligten günstig sind, die 
Stadt New York adrett da­
herkommt, das Geld reicht 
usw., können sich vor allem 
die Männer mit Wonne dem 
Problem der privaten 
Selbstverwirklichung wid­
men.

Die dabei beschrittenen 
Wege reichen von der Lie­
besaffäre mit der Schwä­
gerin bis zum Eintritt in die 
katholische Kirche. Aber sie 
scheitern ausnahmslos und 
enden schließlich im Schoß 
der Familie, der eigentli­
chen Erfüllung.

Woody Allen hat einen 
leichten, zum Teil heiteren 

Film gemacht. In wesentli­
chen Teilen polemisiert er 
dabei gegen andere (nicht­
familiäre) Lebensformen 
und Auffassungen, gegen 
Politik und Philosophie, 
kurz alles was das ober­
flächliche Mittelklassen­
glück stören könnte.

Zwei Beispiele: Der Maler 
Frederick fristet ein intro­
vertiertes Künstlerdasein 
und weigert sich, Bilder an 
Ignoranten zu verkaufen. Er 
predigt seiner Freundin Lee 
dabei andauernd Erkennt­
nisse über politische und 
künstlerische Probleme 
(heiratet sie aber, trotz ih­
res Wunsches, nicht). Er­
leichtert nimmt der Zu­
schauer auf, wie sich Lee 
von diesem Menschen abna­
belt, um mit ihrem Schwa­
ger Elliott (Anlageberater) 
ein zumindest sexuell be­
friedigendes Hotelzimmer- 
Verhältnis zu beginnen. 
Aber auch das verspricht 
kein dauerhaftes Glück, sie 
heiratet ihren Literaturpro­
fessor.

Holly, eine der drei 
Schwestern, ist als Schau­
spielerin erfolglos und steht 
ständig im Schatten der 
Schwester, beginnt zu 
schreiben, hat Erfolg - ist 
aber erst wirklich zufrie­
den, als Mickey sie heiratet 
und sie schwanger wird. Ihre 
früher gepflegten Vorlieben 
für Rockmusik und Kokain 
findet sie inzwischen 
"schrecklich".

Woody Allen kokettiert 
mit der reaktionären Ge­

samtaussage: "Mich macht 
der Einspielerfolg meines 
Films ganz nervös. Viel­
leichtstelle ich nichts mehr 
in Frage, fordere niemanden 
mehr heraus, bestätige un­
bewußt Vorurteile oder Le­
benseinstellungen, die ich 
rational ablehne." Mag er 
sie rational ablehnen - Hol­

Fritz Lang

Verbrecher und Mörder 
suchen einen Unschuldigen

"M - Eine Stadt sucht einen 
Mörder", einen Kindermör­
der. Die Polizei tritt bei den 
Ermittlungen auf der Stelle 
und versucht durch penible 
empirische Untersuchungen 
voran zu kommen. Nach ei­
nem weiteren Mord ver­
stärkt die Polizei ihre Fahn­
dung, fängt aber nur kleine­
re und größere "normale" 
Verbrecher. Diese, nun aufs 
äußerste eingeschränkt in 
ihrer Bewegungsfreiheit, 
beschließen den Mörder auf 
eigene Faust und mit ihren 
eigenen Methoden zu fan­
gen. In einem Wettlauf zwi­
schen Unterwelt und Poli­
zei, sind die Gangster im­
mereinen Schritt schneller, 
es gelingt ihnen den Mörder 
der Polizei vor der Nase 
wegzuschnappen, und es 
kommt zum Prozeß, ganz 
nach den Regeln der ehrba­
ren Welt, mit Richtern, Ver­
teidiger und Öffentlichkeit. 
Letztlich obsiegt die Poli­
zei und "rettet" den Mörder 
vor den lynchwütigen Un­
terweltlern, um ihn von den 
"echten" Richtern zum Tode 
verurteilen zu lassen. "M" 
ist eine cineastisch perfekt 
gestaltete Anklage gegen 
die Todesstrafe. Die Mörder

Fernsehen

ZDF-Hearings zur Unterstützung 
der Rcgicrungspolitik

Das ZDF veranstaltet vor 
den Bundestagswahlen eine 
"Hearing"-Reihe, in der Re­
dakteure Vertreter der Par­
teien im Bundestag über die 
Vorhaben der Bundestags- 
Parteien nach den Wahlen 
befragen. Zum Thema So­
zial- und Wirtschaftspolitik 
konnten sich am 4.12. Nor­

lywoods Filmemacher wis­
sen, was sie ihrem Publikum 
schuldig sind: Eine beson­
dere Art Spießigkeit, und 
das in einer Zeit, wo die Re­
aktion Fortschritte macht. 
Diese Spießigkeit angenehm 
zu verpacken, darin besteht 
zweifellos Aliens Kunst. 
- (hef) 

suchen einen Mörder. Die 
absolute Unmoral des Mör­
ders hebt die Unmoral der 
Mörder auf. Bettler und 
Taschendiebe sind die Exe­
kutive, Mörder und Räuber 
sind die Judikative. Rasante 
Szenenfolgen und Schnitte 
lassen die Unterschiede völ­
lig verschwinden. In den bei­
den Schlußszenen gipfelt die 
Gleichung "Staatsapparat = 
Verbrecher" mit den Worten

des Richters "Im Namen des 
Volkes ergeht folgendes Ur­
teil . ..", Schnitt, eine Mut­
ter: "Das macht mir mein 
Kind auch nicht wieder le­
bendig."- (kab)

bert Blüm (CDU), Theo Wai­
gel (CSU), Otto Graf 
Lambsdorff (FDP), Anke 
Fuchs (SPD), und Rainer 
Trampert (GRÜNE) erklä­
ren. Die Redakteure stell­
ten den Parteienvertretern 
unterschiedliche Fragen, so 
daß sich die Vertreter von 
CDU, CSU, FDP und SPD
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zwar zu ihren Vorstellungen 
über die Änderungen der So­
zialversicherungen auslas­
sen konnten, die Grünen je­
doch Mühe hatten, ihre Auf­
fassungen dazu überhaupt 
darzulegen. Eine grundle­
gende Übereinstimmung un­
ter den staatstragenden 
Parteien war: eine Grundbe­
dingung für die Sanierung 
der Sozialversicherungen 
sei die Zunahme der Be­
schäftigung. Anke Fuchs er­
klärte mit Arbeitsbeschaf­
fung müßten die Einnahmen 
von Renten- und Kranken­
versicherung erhöht wer­
den, CDU, CSU und FDP 
verwiesen zwar darauf, daß

die Erwerbstätigkeit seit 
1984 um über eine halbe 
Million zugenommen habe, 
aber die Versicherungen 
könnten ohne weitere zah­
lende Lohnabhängige und 
ohne gleichzeitige Beseiti­
gung von Versicherungslei­
stungen nicht gesichert 
werden. R. Trampert hielt 
dagegen die Forderung nach 
Abkoppelung der BRD vom 
Weltmarkt, griff die Vor­
stellung von dauernder 
Wirtschaftsexpansion an 
und machte die Pharma- 
Konzerne verantwortlich 
für die steigenden Ausgaben 
der Krankenversicherun­
gen. - (uld)

Zeichenfilm

Wenn der Wind weht — Jim 
und Hilda und die Bombe

Der englische Zeichentrick­
film mit Bildern von Briggs 
und Musik von Clapton und 
Bowie ist überhaupt nicht 
putzig, wie das die in Film­
zeitschriften abgebildeten 
Hauptfiguren, das Rentner­
ehepaar Jim und Hilda, na­
helegen. Denn dort sieht 
man sie nur in ihrem anfäng­
lichen Zustand, bescheiden, 
rundlich, glücklich und voll­
gestopft mit der Ideologie 
der herrschenden Klasse in 
England. Im folgenden wird 
diese heile Welt demon­
tiert, ohne daß Jim und Hil­
da ihre Auffassungen än­
dern. Als im Radio ein 
feindlicher Raketenangriff 
angekündigt wird, führen sie 
alle vorgeschriebenen und 
unnützen Schutzvorkehrun­
gen aus, bauen einen lächer­
lichen Schutzraum aus ihren 
Türen, legen Vorräte an, die 
sie nachher, als die Bombe 
gefallen ist, nicht mehr ge­
brauchen können, weil der 
Strom ausgefallen ist und 
die Wasserflaschen geplatzt 
sind. Dennoch hält Jim an 
den Empfehlungen der Re­
gierung und einer anderen 
amtlichen Stelle fest, was 
jeweils zu tun sei, selbst 
wenn diese Empfehlungen 
sich widersprechen. Jim 
versetzt sich immer wieder 
in die Zeiten des zweiten 
Weltkriegs, setzt die deut­
schen Nationalsozialisten 
mit den Russen, die diesmal 
angegriffen haben sollen, in 
eins und hält das Vaterland 
hoch. Ständig versichert er,

daß die "herrschenden 
Mächte" schon dafür sorgen 
würden, daß ein Hilfstrupp 
ihn und seine Frau findet. In 
Wirklichkeit sind sie völlig 
verlassen, allein übrigge­
blieben und der Katastrophe 
durch ihr Vertrauen hilflos 
ausgeliefert. Sie verfallen 
körperlich, werden strah­
lenkrank und flüchten sich 
schließlich ins Gebet. Mit­
ten im Zusammenklauben 
des 23. Psalms bricht der 
Film ab. Die satirische und 
kritische Wirkung des Films 
wird verstärkt durch Ein­
blendung von schwarz-wei­
ßen Fotodokumenten aus 
der Zeit des zweiten Welt­
kriegs, die in Widerspruch 
zu Jims Beschwörungen der 
guten Absichten der "herr­
schenden Mächte" stehen. 
Diese bleiben unbegriffen. 
- (anl)

Jim und Hilda

Moderne Biologie und Rassismus

Es gibt nur eine Rasse: 
Die menschliche Rasse

In seinem Manifest von 1959 hat der Pan Africanist Con- 
gress (PAC) geschrieben: "Eine Rasse: Die menschliche 
Rasse". Wir "sehen keinerlei grundsätzliche Unterschiede 
zwischen Mitgliedern der drei Hauptzweige dieser Rasse, 
zwischen den Kaukasoiden, den Asiaten und den Afri- 
noiden. Die Afrikaner halten nichts von der Theorie, daß es 
unter den Mitgliedern der verschiedenen Zweige der 
menschlichen Spezies irgendwelche inhärenten verstan­
desmäßigen, emotionalen und psychologischen Unterschie­
de gibt".

Diese Absage an jede Form von Rassismus kann durch 
neuere Forschungsergebnisse aus der Biologie untermauert 
werden. Dem Amerikaner Richard Lewontin, Professor für 
Biologie an der Harvard-Universität, zum Beispiel geht es 
darum nachzuweisen, daß die starre Trennung zwischen 
genetisch fixiert, angeboren und umweltbedingt wissen­
schaftlich nicht mehr aufrechterhalten werden kann und 
daß die Genetik für eine Aufspaltung der Menschen in Ras­
sen oder soziale Klassen nicht herhalten kann.

In dem Klappentext zu seinem Buch "Menschen", das 
1986 im Verlag Spektrum der Wissenschaft erschienen ist, 
heißt es: "Alle Menschen sind gleich. Alle Menschen sind 
verschieden. Dies ist durchaus kein Widerspruch, denn in 
der Biologie unserer Art ist beides angelegt. Verbindende 
Gemeinsamkeiten ebenso wie differenzierende Vielfalt. 
Die vielen biologischen Übereinstimmungen, die über so­
ziale, nationale und kulturelle Grenzen hinweg zwischen 
den Menschen existieren, sind die Konsequenz unserer ge­
meinsamen Evolutionsgeschichte. Zugleich haben die evo­
lutionserhaltenden und Vielfalt schaffenden Prozesse von 
Mutation und Rekombination dazu geführt, daß auf geneti­
scher und molekularer Ebene kein Mensch dem anderen in 
allen Merkmalen gleicht - eineiige Zwillinge einmal aus­
genommen. Wie die Analysen der quantitativen Humange­
netik zeigen, ist die genetische Variation zwischen einzel­
nen Menschen innerhalb einer Gruppe sogar weitaus größer 
als die zwischen verschiedenen, sozialen oder ethnischen 
Gruppen - ein Befund, der nicht nur von akademischem In­
teresse ist, sondern auch an weit verbreiteten Vorurteilen 
rüttelt. Mit der Genetik jedenfalls läßt sich weder eine 
scharfe Abgrenzung von Rassen noch eine Aufspaltung der 
Menschen in soziale Schichten rechtfertigen . . . Fazit: 
Menschen sind mit einer solchen Plastizität ihrer physi­
schen und psychischen Entwicklung ausgestattet, daß sie 
unabhängig von Rasse, sozialer Schicht und Geschlecht je­
de im Rahmen der Biologie unserer Art mögliche Identität 
annehmen können."

Zunächst räumt Lewontin mit den Vorstellungen auf, daß 
es überhaupt noch so etwas wie stabile Rassen gebe, die 
erst durch die moderne industrielle Kultur und Migration 
gefährdet seien. Vielmehr beschreibt er als eines der auf­
fälligsten Kennzeichen der menschlichen Geschichte die 
weiträumigen unablässigen Wanderungen, die zum Beispiel 
aus den Briten, "die sich ihrer Rasse so bewußt sind", "ein 
Amalgam aus den Schnurkeramikern der Bronzezeit, den 
indoeuropäischen Kelten des ersten vorchristlichen Jahr­
tausends sowie schließlich den Wikingern und ihren erfolg­
reichen Nachfolgern, den Normannen", gemacht haben. Er 
belegt, daß sich die menschlichen Populationen in ihren 
Genfrequenzen nur mäßig unterscheiden und alle Men­
schen in drei Vierteln ihrer bekannten genetischen Ab­
stammung übereinstimmen. Reine Rassengene gibt es
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nicht. Etwa 85 Prozent der gesamten genetischen Varia­
tion der menschlichen Art findet man zwischen den Indivi­
duen innerhalb einer Nation oder eines Stammes. "Um es 
einmal kraß auszudrücken: Sollten nach einer möglichen 
Weltkatastrophe nur die Afrikaner überleben, blieben 
immerhin 93 Prozent der genetischen Vielfalt der mensch­
lichen Art erhalten, auch wenn die Art als Ganzes dann von 
dunkler Hauptfarbe wäre. Wenn es noch schlimmer käme 
und lediglich das Volk der Xhosa an der Südwestspitze 
Afrikas überlebte, blieben immerhin noch 80 Prozent der 
menschlichen genetischen Variation bewahrt."

Weitere Untersuchungen Lewontins gelten der Widerle­
gung der Behauptung, Intelligenz sei angeboren. "In dem, 
was Intelligenztests messen, gibt es keinerlei biologische 
Unterschiede zwischen Schwarzen und Weißen." Sein Fa­
zit: "Intelligenzgene gibt es nicht und werden auch nie ge­
funden werden." - (doz)

Ausländerpolitik

Asylrecht und 
imperialistische Expansion

Gegen die reaktionäre Hetzkampagne gegen Flüchtlinge 
haben sich an etlichen Orten Organisationen und Aktions­
einheiten gebildet zur Verteidigung der Flüchtlinge. Oft 
werden die Forderungen nach Abschaffung der Sammella­
ger, Aufhebung des Arbeitsverbots usw. unter Losungen 
wie "Verteidigt das Grundrecht auf Asyl", "Wiederherstel­
lung des Asylrechts" oder "Für uneingeschränktes Asyl­
recht" zusammengefaßt. Die Reaktion verbindet mit 
Art. 16 Grundgesetz allerdings alles andere als die Verbes­
serung der materiellen und rechtlichen Lage der Flüchtlin­
ge. Welche Ziele verfolgt sie, wenn sie behauptet: "Wir si­
chern das Grundrecht auf politisches Asyl" (1)?

"Freund und Feind"
Der ehemalige Innensenator von Westberlin, Lummer, 
z.B. befürchtet: "Ein Staat, der... sich faktisch des Be­
stimmungsrechts darüber begibt, wer unter welchen Vor­
aussetzungen und für wie lange sich auf seinem Territori­
um aufhalten darf, gibt ein elementares Stück seiner Sou­
veränität und Würde preis" (2). Präziser formuliert der 
Leiter der Verwaltungshochschule Speyer, Helmut Qua- 
ritsch, das Problem. Quaritsch ist Mitglieder der Späth- 
schen Kommission "Zukunftsperspektiven"; sein Aufsatz 
erschien in dem von Armin Mohler herausgegebenen Band 
11 der Schriften der Carl Friedrich von Siemens Stiftung 
"Wirklichkeit als Tabu".

"Das Asyl für jeden politisch Verfolgten, das sogenannte 
absolute Asylrecht, verwehrt der Bundesrepublik die Kom­
petenz, bei Flüchtlingen zwischen Freund und Feind unter­
scheiden zu können, macht sie also politisch handlungsun­
fähig." Folge: "Der 'Verfassungsschutzbericht 1984’ zählt 
80450 extremistisch organisierte Deutsche, aber 116000 
extremistische Ausländer..." Es sei unzweifelhaft so, 
"daß diejenigen, die in der Bundesrepublik keinen Arbeits­
platz, sondern Zuflucht vor Verfolgung suchen, auch den 
Löwenanteil der ausländischen Extremisten stellen" (3). 
Um diesem Problem zu begegnen, hat die Innenminister­
konferenz in Saulgau am 03.10.86 beschlossen, daß eine 
Abschiebung von Flüchtlingen dann geboten sei, wenn ih­
nen durch die Abschiebung keine Gefahren drohten, "die 
wesentlich über das Maß dessen, was in dem Staat allge­
mein oder von einer bestimmten Volks- und Religionsgrup­

pe allgemein zu erdulden ist, hinausgehen". In diesem Sinn 
wurde auch der § 11 des Asylverfahrensgesetzes geändert, 
nachdem Asylanträge offensichtlich unbegründet sind, 
wenn "offensichtlich ist, daß sich der Ausländer nur um ei­
ner allgemeinen Notsituation oder einer kriegerischen 
Auseinandersetzung zu entgehen", in der BRD aufhält. Zu­
sätzlich fordert die CDU, "die Wanderungsbewegungen zu 
regionalisieren" (4).

Diese Beschlüsse sind z.B. direkt gegen den Kampf des 
palästinensischen Volkes gerichtet, weil eine Abschiebung 
von Libanesen oder Palästinensern in Gebiete, die von Isra­
el oder faschistischen Milizen besetzt oder beherrscht 
sind, dadurch gerechtfertigt wird.

"Humanitäre Interventionen"
Doch die Reaktion will noch mehr. Denn das Asylgrund­
recht solle "nicht vor Lebensbedingungen (schützen), die 
mit Entbehrungen und Not verbunden sind. Hunger, Seu­
chen und Rand des Existenzminimums sind mit dem Leben 
in der Sahelzone so verbunden wie mit den Slums von Sao 
Paulo, von Manila oder Kalkutta. Wer in diesen Steinwü­
sten lebt, erhält deshalb auch keine Aufenthalts- und Ar­
beitserlaubnis in der Bundesrepublik ..." (5). Man beachte: 
Der Hunger ist mit den Slums verbunden, gesetzmä­
ßig. Warum? Weil "die ethnischen und religiösen Feind­
schaften, vor allem aber die verbreitete Unfähigkeit zur 
Selbsterhaltung mit eigenen Mitteln in der Dritten Welt 
Staatsformen und Ereignisse provozieren", etwa die 
Flüchtlingsströme hervorriefen. Die "Nigger" sind unfä­
hig, sich selbst zu unterhalten, erzeugen daher "Krisenge­
biete". Ja, der Flüchtlingsstrom ist Ausdruck des Rufes 
nach Rückkehr der Kolonialverwaltung; verursacht ist er 
durch "den Wechsel von Battista zu Castro, von der Koloni­
alverwaltung zu Idi Amin". Die Gerichte, die bei ihrer Ent­
scheidung derartige Verhältnisse zugunsten des Asylbe­
werbers berücksichtigen, bekommen ihr Fett gleich mit 
weg. "Dahinter stehen die Empörung über die barbarischen 
Umstände der Verfolgung und das sozialstaatliche Mitge­
fühl mit jenen, die in den Flüchtlingslagern Afrikas und 
Asiens leben müssen. Wohltätigkeit aber ist nicht Sache 
des Bundesamtes oder der Verwaltungsgerichte."

"Niggerbarbarei" dort, "Wohltätigkeit" hier, das paßt 
nicht zusammen. "Die zivilisieren Staaten müssen untätig 
den Barbareien in nicht wenigen Ländern zusehen, sollen 
aber den Flüchtlingen jederzeit offenstehen ...". Das Übel 
müßte daher an der Wurzel gepackt werden. Aber der BRD 
fehle "jede Möglichkeit, durch politische oder militärische 
Mittel die menschenrechtswidrigen Zustände an der Quelle 
und damit die Ursachen der Asylsuche zu beseitigen". War­
um? "Die 'humanitäre Intervention’ würde rechtlich schei­
tern an dem Grundsatz der staatlichen Souveränität, den 
Art. 2 der UN-Charta mehrfach absichert..." Recht­
lich scheitern! Was die BRD nicht gehindert hat, den im­
perialistischen Angriff gegen Libyen mitzutragen.

Man trenne mit dem Seziermesser eines abgebrühten 
Reaktionärs den Zusammenhang zwischen imperialisti­
scher Politik, Folgen dieser Politik in den drei Kontinenten 
und antiimperialistischem Kampf, und flugs sind die 20 
Millionen Flüchtlinge in der Welt Opfer hausgemachter 
"Barbarei". Und da die BRD noch nicht in gewünschtem 
Maße eingreifen kann, muß zumindest hier alles getan wer­
den um klarzustellen, daß der von der UNO mehrmals pro­
klamierte Anspruch der Menschen auf Freiheit von materi­
eller Not und Furcht eine unverschämte Zumutung ist. "Es 
ist eine Herausforderung an die Gemeinschaft der Kultur­
staaten, die Verantwortlichkeit der Verfolgerstaaten zu 
verdeutlichen, auf einen Wegfall der Fluchtgründe hinzu­
arbeiten, . .. das Asylrecht international zu harmonisie­
ren" (6).
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Besetzung der Ausländerbehörde in Freiburg am 01.12. zur Unterstützung der sich im Hungerstreik befindenden irani­
schen Asylbewerber in Tübingen.

Die BRD bricht Völkerrecht
Für die Reaktion ist der Art. 16 GG in Verbindung mit dem 
Asylverfahrensgesetz also Instrument der inneren und äu­
ßeren Feindbekämpfung. Bei den Beratungen des jetzt vom 
Bundestag verabschiedeten Gesetzes zur Änderung asyl­
verfahrensrechtlicher Vorschriften ließ die Bundesregie­
rung daran keinen Zweifel. Der neue § ia Asylverfahrens- 
gesetz lautet : "Umstände, mit denen ein Ausländer seine 
Furcht vor politischer Verfolgung begründet, bleiben bei 
der Entscheidung unberücksichtigt, wenn sich aus be­
stimmten Tatsachen ergibt, daß der Ausländer sie im Gel­
tungsbereich dieses Gesetzes zu dem Zweck herbeigeführt 
hat, die Voraussetzungen seiner Anerkennung zu schaffen" 
(7). Begründet wurde dies von der Bundesregierung mit 
dem Schutz des Staates vor einer "mißbräuchli­
chen Inanspruchnahme" des Grundrechts auf Asyl: "So habe 
im Bereich des Kriegsdienstverweigerungsrechts das Bun­
desverfassungsgericht... ausdrücklich den Schutz des 
Staates vor einer mißbräuchlichen Berufung auf das 
Grundrecht des Artikel 4 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes 
erwähnt.” Das Bundesverfassungsgericht hatte entschie­
den, daß der Verfassungswert der "wirksamen militäri­
schen Landesverteidigung" regelmäßig dem Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung vorgehe (8).

Lummer, Quaritsch und andere behaupten, die Souverä­
nität der BRD sei angesichts der "Asylantenflut" gefähr­
det. Gibt das der Reaktion nicht das Recht zu verstärkter 
imperialistischer Einmischung in den drei Kontinenten? 
Rechtfertigt das nicht, das völkerrechtlich verbindliche 
Verbot der Zurückweisung, Abschiebung und Ausweisung 
von Ausländern bei Gefahr der Folter zu unterlaufen? Die 
BRD hat die UNO-Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe (9) jetzt gezeichnet - allerdings will sie gegen 
Art. 3 der Konvention einen Vorbehalt formulieren. Art. 3 
besagt: "Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht in einen 
anderen Staat ausweisen, in diesen zurückschicken (’refou- 
ler’) oder an diesen ausliefern, wenn schwerwiegende 
Gründe für die Annahme bestehen, daß sie dort Gefahr lie­
fe, gefoltert zu werden."

Schon sind Spezialisten zur Stelle, die der BRD folgen­
den Vorbehalt gegen Art. 3 empfehlen: "Die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland geht davon aus, daß das in 
Art. 3 Abs. 1 enthaltene Verbot... keinen Asyltatbestand 
schafft... ferner .. daß Art. 3 Abs. 1 Einreisebeschrän­

kungen oder aufenthaltsbeendenden Maßnahmen nicht ent­
gegensteht, die zum Schutz der Sicherheit der Bundesrepu­
blik Deutschland oder ihrer Bevölkerung vor schwerwie­
genden Gefahren insbesondere im Falle von Massenflücht­
lingsbewegungen erforderlich sind" (10).

Selbst die Europäische Menschenrechtskommission geht 
davon aus, daß das Verbot von Folter und unmenschlicher 
Behandlung das Recht der Staaten zur Ausweisung, Auslie­
ferung und Zurückweisung begrenze. Kommentar eines 
weiteren Spezialisten: Diese Auslegung ginge zu weit, "da 
sie zur Folge hat, daß konsequenterweise bei allen drohen­
den Menschenrechtsverletzungen eine Zurückweisung und 
Auslieferung unterbunden werden müßte" (11).

Der Reaktion sind alle Flüchtlinge ein Dorn im Auge, die 
hier darüber berichten, wer etwa die "Hungerkatastro­
phen" in Afrika zu verantworten hat: Völkermord ist "die 
vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die 
(nationale, ethnische, rassische oder religiöse) Gruppe, die 
geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teil­
weise herbeizuführen" (12). Ausländer, die die BRD des 
Völkermords bezichtigen, müssen daher raus.

Der antiimperialistischen Front in der BRD kommt die 
Aufgabe zu, die Verantwortung der BRD für die wirt­
schaftliche Not und Unterdrückung und damit für die 
Flüchtlingsbewegungen sowie die Absicht der weiteren 
Einmischung in den drei Kontinenten zu erhellen. Wenig 
hilfreich dabei ist es, sich auf Art. 16 GG zu stützen, der, 
wie gezeigt, Teil der Sondergesetze gegen die Einwanderer 
hier ist.
Quellenhinweis: (1) CDU-Extra 26/86, S. 1; (2) Deutsch­
land-Union-Dienst Nr. 167, S. 4; (3) H. Quaritsch, Das 
Grundrecht auf Asyl und die neuen Wirklichkeiten, in: 
Mohler (Hrsg.), Wirklichkeit als Tabu, 1986, S. 37f.; (4) 
Lummer, a.a.O., S.o4; (5) folgende Zitate aus Quaritsch, 
a.a.O., S. 51-54; (6) Lummer, a.a.O.; (7) vgl. Bundesrats­
drucksache 572/86 und BTDrs. 10/6416; (8) zit.n. Europäi­
sche Grundrechte Zeitschrift 1985, S. 193; (9) abgedruckt 
in: EuGRZ 1985, S. 13 if f(10) Hailbronner/Randelzhofer, 
Zur Zeichnung der UN-Folterkonvention durch die Bundes­
republik Deutschland, in: EuGRZ 1986, S. 131; (11) Gor- 
ning, Das "non-refoulement"-Prinzip, ein Menschenrecht 
"in statu nascendi", in: EuGRZ 1986, S. 521 f f.; vgl. dagegen 
Marx, Die Konvention der Vereinten Nationen gegen Fol­
ter, in: Zeitschrift für Rechtspolitik, 1986, S. 8iff.; (12) 
Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völker­
mords, BGBl. II, S. 729) - (ulb)
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Revolutionäre Theoriebildung

Die Rolle der BRD im internationalen Klassenkampf 
Eine Auseinandersetzung mit Positionen der KG (NHT)

Die Delegiertenkonferenz des BWK 
hatte im Frühjahr dieses Jahres fest­
gestellt, daß die revolutionären Sozia­
listen in der BRD nicht gut verstehen, 
den Zusammenhang der Kämpfe des 
internationalen Proletariats und der 
unterdrückten Völker zu erklären, und 
daß ihre Unterstützung für diese 
Kämpfe häufig neben den Aufgaben 
im Kampf gegen die westdeutsche 
Bourgeoisie steht und nicht mit ihnen 
vermittelt ist. Der Kongreß der revo­
lutionären Sozialisten zu den Bundes­
tagswahlen hat dieser eklatanten 
Schwäche zugrundeliegende Probleme 
deutlicher gemacht.

In der Arbeitsgruppe "BRD und 
Dritte Welt" bestand eine Minderheit 
aus Kreisen der Kommunistischen 
Gruppen (Neue Hauptseite Theorie) 
darauf, daß die Bestimmung dringen­
der antiimperialistischer Aufgaben 
wie etwa der Kampf gegen die politi­
sche, ökonomische und militärische 
Unterstützung des Apartheidsystems 
durch die BRD ins Fahrwasser bürger­
licher Parteien führe. Die Arbeits­
gruppe "Außenpolitik der BRD" konn­
te sich auch mehrheitlich nicht auf 
Positionen einigen, die eine Politik 
gegen den BRD-lmperialismus ermög­
licht hätten. Die Hälfte der Teilneh­
mer dieser Arbeitsgruppe — wiederum 
v.a. aus Kreisen der KG (NHT) - cha­
rakterisierte die Losungen
* Kein Frieden mit der NATO - BRD 

raus aus der NATO
* Für die uneingeschränkte völker­

rechtliche Anerkennung der DDR 
und aller Nachkriegsgrenzen in Eu­
ropa; Streichung der Wiedervereini­
gungspräambel im Grundgesetz

* Keine Stationierung der Cruise
Missiles; Abbau aller Pershing II

* Nein zu SDI und Eureka; Verbot der 
Beteiligung westdeutscher Firmen 
an SDI und Eureka

* Nein zur Wiederbelebung der WEU
* Kündigung des WHNS-Abkommens 
als Sammelsurium von antiimperiali­
stischen Parolen kleinsten Nenners. 
Dies war der Auseinandersetzung we­
nig förderlich, weil verlogen, da die 
Positionen der KG (NHT) nur den 
Schluß zulassen, daß ihre Verfechter 
die Losungen weniger für ein Sam­
melsurium als schlichtweg für falsch 
halten.

Der Kongreß förderte also tiefgrei­
fende Differenzen in der Beurteilung 
der Rolle der BRD im internationalen 
Klassenkampf zutage. Worin bestehen 
sie?

Da die Kommunistischen Gruppen 
(Neue Hauptseite Theorie) auf dem 
Kongreß die exponiertesten Vertreter 
der Position waren, die eine gemein­
same Politik gegen den Imperialismus 

der BRD sowohl für unmöglich wie 
auch für nicht dringlich hält, wollen 
wir die Auseinandersetzung mit ihren 
Argumenten beginnen. Wir stellen sie 
deshalb zunächst in möglichst geraff­
ter Form dar. Wer ausführlich nachle­
sen will, auf welche Aufsätze wir 
uns beziehen, kann das tun. (1)

Positionen aus 
Kreisen der KG (NHT)

Die Beurteilung der internationalen 
Lage durch die KG (NHT) knüpft an 
die Mitte der 70er Jahre entwickelte 
Drei-Welten-Theorie der KP Chinas 
an. Sie nimmt, wenn auch u.W. nicht 
ausdrücklich, deren Interpretation 
durch Semmler (KPD/AO) und 
Schmierer (KBW/Kommune) weitge­
hend auf und schreibt sie im Lichte 
der Entwicklung fort.

Die KG (NHT) weist dem Wider­
spruch zwischen den imperialistischen 
Ländern, konkret zwischen den USA 
auf der einen und den westeuropäi­
schen Ländern auf der anderen Seite, 
alles überragende Bedeutung zu. Von 
einem imperialistischen Lager könne 
nicht gesprochen werden. Weder ver­
folgten die imperialistischen Mächte 
gemeinsame Interessen und Strate­
gien gegen die Sowjetunion und die an­
deren Staaten des Warschauer Paktes, 
noch handelten sie gemeinsam gegen­
über der Dritten Welt.

Die westeuropäischen Länder, nach 
dem zweiten Weltkrieg unter die Vor­
herrschaft der USA geraten, strebten 
einen Kurs größerer Unabhängigkeit 
an. Diese Entwicklung habe dazu ge­
führt, daß das frühere Bündnis zwi­
schen den USA und den meisten west­
europäischen Ländern, das sich in der 
Zusammenarbeit in der NATO mani­
festiert, erheblich erschüttert sei und 
womöglich sogar vor dem Auseinan­
derplatzen stehe, jedenfalls in der bis­
herigen Form nicht weiterexistieren 
könne. Treibende Kräfte seien - auf 
unterschiedliche Weise - Frankreich 
und die BRD, wobei die BRD zu lavie­
ren gezwungen sei, weil sie selbst über 
keine Atomwaffen verfüge, sondern 
auf die Atommacht USA angewiesen 
sei.

Die Erschütterung des früheren 
Bündnisses komme nicht nur in wach­
senden ökonomischen und politischen 
Widersprüchen zwischen der EG und 
den USA zum Ausdruck, sondern vor 
allem darin, daß die EG-Mächte den 
Konfrontationskurs der USA gegen die 
Sowjetunion nicht mittrügen, sondern 
vielmehr selbst davon bedroht seien, 
insofern der US-Imperialismus mit 
Kaltem Krieg gegen die Sowjetunion 
auch seine Hegemonie über Westeuro­
pa wieder festigen wolle. Es zeichne 

sich sogar ab, daß die osteuropäischen 
Länder zur Reserve der EG-Länder in 
ihrem Kampf gegen die USA heran­
wüchsen.

Gegenüber diesen Ländern verfolg­
ten EG und vor allem BRD eine relativ 
friedliche, nicht-aggressive Politik, 
nämlich Entspannungspolitik. Die Sta­
tionierung der Mittelstreckenraketen 
habe den relativ friedlichen Charak­
ter dieser Politik nicht berührt. Die 
Entspannungspolitik habe prinzipiell 
neue Beziehungen zu den Warschauer- 
Pakt-Staaten begründet und sei Aus­
druck der Tatsache, daß die westdeut­
sche Bourgeoisie wie andere westeu­
ropäische Bourgeoisien zumindest 
derzeit für friedliche Koexistenz sei. 
Siebevorzuge Handel und Wandel und 
sei zugunstendessen auch bereit, ihre 
Territorialansprüche gegenüber dem 
Osten aufzugeben, die sie sowieso lie­
ber ruhen lasse, derzeit wenigstens.

Dabei treffe sie sich zumindest ge­
genwärtig mit den Interessen der So­
wjetunion. Die Entspannungspolitik 
ermögliche dieser, ihr aggressives 
Ziel der Zementierung ihrer praktisch 
uneingeschränkten Hegemonie über 
den Ostblock zu verfolgen. Dies müsse 
übrigens ein wichtiger Grund für die 
Friedensbewegung sein, die westdeut­
sche Entspannungspolitik zu kritisie­
ren.

Auch in der Dritten Welt kämen sich 
EG und USA fast nur noch in die Que­
re. Während die USA ihre Vorherr­
schaft in der Dritten Welt unter allen 
Umständen und zu jedem Preis auf­
rechterhalten wollten, unterstütze 
die EG in der Absicht, ihren eigenen 
Einfluß auszuweiten und die USA aus­
zustechen, die Unabhängigkeitsbe­
strebungen der von den USA unter­
drückten Länder. Insbesondere förde­
re sie deren unabhängige wirtschaftli­
che Entwicklung; dabei achte sie, an­
ders als die USA, die Souveränität der 
Länder der Dritten Welt und verzichte 
auf Mittel des direkten Zwangs, auf 
Kanonenbootdiplomatie und militäri­
sche Interventionen. Sie habe solche 
Mittel auch nicht nötig, da ihre Politik 
der Dritten Welt so viele Vorteile ver­
schaffe, daß es keines Zwangs bedür­
fe.

Die EG brauchten die westeuropäi­
schen Mächte, weil keine allein in der 
Lage sei, den USA Parole zu bieten. 
Von den militärischen Möglichkeiten 
z.B. des EUREKA-Projekts solle man 
sich nicht täuschen lassen; sie ließen 
auf eine kriegerische Absicht jeden­
falls nicht schließen. Die EG sei kein 
Kriegspakt, sondern ein Instrument - 
jedenfalls zur Zeit, später könne sich 
das ändern — um friedlich Groß­
machtinteressen der westeuropäi-



Politische Berichte 25/86 Spezialberichte Seite 35

sehen Imperialisten zur Geltung zu 
verhelfen.
Quellenhinweis: (1) Kongreßmateria­
lien I, Vortrag der KG (NHT) zur Ar­
beitsgruppe V; Kongreßmaterialien II, 
Thesen zum Verhältnis: BRD und 
"Dritte Welt" (KG (NHT)); Beilage v.
20.4.84, Kriegspakt EG?; Beilage v.
30.11.84, Deutsche Frage und kommu­
nistische Politik; Beilage v. 6.6.86, 
Die EG in der Dritten Welt, Imperia­
lismus auf Samtpfoten; Aus den "Auf­
sätzen zur Diskussion" sind in diesem 
Zusammenhang folgende Artikel von 
Interesse: Nr. 37: Zur Kritik des Arti­
kels "Wie entwickelt sich die Sowjet­
union"; Nr. 36: Vom SDI-Abkommen 
bis Libyen - die Bonner Politik mo­
gelt sich durch, und: Kritik des Arti­

BRD-Imperialismus bringt
friedliche Entspannung?

Die "Aufsätze zur Diskussion" Nr. 
29/30 widmet die KG (NHT) dem The­
ma: "IM DEUTSCHEN INTERESSE, 
SPD-Sicherheitspolitik gestern und 
heute." (Schreibweise nach AzD). Das 
Heft verfolgt große Pläne. In einem 
Vorwort schreibt die Redaktion:

"Der Artikel versucht, die Kon­
stanten der bürgerlich-westdeutschen 
Außenpolitik herauszuarbeiten — 
Konstanten, die sich als Resultat der 
deutschen Geschichte wie der weltpo­
litischen Stellung und europäischen 
Lage der BRD ergeben. Sie erlauben 
es, so etwas wie die objektiven Be­
wegungsgesetze zu formulieren, die 
diese Außenpolitik von der anderer 
kapitalistischer Staaten unterschei­
den und relativ unabhängig davon wir­
ken, welche Partei jeweils die Regie­
rungsgeschäfte führt. Diese Gegeben­
heiten sind sowohl der Boden, auf dem 
die unterschiedlichen Parteien und 
Politiker wirken, als auch bilden sie 
den Maßstab, um die Klugheit oder 
Verfehltheit einer jeweiligen Politik 
zu beurteilen."

"Die westdeutsche Außenpolitik" 
wird also von - dem BRD-Imperialis- 
mus eigenen - besonderen "objekti­
ven Bewegungsgesetzen" angetrie­
ben, die sich selbst wiederum aus der 
"Stellung der BRD" in der Welt erge­
ben und nicht nur Motor, sondern zu­
gleich Beurteilungskriterium sind, 
nämlich dafür, wie gut die jeweilige 
"Politik" diese "objektiven Bewe­
gungsgesetze" zur Geltung bringt. Des 
öfteren empfielt die AzD-Redaktion , 
ihren Lesern Bücher, die sie schon mal 
gelesen hat. Wir empfehlen an dieser 
Stelle Hans Morgenthau, Macht und 
Frieden, Gütersloh 1963, ein sog. 
"Klassiker" der us-amerikanischen 
"realistischen" Schule der Politologie. 
Hier werden die Grundzüge der von 
der KG (NHT) nachskizzierten Theo­
rie des "Nationalinteresses" als an­
geblich "objektive" Basis für die Poli­
tik imperialistischer Staaten wirklich 
verständlich dargestellt.

Nach dem Vorwort wird sodann auf 

kels von rül (BWK); Nr. 35: Die Achse 
BRD—Frankreich als Kern einer poli­
tischen Union Westeuropas; Nr. 34: 
Durch eine zweite Phase der Entspan­
nungspolitik zur Sicherheitspartner­
schaft in Europa, und: Bericht über 
den KPD-Sonderparteitag; Nr. 33: Von 
SDI zu Eureka — die NATO driftet 
auseinander; Nr. 31: Außenpolitik im 
Wartestand; Nr. 29/30, Im deutschen 
Interesse, SPD-Sicherheitspolitik ge­
stern und heute; Nr.24: Die Außen- 
und Militärpolitik der Sozialdemokra­
tie und die Illusionen der Friedensbe­
wegung; Nr. 23: Friedensbewegung 
und deutsche Frage. Die "Aufsätze 
zur Diskussion" können bestellt wer­
den bei: VTK-Verlag, Postfach 
160725, 6000 Frankfurt a.M. 16 

rd. 140 Din-A4-Seiten eine Sichtweise 
des BRD-Imperialismus abgeschil­
dert, deren Grundidee darin besteht:

-Diesog. "Gesetzmäßigkeit" west­
deutscher Außenpolitik, der "Boden" 
etc., auf dem die KG (NHT) alles ver­
stehen und beurteilen kann, ist seit 
Anfang der 60er Jahre das "deutsche 
Interesse" an "Entspannungspolitik".

— Der eigentliche Vertreter dieser 
deutschen Interessen ist die Sozial­
demokratie.
— "Auch der Regierungswechsel von 
1982 hat, zumindest in der Außenpoli­
tik, keine ’Wende’ bedeutet - weder 
in der Regierungspolitik noch bei der 
Sozialdemokratie." (AzD, Nr. 29/30)

- Die Regierung Kohl setzt also die­
se Politik fort, wird aber dabei ständig 
von "Hinterbänklern" und "Reden­
schreibern" (KG (NHT)) aus den Rei­
hen der CDU/CSU gestört, diese ihre 
Politik wird dadurch — und durch die 
USA — "untergraben".

In der Kritik eines Artikels der Poli­
tischen Berichte über die KPdSU

mit winterfesten Unterhosen oder Tropenanzügen? Unwichtige Fragen ?

schreiben die AzD, Nr. 37: ". . . die 
Einschätzung des Programms (der 
KPdSU, Red.) von 1961, daß Möglich­
keiten für neue Beziehungen zwischen 
den Staaten entstehen, war gar nicht 
falsch. Es hat sich als ganz richtig er­
wiesen, daß Teile der imperialisti­
schen Bourgeoisien für die friedliche 
Koexistenz sind (Herv. AzD) und den 
Kurs des kalten Krieges gegen die 
UdSSR aufgegeben haben".

Die KG (NHT) behauptet also, die 
eigentliche, besondere, objektiv-ge­
setzmäßige Politik des BRD-Imperia- 
lismus sei die friedliche Koexistenz. 
Dagegen ist festzuhalten:

1.) Die Charakterisierung der Poli­
tik, ja der "objektiven Bewegungsge­
setze" imperialistischer Staaten als 
Politik der "friedlichen Koexistenz" 
ist dem wissenschaftlichen Sozialis-
mus vollständig fremd, ist wissen­
schaftlich unzulässig. In der "Polemik 
über die Generallinie" werden die fünf 
Prinzipien der friedlichen Koexistenz 
wie folgt bestimmt: "Gegenseitige 
Achtung der territorialen Integrität 
und Souveränität, gegenseitiger 
Nichtangriff, gegenseitige Nichtein­
mischung in innere Angelegenheiten, 
Gleichberechtigung und gegenseitiger 
Vorteil, friedliche Koexistenz." (S. 
300)

Die "Polemik über die Generallinie" 
wurde von der Kommunistischen Par­
tei Chinas mit Chruschtschow um die 
Frage geführt, ob die imperialisti­
schen Länder von sich aus eine Politik 
der friedlichen Koexistenz machen 
könnten, und verneint. Bei dem, was 
die KG (NHT) heute vertritt, handelt 
es sich also um die Fortsetzung der 
damaligen Auseinandersetzung der 
kommunistischen Weltbewegung. Die 
KG (NHT) vertritt, die Politik 
Chruschtschows war richtig, die heu­
tige Korrektur dieser Politik durch die 
KPdSU also falsch. Sie geht aber noch 
weiter. Sie behauptet, diese friedliche
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Politik des westdeutschen Imperialis­
mus sei auch noch Resultat objektiver 
imperialistischer Gesetzmäßigkeiten 
— zumindest im Falle der BRD.

Die Politik der friedlichen Koexi­
stenz, die eine Politik der internatio­
nalen Einheitsfront gegen imperiali­
stische Expansion und Kriegsvorberei­
tung ist, die davon ausgeht, daß die 
imperialistischen Staaten durch den 
Kampf der arbeitenden und unter­
drückten Klassen zur Anerkennung 
der Forderungen der friedlichen Ko­
existenz gezwungen werden müssen, 
wird zum eigentlichen "Wesen” des 
Imperialismus — zumindest des west­
deutschen — erklärt.

2.) Die sog. "Entspannungs-" und 
"Neue Ostpolitik" war und ist eine Va­
riante imperialistischer Expansions­
politik und nicht ihre Beendigung.

In den ständigen Wiederholungen 
der KG (NHT)-Entspannungstheorie 
fehlt stets auch nur der Versuch eines 
Tatsachenhinweises. Also: gibt es ir­
gendwelche Tatsachen, die die Be­
hauptung belegen könnten, die Ent­
spannungs- und neue Ostpolitik seien 
so etwas wie die Politik der fried­
lichen Koexistenz?

Was haben Ostverträge, Nicht-An­
erkennung der DDR und der Grenzen 
der osteuropäischen Länder, ständige 
Einmischung in deren Angelegenhei­
ten, Osthandel, Kreditpolitik mit 
friedlicher Koexistenz zu tun? - Sie 
sind das genaue Gegenteil. Und: ent­
gegen der Überlieferung in den Heften 
der AzD liegen die Anfänge dieser Po­
litik nicht bei der SPD, sondern bei 
Adenauer, Außenminister Schröder 
und Kanzler Erhard.

Sicher, auch imperialistische Politi­
ker lassen mal das Wort von der "Ko­
existenz" fallen, z.B. der ehemalige 
US-Außenminister Kissinger. Ent­
spannungspolitik sei:". .. die Realität 
der Konkurrenz (zwischen den Sy­
stemen, Red.) mit dem Imperativ der 
Koexistenz zu vereinbaren". Daß die 
Feststellung, a) es gibt sozialistische 
Staaten, b) ihre Gesellschaftsordnung 
muß untergraben und umgestürzt wer­
den, friedliche Koexistenzpolitik sein 
soll, ist also nur eine Anwendung der 
besonderen Logik der KG (NHT): "Ent- 
spannunspolitik" ("Wandel durch An­
näherung" (Bahr, SPD)) sei zwar eine 
Politik zur "Überwindung der Blöcke", 
aber gleichzeitig eine Politik des 
"Status-Quo", also der Sicherung des 
Zustands, wie er ist.

Als Vorschlag zur Verwissenschaft­
lichung der KG (NHT)-Meinungsbil- 
dung möchte wir der AzD-Redaktion 
doch vorschlagen, allgemeine Begrif­
fe wirklich in ihrer allgemeinen, wis­
senschaftlichen, sprachlichen und 
sachlichen Bedeutung zu verwenden. 
"Status-Quo" bedeutet im hier inter­
essierenden Zusammenhang der BRD- 
Außenpolitik: Die osteuropäischen 
Grenzen, die Grundlagen der Gesell­
schaftsordnung der sozialistischen 
Staaten werden nicht geändert.

EG und Dritte Welt 
im Bündnis?

Fördert die Einbeziehung in den impe­
rialistischen Weltmarkt die Länder 
der Dritten Welt? Die KG (NHT) ver­
tritt diese Auffassung, und zwar unter 
der konkreten Bedingung eines (be­
haupteten) schroffen Konflikts zwi­
schen der EG und den USA, in dem die 
EG, da sie ihre Einflußsphären auf Ko­
sten der USA ausbauen wolle, genötigt 
sei, die Länder der Dritten Welt in ih­
rer wirtschaftlichen Entwicklung zu 
unterstützen.

Die KG (NHT) kann sich dabei auf 
zwei Erscheinungen beziehen: erstens 
darauf, daß die Vertreter der EG oder 
bürgerliche Kommentatoren nicht 
müde werden, diesbezügliche Ab­
sichten zu behaupten; zweitens versu­
chen starke Kräfte in der Dritten Welt 
ja in der Tat, die wirtschaftliche Ent­
wicklung ihrer Länder durch Anschluß 
an den Weltmarkt voranzutreiben.

Vor allem die erste Erscheinung 
reicht der KG (NHT) aus, um weitrei­
chende theoretische Schlußfolgerun­
gen zu ziehen. Träfe zu, was sie be­
hauptet, so würde die Zusammenar­
beit mit der EG die Bedingungen für 
die proletarische Revolution in den 
Ländern der Dritten Welt deutlich 
verbessern. Denn die durch die Zu­
sammenarbeit nach Ansicht der KG 
(NHT) geförderte industrielle Ent­
wicklung dieser Länder führt nach 
derselben Ansicht nicht nur zur "all­
mählichen Lösung aus der Abhängig­
keit" (1), sondern auch zu "sozialem 
Wandel" (1) im Innern, unter anderem 
zur Herausbildung und Stärkung des 
Industrieproletariats.

Bevor wir uns mit diesen Ansichten 
auseinandersetzen, muß ein Vorurteil 
ausgeräumt werden, das die KG (NHT) 
beharrlich verbreitet: Ihre Behaup­
tung, die EG greife nicht offen in die 
Souveränität der Länder der Dritten 
Welt ein (1) und bediene sich nicht 
Mittel direkten Zwangs (2), beruht 
entweder auf völliger Blindheit oder 
auf völliger Mißachtung der Rechte 
und Interessen der unterdrückten Na­
tionen. Sie negiert nämlich neben vie­
lem anderen, das aufzuzählen den 
Rahmen sprengen würde:

- daß EG-Mitgliedsländer und da­
mit rechtlich die EG nach wie vor Ko­
lonien besitzen, was eine ständige 
Verletzung der Souveränität unter­
drückter Nationen ist;

- daß Großbritannien mit aus­
drücklicher Unterstützung der EG den 
Versuch Argentiniens, seine Souve­
ränität über die Malwinen auszuüben, 
mit militärischen Mitteln nieder­
schlug;

- daß Frankreich auch in jüngerer 
Zeit mit Billigung der WEU mehrfach 
in Afrika intervenierte, zwar auf 
Grundlage von Abkommen, aber un­
zweifelhaft gegen das souveräne 
Recht der Völker auf Revolution;

- daß die EG mit dem Lome-Ver­
trag, den KG (NHT)ler immerhin als 
Musterbeispiel partnerschaftlicher 
Beziehungen anbieten, zahlreiche 
Länder Afrikas und aus dem karibi­
schen und pazifischen Raum (AKP- 
Staaten) erpresserisch gezwungen 
hat, den imperialistischen Konzernen 
Eigentumsgarantien zu geben, was in 
ihre Souveränität eingreift und im 
Falle von Enteignung und Revolution 
Interventionsgründe schafft.

Aber kommen wir zu den anderen 
Argumenten.

Fördern Weltmarkt und EG 
die Landwirtschaft?

Das zentrale Problem der unabhängi­
gen Entwicklung der Länder der Drit­
ten Welt ist die Entwicklung ihrer 
Landwirtschaft, die die Ernährungs­
basis sichern und Bedingungen für eine 
eigene industrielle Entwicklung 
schaffen muß. Die Ansicht, daß die 
Einbeziehung in den Weltmarkt und 
speziell die von der EG entwickelten 
Wirtschaftsbeziehungen die wirt­
schaftliche Entwicklung und Unab­
hängigkeit der Dritten Welt fördern, 
muß sich vor allem hier beweisen.

Die KG (NHT), die sich auf den EG- 
Kommissar Pisani beruft und seine 
Ausführungen für bare Münze nimmt, 
vertritt, die EG entwickle den länd­
lichen Bereich in der Dritten Welt. (2) 
An anderer Stelle sagt sie, die EG be­
treibe die Kapitalisierung der Land­
wirtschaft dort. Offensichtlich glaubt 
man in KG (NHT)-Kreisen, daß die Ka­
pitalisierung der Landwirtschaft der 
Dritten Welt deren Entwicklung be­
deutet.

Wir sehen hier einmal davon ab, daß 
die EG durch ihre sog. Nahrungsmit­
telhilfe und wachsende Agrarexporte 
maßgeblich für die Vernichtung der 
Landwirtschaft z.B. in Schwarzafrika 
verantwortlich ist. Die EG ist nicht 
nur seit einigen Jahren der zweitgröß­
te Agrarexporteur, sie ist vor allem 
auch der größte Importeur von land­
wirtschaftlichen Rohstoffen aus der 
Dritten Welt. Was das für die Land­
wirtschaft der Dritten Welt heißt, 
kann man z.B. in Brasilien studieren:

Brasilien beliefert die EG u.a. mit 
Sojaschrot, das hier für die Schweine­
mast verwendet wird. Die Weltmarkt­
nachfrage der EG nach Futtermitteln, 
selbst Ergebnis ihrer Agrarpolitik, hat 
seit den 70er Jahren zu einer sprung­
haften Ausweitung des Sojabohnenan­
baus in Brasilien geführt (heute 18% 
der Ackerfläche) und Brasilien in den 
zweitgrößten Exporteur für Viehfut­
ter verwandelt.

Dies hat die Kapitalisierung der 
landwirtschaftlichen Produktion in 
Brasilien enorm vorangetrieben. Mil­
lionen Kleinbauern fielen ihr zum Op­
fer. Die für die Ernährung nötige land-
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wirtschaftliche Produktion wurde zu­
rückgedrängt, Brasilien muß immer 
mehr Nahrungsmittel importieren. 
Die Sojabohnenverarbeitung liegt fast 
vollständig in den Händen imperiali­
stischer Konzerne. Beherrschten zu­
nächst drei US-Konzerne das profi­
table Geschäft, hat heute westeuro­
päisches Kapital, das sich in brasilia­
nische Firmen einkaufte, die US-Kon­
zerne ein gutes Stück aus dem Feld 
geschlagen. Nur auf den ersten Blick 
verschafft der Sojabohnen-Export 
Brasilien Devisen: In Wirklichkeit ge­
hen sie vollständig drauf für den Im­
port von Traktoren und Mähdreschern, 
von Pestiziden und Dünger (v.a. aus 
der BRD) und von Nahrungsmitteln. 
Versuche, eine lokale Industrie z.B. 
für Dünger aufzubauen, wurden von 
der imperialistischen Konkurrenz 
rücksichtslos niedergemacht. (3)

Es stimmt, die nationale brasiliani­
sche Bourgeoisie hatte die Entwick­
lung der Sojabohnen-Produktion für 
den Weltmarkt gewollt und betrieben. 
Aber ihre Erwartungen wurden nicht 
erfüllt. Gestärkt wurden die mit dem 
Imperialismus eng verbundenen Groß­
grundbesitzer. Für die industrielle 
Entwicklung Brasiliens setzten die 
Kapitalisierung der Landwirtschaft 
und der Export keine Mittel frei — 
diese fließen vielmehr ab in die impe­
rialistischen Metropolen, und zwar 
zunehmend in die EG. Die Produktion 
für den Weltmarkt, konkret für die 
EG, führt weder zu einer Stärkung der 
nationalen Bourgeoisie noch zur Lö­
sung aus der Abhängigkeit, sondern 
verstärkt die imperialistische Kon­
trolle. Sie schwächt, indem sie die 
millionenfache Enteignung und Ver­
treibung der Kleinbauern und Landar­
beiter bewirkte und für die Lohnab­
hängigen zu enormer Verteuerung der 
Nahrungsmittel führte, das Bündnis 
der antiimperialistischen Klassen. Die 
Entwicklung der Produktivkräfte wird 
gehemmt; so hat die Ausweitung des 
Sojabohnen-Anbaus schon nach kurzer 
Zeit zu nicht wiedergutzumachenden 
Erosionsschäden geführt.

Mit ihren bisher gebrachten Argu­
menten kann die KG (NHT) die Be­
hauptung, daß die Weltmarktbezie­
hungen mit der EG die Landwirtschaft 
der Dritten Welt entwickeln helfen - 
oder daß die EG dies anstrebe - nicht 
aufrechterhalten.

Fördern Weltmarkt und EG 
die Industrialisierung?

Die EG-Strategie gegenüber der Drit­
ten Welt, wie sie sich vor allem im Lo­
me-Abkommen der EG mit den AKP- 
Staaten niedergeschlägt, soll nach 
Auffassung der KG (NHT) das Ziel der 
Industrialisierung der Dritten Welt 
verfolgen, konkret den Aufbau einer 
Importe ersetzenden Industrie. Ein 
angeblich neugestalteter Rohstoff­
handel soll ein Mittel dazu sein, tradi­
tionelle Direktinvestitionen ein zwei­
tes, die angebliche Förderung regio-

Monokulturen in Afrika — von der EG 
gefördert

naler Zusammenarbeit zwischen 
Dritt-Welt-Ländern das dritte.

Das erste Lome-Abkommen wurde 
1975 abgeschlossen, eine Überprüfung 
der Ansichten der KG (NHT) anhand 
von Ergebnissen der Lome-Politik ist 
also möglich.

Zunächst ist festzustellen, daß sich 
an den kolonial geprägten Handelsbe­
ziehungen zwischen der EG und den 
AKP-Staaten nichts wesentlich geän­
dert hat. Immer noch exportieren die 
AKP-Staaten zu 95% landwirtschaft­
liche und mineralische Rohstoffe in 
die EG, die ihrerseits zu über 85% Ma­
schinen und andere Industrieprodukte 
in die AKP-Staaten ausführt. Zwei­
tens ist festzustellen, daß die indu­
strielle Produktion in vielen afrikani­
schen AKP-Staaten - auf diese be­
schränken wir uns hier - seit Jahren 
auf niedrigem Niveau stagniert. Drit­
tens stellt sich bei genauer Betrach­
tung heraus, daß, sofern überhaupt 
von einer industriellen Entwicklung 
gesprochen werden kann, viele afrika­
nische Länder, die zunächst den Weg 
des Aufbaus einer importsubstituie­
renden Industrie eingeschlagen hat­
ten, seit einigen Jahren stattdessen 
den Aufbau einer auf den Export ge­
richteten Industrie betreiben — oder 
richtiger: zulassen. Denn die treiben­
de Kraft dieser Sorte Industrieent­
wicklung sind in Schwarzafrika die 
westeuropäischen Konzerne. Sie ha­
ben in vielen Ländern die Errichtung 
von sog. Industriezonen durchgesetzt, 
in denen sie, von Steuern, Ein- und 
Ausfuhrzöllen weitgehend befreit, für 
den Export produzieren lassen.

Auch eine weitere Behauptung von 
EG-Politikern, die die KG (NHT) auf­
schlabberte^ hält einer unvoreinge­
nommenen Überprüfung nicht stand: 
die Behauptung nämlich, die EG würde 
oder wollte den AKP-Staaten stabile 
Einnahmen aus ihren Rohstoffexpor­
ten sichern und auf diese Weise zum 

Aufbau der Industrie dortselbst bei­
tragen.

Der Preis der sieben wichtigsten 
Rohstoffe Schwarzafrikas lag 1985 
um 35% unter dem von 1980 (während 
die industriellen Importe in dem glei­
chen Zeitraum deutlich teurer gewor­
den sind). Das Lome-Abkommen hat 
die AKP-Staaten vor den Folgen des 
Preisverfalls nicht geschützt. Abge­
sehen davon, daß das vielgepriesene 
Stabex-System nur für Rohstoffe und 
nicht für verarbeitete Rohstoffe gilt, 
also direkt gegen den Aufbau einer 
weiterverarbeitenden Industrie ge­
richtet ist; abgesehen auch davon, daß 
die Bergwerksproduktion in Afrika 
noch zu erheblichen Teilen von west­
europäischen Konzernen kontrolliert 
wird, die letztlich die Ausgleichsgel­
der kassieren, ist nach 1980 nur ein 
kleiner Teil der Erlösausfälle der 
AKP-Staaten gezahlt worden.

Zaire, eng mit der EG verbunden, ist 
ein Musterbeispiel für den Versuch, 
die Industrialisierung durch Auswei­
tung der Weltmarktbeziehungen vor­
anzutreiben: durch Steigerung der 
Rohstoffexporte, durch Aufnahme 
von Auslandskrediten für den Import 
von Produktionsmitteln aus den impe­
rialistischen Ländern. Zaire macht 
deshalb auch besonders deutlich, daß 
dieser Versuch restlos gescheitert ist. 
Im letzten Jahr mußte es ca. 50% sei­
ner Exporterlöse als Schuldendienst 
ins imperialistische Ausland abführen, 
die Zinsen für kurzfristige Kredite, 
Zahlungsrückstände und private Kre­
dite nicht mitgerechnet. (4) Die ehr­
geizigen Industrieprojekte, die Zaire 
1975 auf dem Höhepunkt der Kupfer­
preise in Angriff genommen und für 
die es sich in den darauffolgenden 
Jahren verschuldet hatte, liegen unter 
den Trümmern der abgestürzten Kup­
ferpreise begraben. Andere Länder 
sind in keiner besseren Lage. Es ge­
hört schon eine gehörige Portion Zy­
nismus dazu, das Scheitern ihrer so 
begründeten Industri al isierungsversu­
che einfach zu ignorieren und über In­
dustrialisierung durch andersartigen 
Rohstoffhandel zu schwadronieren.

Darüber, ob eine von der EG betrie­
bene Industrialisierung der Dritten 
Welt, durch Kapitalexport, aber auch 
durch den Export von Maschinerie, die 
von vornherein auf einige wenige in­
dustrielle Großprojekte angelegt ist, 
überhaupt den Interessen der unter­
drückten Nationen entsprechen kann 
oder ob eine solche Entwicklungsrich­
tung nicht vielmehr der wirtschaftli­
chen Entwicklung der Dritten Welt 
weitere gewaltige Hindernisse entge­
gentürmt, macht sich die KG (NHT) 
erst gar keine Gedanken. Damit zu­
sammenhängende Fragen bleiben der 
weiteren Auseinandersetzung vorbe­
halten.
Quellenhinweis: (1) Kongreßmateria­
lien Teil 2; (2) Beilage Nr. 2/86; (3) H. 
Schumann. Futtermittel und Welthun­
ger; (4) Weltbank Jahresbericht 1986.
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Die NATO — ein transatlantischer 
Mehrzweck-Interessenverbund

In einem "Kommentar: Von SDI zu Eu- 
reka — die Nato driftet auseinander" 
(AzD, Nr. 33) gelangt die KG (NHT) 
zum Schluß zu folgender Beurteilung: 
"Die Auseinandersetzungen in der 
NATO befinden sich erst im Vorberei­
tungsstadium. Wie sie im einzelnen 
ausgehen werden, ist nicht vorherzu­
sagen, aber die Richtung, in der sich 
die Dinge entwickeln, ist objektiv de­
terminiert; das NATO-Bündnis steu­
ert auf eine Zone der Turbulenzen zu, 
die es in der alten Form kaum hinter 
sich lassen wird."

Diese Schlußfolgerung beruht auf 
einem bestimmten prinzipiellen Ver­
ständnis vom Charakter bzw. von der 
Zwecksetzung der NATO. U.a. ist im 
"Kommentar: Vom SDI-Abkommen bis 
Libyen — die Bonner Politik mogelt 
sich durch" (AzD, Nr. 36) davon die 
Rede, daß die NATO "ursprünglich als 
Gegenstand und Instrument US-ame­
rikanischer Hegemonialpolitik ge­
gründet" worden sei. Ähnliches wird in 
dem oben zitierten Kommentar be­
kräftigt: "Im Gefolge des 2. Welt­
kriegs errang das US-Kapital die Vor- 

\ herrschaft über Westeuropa. Die ein­
stigen kapitalistischen Weltmächte 
Großbritannien, Frankreich und 
Deutschland, in ihrem Kampf gegen­
einander geschwächt, Deutschland 
durch den Krieg gegen die UdSSR aus­
geblutet, mußten die Errichtung der 
US-Hegemonie über sich hinnehmen. 
Gegenüber der nach 1945 drohenden 
Gefahr des Sozialismus erschien — 
und war -die Unterordnung unter die 
USA das kleinere Übel. Die NATO in­
stitutionalisierte die Hegemonialposi­
tion der US-Bourgeoisie über die Kon­
kurrenzländer." Das ist die eine Seite 
jenes prinzipiellen Verständnisses der 
KG (NHT) von der NATO.

Die andere Seite kann anhand eines 
Artikels über "Die Achse BRD- 
Frankreich als Kern einer politischen 
Union Westeuropas" (AzD, Nr. 35) 
verdeutlicht werden: "Nach dem 
Kriegsende 1945 ... (hatte sich der) 
Abstieg der europäischen Imperiali­
sten . . . weiter forciert, diesmal unter 
Einschluß Deutschlands ... Die unbe­
strittenen Großmächte waren ... im 
Westen die USA . .. sowie im Osten 
die UdSSR, deren Armeen in Europa 
bis nach Mitteldeutschland . . . voran­
marschiert waren. Unter der Hegemo­
nie dieser beiden Großmächte ent­
standen die Blöcke in Europa und der 
Kalte Krieg, der notwendigerweise 
den engen militärischen und politi­
schen Zusammenschluß der schwäche­
ren europäischen Staaten hinter ihrer 
jeweiligen Führungsmacht bewirkte. 
Dieser enge, erzwungene Zusammen­
halt bedeutete keineswegs, daß die 
grundsätzlichen Widersprüche — die 
gerade im westlichen Bündnis histo­
risch sehr deutlich waren - aufgeho­

ben wurden; sie wurden lediglich ver­
deckt, um später ... wieder hervorzu­
treten."

In den "Schlußfolgerungen" des Ar­
tikels sind diese Feststellungen noch 
einmal zugespitzt worden: Es gibt ei­
nerseits eine Übereinstimmung der 
NATO-Mitgliedsstaaten mit den 
Grundsätzen dieser Allianz. "Diese 
Grundsätze bestehen aber nur darin, 
daß alle beteiligten Mächte kapitali­
stischen Charakter tragen, daher in 
Abgrenzung zum ’realsozialistischen 
Block’ stehen ... Ihre Übereinstim­
mung ist also nur relativ, bezieht sich 
nur auf den Systemgegensatz; gleich­
zeitig läßt sich der innerimperialisti­
sche Gegensatz erkennen, der zwi­
schen USA und europäischen NATO- 
Staaten verläuft" — das sei die andere 
Seite der Medaille.

Man kann diese Ausführungen nur 
dahingehend verstehen, daß die KG 
(NHT) jenen "innerimperialistischen 
Gegensatz" innerhalb der NATO für 
absolut hält und von daher z.B. den 
Gegensatz aller NATO-Mitgliedsstaa­
ten zum Warschauer Pakt als "rela­
tiv", im Sinne einer bloßen "Abgren­
zung", begreift. Es ist tatsächlich die­
se spezifische Auffassung vom Cha­
rakter der NATO, der allen weiterge­
henden Schlußfolgerungen der KG 
(NHT) zugrundeliegt. So behauptet sie 
z.B., daß die "Konfrontationspolitik" 
der US-Regierung ("Nichtanerken­
nung der Nachkriegsgrenzen") gegen 
die "Entspannungspolitik" der westeu­
ropäischen NATO-Mitgliedsstaaten 
("Anerkennung der Nachkriegsgren­
zen") gerichtet sei — und zwar mit 
dem Ziel der Wiederherstellung der 
"engen Bindung der Verbündeten an 
die . .. (US-)Hegemonialmacht". 
(AzD, Nr. 29/30) Damit zusammen­
hängend behauptet sie, daß der Ein­
satz der US-Bomber gegen Libyen 
(von "Europa" aus) "eine politische 
Funktion hatte ... (Er war) ein Mittel, 
um die EG-Staaten unter Druck zu 
setzen und zu spalten". (AzD, Nr. 36) 
Denn, so die KG-logische Begründung 
des Vorsatzes: "Militärisch hätten die 
auf den beiden Flugzeugträgern der 6. 
Flotte stationierten Flugzeuge voll­
ständig ausgereicht"!

Die hier zur Rede stehenden Posi­
tionen der KG (NHT) sind mit Absicht 
ausführlich wiedergegeben worden. 
Der interessierte Leser kann auf diese 
Weise selbständig feststellen, daß je­
ne Positionen aus durchaus bekannten 
sachlichen und politischen Anleihen 
zusammengeklaubt sind und nirgend­
wo auf eigenständigen wissenschaftli­
chen Vergewisserungen beruhen.

1. Die KG (NHT) spricht von "grund­
sätzlichen Widersprüchen (der NATO- 
Mitgliedsstaaten - Red.), die gerade 
im westlichen Bündnis historisch sehr 
deutlich waren". Eine geschichtskriti­

sche Untersuchung der Zwischen­
kriegsära liefert keine Begründung für 
so eine Behauptung. Tatsache ist, daß 
die Aggressionen des faschistischen 
Italien gegen Abessinien/Äthiopien 
(Okt. 1935 —Mai 1936) und des natio­
nalsozialistischen Deutschen Reichs 
gegen Österreich (März 1938) sowie 
die direkte Intervention beider faschi­
stischen Mächte in den spanischen 
Bürgerkrieg 1936-1938/39 mit der in­
direkten Unterstützung bzw. Duldung 
der westeuropäischen Völkerbundmit­
glieder durchgeführt werden konnten. 
Tatsache ist weiter, daß die Zerstük- 
kelung und schließliche Annexion der 
Tschechoslowakei durch das faschisti­
sche Deutsche Reich mit direkter Un­
terstützung bzw. Duldung der franzö­
sischen Garantiemacht (für die Un­
versehrtheit der Tschechoslowakei) 
sowie Großbritanniens zustande kam. 
Tatsache ist außerdem, daß in Verbin­
dung mit dem "Münchner Abkommen" 
(30.9.1938) zwischen der britischen 
und reichsdeutschen Regierung ein 
Nichtangriffs-Vertrag (in Gestalt ei­
nergemeinsamen Erklärung, "niemals 
wieder gegeneinander Krieg zu füh­
ren") abgeschlossen wurde. Der un­
verhüllte Zweck dieser Abkommen 
war die Absegnung der reichsdeut­
schen Aggressionsabsichten gegen die 
UdSSR durch die brit. und franz. 
Regierung. Diese Tatsachen belegen, 
daß jene imperialistischen Mächte 
über alle Widersprüche hinweg ge­
meinsame Interessen hatten und zu ei­
ner demgemäßen gemeinsamen prak­
tischen Politik fähig waren: und zwar 
gegen die soziale Revolution in Euro­
pa, gegen die UdSSR und gegen die un­
terdrückten Nationen.

2. Die KG (NHT) behauptet, das Zu­
standekommen der NATO verdanke 
sich der Unterordnung der westeuro­
päischen Mächte unter die USA, und 
zwar als dem "kleinere(n) Übel gegen­
über der nach 1945 drohenden Gefahr 
des Sozialismus". Eine Geschichtskri­
tik der unmittelbaren Nachkriegs-Ära 
liefert keinen Beweis dafür, daß die 
westeuropäischen Mächte vor einer 
solchen Alternative standen. Tatsa­
che ist, daß sowohl der britisch-fran­
zösische Pakt von Dünkirchen (1947) 
wie auch der Brüsseler Pakt dieser 
beiden Regierungen mit den Regie­
rungen der Benelux-Länder (1948) 
hauptsächlich zur Versicherung wech­
selseitigen Beistands gegen die sozia­
le Revolution in den eigenen Ländern 
sowie gegen die Befreiungskämpfe in 
den Kolonien abgeschlossen worden 
sind. Diese beiden Zwecksetzungen 
sind in die Erweiterung des Brüsseler 
Pakts zur WEU bzw. NATO eingegan­
gen und um den Zweck der gemein­
schaftlichen permanenten Bedrohung 
der osteuropäischen Volksdemokra­
tien und der UdSSR ergänzt worden. 
Diese Erweiterung ist hauptsächlich 
auf Betreiben der westeuropäischen 
(Brüsseler-Pakt-)Mächte zustandege- 
kommen und keineswegs von Seiten
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der USA erzwungen worden. Ähnlich 
wie die westeuropäischen Verbünde­
ten hatten auch die US-Monopole bzw. 
deren Bundesregierung ein ganz exi­
stentielles Interesse an dieser Allianz: 
Sie bot und bietet die Möglichkeit der 
auswärtigen Stationierung von Reser­
ven der Konterrevolution für den Fall 
des US-Bürgerkriegs. Und umgekehrt 
konnten bzw. können diese US-Trup- 
pen auch als Verstärkung der Konter­
revolution in Westeuropa zur Verfü­
gung gestellt werden.

Die KG (NHT) behauptet außerdem, 
daß die US-Regierung im Gegensatz 
zu den westeuropäischen NATO-Mit­
gliedern eine Politik der Nichtan­
erkennung der Nachkriegsgrenzen be­
treibe und daß es aus diesem Grunde 
seit Beginn der 80er Jahre "keine ver­
bindende außenpolitische Grundlinie 
der NATO-Länder mehr (gibt)". (AzD, 
Nr. 33) Und in diesem Zusammenhang 
behauptet sie insbesondere, daß der 
1967er Harmel-Bericht über die zu­
künftigen Aufgaben der Allianz ein 
NATO-Dokument für die Entfaltung 
einer Grenz-Anerkennungspolitik sei. 
Tatsache ist, daß gerade dieser Har­
mel-Bericht zur Überwindung der 
Nachkriegsgrenzen in Europa auffor­
dert und dies als Herstellung eines 
"dauerhaften Friedens" umschreibt. 
Tatsache ist außerdem, daß von einem 
Bündnis wie der NATO überhaupt nie­
mals eine Politik der Anerkennung der 
Nachkriegsgrenzen ausgehen kann und 
wird: Neben den drei bereits benann­
ten Zwecksetzungen dieser Allianz 
war es Ziel der NATO-Gründung, ihre 
Mitglieder dem Zwang zur Anerken­
nung des Prinzips der friedlichen Ko­
existenz von Staaten unterschiedli­
cher Gesellschaftsordnung (wie es in 
der Antihitlerkoalition entstanden 
und in der UNO verkörpert war) zu 
entziehen. Dieser Zwang ist in der 
Einstimmigkeits-Regel bzw. im Veto- 
Recht (gegen Majorisierungen) im Si­
cherheitsrat der UNO institutionali­
siert. Genau dagegen zielte die NA­
TO-Gründung 1949.

3. Die KG (NHT) behauptet, daß der 
Einsatz der US-Bomber gegen Libyen 
den politischen Zweck verfolgte, die 
westeuropäischen NATO-Staaten un­
ter Druck zu setzen und zu spalten. 
Eine Vergewisserung der vertragli­
chen und politischen Grundlagen die­
ser Aggression gegen ein Land der 
Dritten Welt liefert keinerlei Beweise 
für diese Behauptung. Tatsache ist, 
daß diese Aggression eine gemein­
schaftliche Operation westeuropä­
ischer NATO-Mitglieder — insbeson­
dere der BRD! - mit dem NATO-Mit­
glied USA war. Seit Ende der 70er, 
Anfang der 80er Jahre sind, v.a. auf 
Anregung der damaligen soziallibera­
len Bundesregierung, arbeitsteilige 
Verfahren und diesbezügliche Zu­
satzverträge innerhalb dieser Allianz 
beraten und schließlich realisiert wor­
den, die allesamt auf die Aufrechter­
haltung der permanenten Aggressi­

onsdrohung gegenüber dem Warschau­
er Pakt bei gleichzeitiger Herstellung 
andauernder Interventionsfähigkeit in 
den Nahen und Mittleren Osten hin­
ausliefen. (1) Arbeitsteilung im Rah­
men einer Operation bedeutet Teilha­
be an dieser Operation; die Wartung 
bzw. Aufrechterhaltung der Logistik 
innerhalb der BRD für Aggressionen 
außerhalb der BRD macht die BRD zur 
"Heimatfront" solcher Operationen 
und bildet somit eine wesentliche Vor­
aussetzung für die Durchführung der­
selben. Genau dies ist bezweckte Ab­
sicht auf Seiten des WHNS-Partners 
BRD und war treibendes Motiv der 
entsprechenden Vertragsverhandlun­
gen — im Rahmen dieser vertraglich 
festgelegten Arbeitsteilung wird die 
BRD selbst zur kriegsführenden 
Macht. Hinzu kommt, unabhängig vom 
WHNS-Abkommen, daß die Aggressi­
on gegen Libyen von einem US-Haupt- 
quartier auf BRD-Territorium aus ge­
plant und geleitet wurde: einem 
Hauptquartier, das aufgrund freiwilli­
ger ausdrücklicher Billigung auf die-

Einseitige Theoriebildungoder 
dialektischer Materialismus?

Den Ausführungen der KG (NHT) über 
die Rolle der BRD in der Welt ist ei­
gentümlich, daß sie sich um Tatsachen 
wenig scheren. Sie pressen sie in ihre 
fertige Theorie — oder ignorieren sie. 
Das erschwert die Auseinanderset­
zung und ist der Klärung wichtiger 
Fragen - und wir wollen nicht be­
streiten, daß über die Rolle der BRD 
in der Welt wichtige Fragen beste­
hen, die der wissenschaftlichen Klä­
rung noch bedürfen - wenig dienlich.

Der methodische Fehler der KG 
(NHT) besteht darin, daß sie nicht er­
kennt, daß die Geschichte aller Ge­
sellschaft die Geschichte von Klas­
senkämpfen ist.

So begreift sie nicht, daß die Politik 
der BRD auch und ganz wesentlich be­
dingt ist durch den Kampf der Klassen 
in der BRD und ihr Kräfteverhältnis. 
Das gilt für die Innenpolitik wie für 
die Außenpolitik. Sie erkennt, daß in 
der BRD die Bourgeoisie herrscht. Sie 
sieht, daß sich die BRD nicht im Krieg 
mit den Warschauer-Pakt-Staaten be­
findet. Daraus schlußfolgert sie, daß 
die westdeutsche Bourgeoisie einen 
Krieg gegen die Warschauer-Pakt- 
Staaten nicht gewollt hat und auch 
nicht will. Weil das so ist, kann sie die 
Stationierung von atomaren Mittel­
streckenraketen, die Anschaffung 
olivgrüner Unterhosen für die Bundes­
wehr oder die militärischen Möglich­
keiten von Eureka nicht als kriegsvor­
bereitende Maßnahmen verstehen, 
sondern nur als Marotte von Leuten, 
die das behaupten. In dieser Betrach­
tungsweise kann die Friedensbewe­
gung nur ein Anhängsel an die bürger­
lichen Parteien sein -was auch sonst, 
da es einen Grund für ihre Existenz ja 
nicht geben soll.

sem Territorium aufrechterhalten, 
d.h. ermöglicht und versorgt wird. 
Beides, die Absichten der BRD in be­
zug auf das WHNS-Abkommen wie 
auch die Gewährung bzw. Versorgung 
der Operationszentrale für die Ag­
gression gegen Libyen, ist beispielhaf­
ter Ausdruck der gemeinschaftlichen 
Interessen der westeuropäischen NA- 
TO-Mächte und der USA. Bundeskanz­
ler H. Schmidt hat dies in seiner Rede 
vor der Foreign Poliy Association in 
New York am 6. März 1980 so auf den 
Punkt gebracht: "Partnerschaft heißt 
Teamarbeit. Teamarbeit heißt, die in­
dividuellen Talente und besonderes In­
teressen so vieler so kombinieren, daß 
ein gemeinsames Ziel oder gemeinsa­
me Ziele erreicht werden." (2) 
Quellenhinweis: D. Deiseroth, Die 
Bundesrepublik — Transitstelle für 
US-Militäreinsätze außerhalb des NA- 
TO-Gebiets?, Kritische Justiz, 4/85; 
Robert W. Korner, Die NATO und Kri­
sen außerhalb des Vertragsgebiets, 
Europa-Archiv 22/85; (2) Europa-Ar­
chiv 10/80, D. 241.

Ob aber die BRD einen Krieg gegen 
den Warschauer Pakt führen bzw. mit­
führen kann oder nicht, hängt nicht 
einfach vom Wollen oder Nicht-Wol­
len der Bourgeoisie ab. Die eine wich­
tige Bedingung dafür, ob sie kann, 
wenn sie will, ist die internationale 
Lage - die Politik der Warschauer- 
Pakt-Staaten, die Haltung der Dritten 
Welt, die Widersprüche zwischen den 
imperialistischen Ländern —, die an­
dere die Lage im Innern: Kann sie eine 
ausreichende Basis für den Krieg mo­
bilisieren, oder ist ihr eigenes Risiko 
aufgrund des Widerstandes der werk­
tätigen Klassen zu hoch? Wer die Wi­
dersprüche, in denen die Bourgeoisie 
zu handeln und die zu beachten sie ge­
zwungen ist, nicht untersucht, kann 
auch kriegsvorbereitende Maßnahmen 
als solche erst erkennen und kritisie­
ren, wenn der Krieg ausgebrochen ist. 
Will die KG (NHT) wirklich erst dann 
einsehen, daß die Anschaffung z.B. 
winterfester Unterhosen für die Bun­
deswehr keine belanglose, ja lächerli­
che Frage ist?

In der Betrachtung der EG-Politik 
gegenüber der Dritten Welt macht die 
KG (NHT) einen ähnlichen Fehler. Sie 
kann die Dritte Welt nur als "Feld" der 
Auseinandersetzung zwischen der EG 
und den USA begreifen, nicht als eige­
ne (in sich widersprüchliche) Kraft, 
nicht als Seite eines sich bewegenden 
Widerspruchs - nämlich dem zwi­
schen den unterdrückten und den un­
terdrückenden Nationen.

Diese dem dialektischen Materialis­
mus fremde, einseitige Art und Weise 
der Theoriebildung hindert die KG 
(NHT), politisches Handeln wissen­
schaftlich zu erklären und zu begrün­
den. - (ehe, huh. scc)



Im nächsten Heft

Tarifbewegung
In der Metallindustrie bereiten Kapi­
talisten und Gewerkschaften eine er­
neute Auseinandersetzung um die Wo­
chenarbeitszeit vor. Die IG Metall 
fordert eine erneute Verkürzung der 
wöchentlichen Arbeitszeit. Die Kapi­
talisten lehnen das ab. Sie wollen eine 
weitere Flexibilisierung der Arbeits­
zeit, durch mehr Arbeit am Wochen­

ende und in der Nacht und haben die 
öffentliche Auseinandersetzung um 
diese Ziele frühzeitig begonnen. In 
Blättern wie dem "Handelsblatt" pro­
pagieren sie die Unvermeidbarkeit 
von Sonntagsarbeit für das westdeut­
sche Wirtschaftsglück. Gibt es bei der 
IG Metall Anhaltspunkte für eine er­
folgreiche Gegenwehr gegen diesen 
Plan der Kapitalisten, oder geht bald 
auch der freie Sonntag verloren?

Kanada: Vorstellungen zur indianischen Selbstverwaltung
Mit der "Heimholung" der kanadischen Verfassung 1980 hatte die Regierung 
Trudeau den Plan verfolgt, die alten indianischen Rechte zu tilgen und die In­
dianer als eine Minderheit wie andere auch zu behandeln. Das konnten die "Er­
sten Nationen" verhindern.Mittlerweilehat sichherausgestellt, daß die Ausein­
andersetzung um die kanadische Verfassung zu einer erheblichen Belebung der 
Diskussion um indianische Selbstverwaltung geführt hat. In vielen Teilen des 
Landes werden Schritte in dieser Richtung unternommen, was die zersplitter­
ten und vielfach kleinen "Ersten Nationen" vor schwierige politische Aufgaben 
stellt.

Gesamtschule Freiburg
1971 auf Druck einer Bürgerinitiative 
gegründet, ist die integrierte und dif­
ferenzierte Staudinger Gesamtschule 
die letzte ihrer Art in Baden-Würt­
temberg. Ständig war sie Angriffen 
seitens der Reaktion ausgesetzt, wur­
den Errungenschaften, wie das Ein­
heitsdeputat aller Lehrer beseitigt 
und bestand Unsicherheit über ihre 

Weiterexistenz nach der "Versuchs­
phase". Jetzt will das Kultusministe­
rium endgültig ihre Struktur zerschla­
gen. Doch der Widerstand von Eltern, 
Schülern und Lehrern ist breit und 
heftig. Welche Triebkräfte hat ihr 
Kampf, welche Formen nimmt er an, 
welche Ziele werden formuliert? Wie 
sieht die Unterstützung von Parteien 
und Gewerkschaften aus und wie rea­
giert die Reaktion?

Bewaffneter Befreiungskampf in Türkisch-Kurdistan
Der bewaffnete Befreiungskampf des kurdischen Volkes im Gebiet von Tür­
kisch-Kurdistan bringt die türkische Regierung in Bedrängnis. Mit Bombar­
dements, Zwangsumsiedlungen, Verhaftungen und Folterungen versucht das 
Regime, den Widerstand zu zerschlagen und den Südosten der Türkei als Auf­
marschbasis der NATO gegen die Staaten des Nahen Ostens zu sichern. Inzwi­
schen mehren sich die Anzeichen, daß die NATO mit türkischen Truppen in den 
Krieg zwischen Irak und Iran intervenieren will. Das Kölner Kurdistan-Komitee 
berichtet über die Anzeichen für solche Pläne der NATO und über die Entwick­
lung des bewaffneten Befreiungskampfes.
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